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„Menschlich im 
21. Jahrhundert“ 

Zum Flüchtlingsmarsch 
auf Berlin befragten wir 
den Aktivisten Arash 
Dosthossein. 
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Klarer Sieg für Chävez 

Hugo Chävez hat seine dritte Wieder¬ 
wahl als Präsident Venezuelas geschafft. 
Die „Prognosen“ eines knappen Wahl¬ 
ausgangs blieben Wunschdenken der 
Opposition und der Medien. 
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Spenden für die DKP 

Alle wollen an euer Geld - 
wir auch! Die DKP bittet um 
Spenden. 
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Krieg auf Bestellung 


D er türkische Ministerpräsident 
Erdogan hat sich vom Parla¬ 
ment die Vollmacht geben las¬ 
sen, die türkische Armee für die Dau¬ 
er von einem Jahr im Ausland einset- 
zen zu können. „Rahmen, Zahl und 
Zeit“ stehen dabei im Belieben der 
Regierung. 

Diese Kriegsermächtigung wurde mit 
dem Einschlag einer Granate aus Sy¬ 
rien in einem türkischen Grenzdorf 
gerechtfertigt, bei dem fünf Bewoh¬ 
ner zu Tode kamen. Während türki¬ 
sche Truppen und Militärgerät in das 
Grenzgebiet zu Syrien verlegt wurden 
und die Artillerie auf syrisches Gebiet 
feuerte, produzierte die türkische Pro¬ 
pagandamaschine wilde Drohungen. 
„Einen tödlichen Fehler“ mache, wer 
die militärische Abwehrbereitschaft 
der Türkei testen wolle, putschte der 
Ministerpräsident die Teilnehmer ei¬ 
ner Kundgebung in Istanbul auf. Man 
wolle zwar keinen Krieg, sei aber auch 
nicht weit davon entfernt. Letztlich 
habe die türkische Nation ihre jetzige 
Stellung durch Kriege erreicht. Und 
der türkische EU-Minister Bagis er¬ 
klärte vieldeutig, die Türkei werde so 
handeln, „wie es einem Land mit tau¬ 
sendjähriger Tradition entspricht“. 
NATO, EU und Berliner Regierung 
übernahmen sofort die türkische Ver¬ 
sion der Grenzzwischenfälle, verur¬ 
teilten Syrien in schärfsten Worten 


und stellten sich bedingungslos hin¬ 
ter die türkische Regierung. Fragen, 
kritische Überprüfung der Fakten und 
differenzierte Positionen waren nicht 
erwünscht. Wozu sollte die syrische 
Regierung einen Krieg mit dem mi¬ 
litärisch weit überlegenen Nachbarn 
provozieren wollen? Warum sollte 
man in Damaskus der NATO einen 
Vorwand für eine Intervention lie¬ 
fern? Die Frage stellen, heißt sie zu 
beantworten. 

Die syrische Armee hat in den letz¬ 
ten Wochen mit zunehmendem Erfolg 
in Aleppo und Damaskus Offensiven 
gegen die bewaffnete Opposition ge¬ 
startet und sie aus mehreren Stadttei¬ 
len verdrängt. Journalisten berichten, 
dass kaum noch Deserteure zur Op¬ 
position stoßen, weil immer deutli¬ 
cher wird, dass in ihren Reihen aus¬ 
ländische Söldner den Ton angeben. 
Die Führung der sogenannten „Freien 
Syrischen Armee“ befindet sich in ei¬ 
nem desolaten Zustand. Wenige Tage 
vor dem Granateinschlag hatten die 
türkische und die Regierung Katars 
verabredet, ihre Unterstützung für die 
syrische Opposition drastisch zu kür¬ 
zen, wenn die sich nicht dazu durch¬ 
ringt, ihre Streitigkeiten zu beenden 
und eine schlagkräftige und zentrale 
militärische Führung aufzubauen. 
Was bislang Waffen, Ausrüstung und 
Geld aus Saudi-Arabien, Katar oder 


den USA, Söldner aus Libyen und mi¬ 
litärische Ausbildung durch die türki¬ 
sche Armee nicht geschafft haben - 
einen militärischen Durchbruch für 
die syrische „Opposition“ - kann ei¬ 
gentlich nur noch durch eine direkte 
militärische Intervention gelingen, sei 
es durch die Türkei, die NATO oder 
eine Koalition der selbsternannten 
„Freunde Syriens“. Die Einrichtung 
sogenannter Sicherheitszonen wäre 
ein erster Schritt dahin. Ausgerechnet 
in dieser Lage kommt es zu dem Be¬ 
schuss eines türkischen Grenzdorfes. 
Die Türkei denke nicht an eine Kriegs¬ 
erklärung gegen Syrien, heißt es in 
Ankara. Das mag man glauben oder 
nicht. Fakt ist, dass die Türkei sich 
längst in einem unerklärten Krieg mit 
dem Nachbarn befindet. Von hier aus 
operieren bewaffnete Gruppen der 
syrischen Opposition und hier haben 
sie ihre sicheren Rückzugsräume. Aus 
der Türkei kamen auch die Kämpfer, 
die am 19. September einen syrischen 
Grenzposten überfallen und besetzt 
haben. Die Artilleriegeschütze, mit 
denen die türkische Armee nun seit 
Tagen Stellungen in Syrien beschießt, 
wurden bereits im Juni an die Grenze 
geschafft. Man wartete offensichtlich 
nur auf einen günstigen Moment zum 
Einsatz. Westliche Medien berich¬ 
ten, auf der türkischen Seite warteten 
auch bereits Flugabwehrraketen dar¬ 


auf, über die Grenze nach Syrien ge¬ 
schafft und gegen die Luftwaffe der 
Regierung in Damaskus eingesetzt zu 
werden. 

Die Kriegsermächtigung, die sich Er¬ 
dogan nun hat ausstellen lassen, rich¬ 
tet sich aber nicht nur gegen Syrien. 
Mit ihr wird auch die militärische In¬ 
tervention türkischer Bodentruppen 
und Kampfflugzeuge im Nordirak le¬ 
gitimiert. Die türkischen Militärs füh¬ 
ren dort Krieg gegen die kurdische 
PKK. Auch in Syrien scheinen kurdi¬ 
sche Gruppen im Visier der türkischen 
Generäle zu liegen. Während die syri¬ 
sche Armee sich offenbar aus den kur¬ 
dischen Gebieten im Norden Syriens 
zurückgezogen hat, will Ankara um 
jeden Preis ein kurdisch-autonomes 
Gebiet in Syrien verhindern. 

In den NATO-Hauptstädten ist zu 
hören, man wolle sich von der Tür¬ 
kei nicht in einen Syrienkrieg hin¬ 
einziehen lassen. Beruhigen kann 
das nur, wer glaubt, dass die Politik 
Ankaras ausschließlich seinen Regi¬ 
onalmachtambitionen geschuldet ist. 
Aber die Feuerwerker für einen Krieg 
von Syrien bis zum Iran sitzen in Wa¬ 
shington, in London, in Paris. Die 
Zündschnüre sind verlegt, ein Funke 
oder ein Befehl genügen. Und Merkel, 
Westerwelle und Co. versichern eifrig, 
dass sie treu hinter den Brandstiftern 
stehen. Arno Neuber 


Sie ruinieren das Land - und die Gesundheit 

Wieder Proteste in Spanien • Selbstmordrate in den Krisenländern steigt 



Auch in der vergangenen 
Woche rissen die Proteste 
in vielen Städten Spani¬ 
ens gegen die sozialreak¬ 
tionäre Politik der Regie¬ 
rung Rajoy nicht ab. „Sie 
ruinieren das Land - ver¬ 
wehrt es ihnen!“ oder das 
stilisierte Bild einer Sche¬ 
re mit einem einfachen 
„NO!“- hinter solchen Pa¬ 
rolen formierten sich am 
Samstag und am Sonntag 
Protestzüge gegen den 
verschleiernd als „Spar¬ 
maßnahmen“ etikettierten 
Raubzug auf die Arbeiten¬ 
den und Arbeitslosen. 

Vor allem die Demonstration in der 
Hauptstadt Madrid war diesmal durch 
die Teilnahme von Staatsangestellten 


geprägt. Ihre Gehälter sollen auf dem 
derzeitigen Stand eingefroren werden. 
Die Proteste richteten sich außerdem 


gegen die Pläne 
zur Privatisie¬ 
rung öffentlicher 
Dienstleistungen 
und zu weiteren 
Einschnitten ins 
Gesundheitssys¬ 
tem. 

Die Folgen der 
Krise auf die 
Gesundheit wa¬ 
ren Thema einer 
Untersuchung, 
die der britische 
Wissenschaftler 
Martin McKee 
auf dem Europä¬ 
ischen Gesund¬ 
heitsforum in Gastein vorstellte. Die 
Zahl der Menschen, die in Spanien 
wegen psychischer Probleme einen 


Arzt aufsuchen, habe sich gegenüber 
der Zeit vor der Krise deutlich erhöht. 
McKee belegte einen direkten Zu¬ 
sammenhang zwischen Arbeitslo¬ 
sen- und Selbstmordrate am Beispiel 
Griechenlands: Dort sei die Zahl der 
Suizide zwischen 2007 und 2009 um 
17 Prozent und 2009/2010 um 25 Pro¬ 
zent gestiegen. Für die erste Hälfte des 
Jahres 2011 gebe das griechische Ge¬ 
sundheitsministerium sogar katastro¬ 
phale 40 Prozent Anstieg an. Die Zahl 
der Heroinabhängigen habe sich um 
20 Prozent erhöht. 

In Portugal habe die Verdoppelung 
des Beitrags für den Besuch einer 
Notfallambulanz auf 20 Euro zu ei¬ 
nem signifikanten Anstieg der Todes¬ 
fälle geführt, so der Wissenschaftler. 

B.R. 


Thema der Woche 


Armutsrepublik 

Deutschland? 

Die „neue“ Armut findet in der Bun¬ 
desrepublik unterschiedliche Opfer¬ 
gruppen: Frauen-, Alters- und Kinder¬ 
armut sind in unseren Sprachgebrauch 
eingezogen. Die Verursacher finden 
wir in den Konzernzentralen und den 
neoliberalen Fraktionen im deutschen 
Bundestag. 

Waren es vor 30 Jahren noch „Rand¬ 
gruppen“, die von Armut bedroht wa¬ 
ren, ist heute dieses Risiko nicht nur 
für Rentner und Erwerbslose akut, 
sondern auch für große Teile der arbei¬ 
tenden Bevölkerung unseres Landes. 
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Schwimmbäder £ 
schßeßen! 


Immernoch gegen den Wind 

4. Kulturforum der DKP 

16./17. November 2012 in Hannover 

Eingangsstatements von Dietmar 
Dath und Dr. Diether Dehrn 
Workshops: Gemeinsam gegen kultu¬ 
rellen Kahlschlag/Deutsche Leitkul¬ 
tur/Das politische Lied heute/Bildbe¬ 



trachtung 

Konzert: Hannover hört Rot - mit DGB- 
Chor Hannover, Peter Schenzer + Dirk 
Wilke (Ex Rotdorn), Oma Körner Band, 
Diether Dehrn und Michael Letz. 

Infos und Anmeldungen unter: 
einheiztext@t-online.de 


Bildungspolitische 
Konferenz der DKP 

io. November, 
ii bis 17 Uhr, 
Frankfurt am Main 

Eingangsstatements: 
Wera Richter (DKP-Partei- 
vorstand) • Rolf Jüngermann 
(DKP Ruhr-Westfalen) • Paul 
Rodermund (SDAJ-Bundes- 
vorstand) 

Workshops: 

Eine Schule für alle-Weg mit 
der Selektion! • Für kosten¬ 
freie Bildung-Schluss mit Pri¬ 
vatisierungen! • Bundeswehr 
raus aus Schulen und Univer¬ 
sitäten! • Zeit zum Lernen und 
zum Kämpfen - Weg mit G 8 ! 
• Beschäftigte im Bildungs¬ 
wesen. Situation und Forde¬ 
rungen • Widerstand: SV-Ar- 
beit & Interessenvertretung 

Kontakt: DKP-Parteivorstand, 
Hoffnungstraße 18, 45127 Es¬ 
sen, dkp.pv@t-online.de 
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Kommentar / Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


DKP Organisationen solidarisch mit Streikenden 

Längster Arbeitskampf in der 
Geschichte der Sparkassen 


„Allzeit-Hoch“ bei den 
Benzinpreisen 

Was steckt hinter den Preissteigerungen? 


Seit dem 9. Juli diesen Jahres wird 
beim Sparkassen-Callcenter S-Direkt 
gestreikt. „S-Direkt“ betreibt im Auf¬ 
trag der Sparkassen unter anderem 
Marktforschungen, vereinbart Termi¬ 
ne mit Kunden und sperrt Kreditkar¬ 
ten. Der Hauptsitz des Callcenters be¬ 
findet sich in Halle (Saale), Sachsen- 
Anhalt. Die rund 800 Beschäftigten bei 
„S-Direkt“ haben nach Angaben von 
ver.di seit Jahren einen Stundenlohn 
von 7,38 Euro. Die Gewerkschaft ver¬ 
langt deshalb eine sofortige Anhebung 
der Gehälter auf 8,50 Euro pro Stunde 
und einen Haustarifvertrag. In einem 
zweiten Schritt sollen es neun Euro 
pro Stunde sein. Mit mehr als 90 Tage 
Streik ist das der längste Arbeitskon¬ 
flikt, den es je in einer Sparkasse ge¬ 
geben hat. 

Die Geschäftsführung der S-Marketing 
GmbH ließ Ende Juli eine von der Ver¬ 
einten Dienstleistungsgewerkschaft 
(ver.di) gesetzte Frist zu Einigung un¬ 
genutzt verstreichen. In insgesamt 14 
Verhandlungs- und Sondierungstermi¬ 
nen zwischen ver.di und der Geschäfts¬ 
führung von S-Direkt war es nicht ge¬ 
lungen, eine Einigung zu erzielen, ver. 
di halte es für unverantwortlich, dass 
die überfällige Gehaltskorrektur nicht 
umgehend umgesetzt werde, betonte 
ver.di-Bundesvorstandsmitglied Be¬ 
ate Mensch. „Das Brutto-Vollzeitge- 
halt eines Callcenter-Agenten bei S- 
Direkt beträgt seit 15 Jahren unverän¬ 
dert 1 280 Euro. Dies entspricht einem 
Stundenlohn von 7,38 Euro. Inflations¬ 
bereinigt ist die Kaufkraft dieses Ge¬ 
halts auf aktuell 950 Euro brutto ge¬ 
sunken.“ Es sei unerträglich, dass ein 
Unternehmen der Sparkassenfinanz- 
Gruppe seinen Beschäftigten für an¬ 
spruchsvolle Tätigkeiten nicht einmal 
ein zum Leben ausreichendes Gehalt 
bezahle. Viele Beschäftigte der S-Di¬ 
rekt müssen deshalb aufstockend zu 
ihrem Lohn Hartz IV-Leistungen be¬ 
ziehen. 

In einem Brief an die Vorstände der 
S-Finanz-Gruppe heißt es: „Wir Unter¬ 
zeichnende sind der überwiegende Teil 
der Beschäftigten bei der S-Direkt in 
Halle. Wir bearbeiten ein breites Spek¬ 
trum von Dienstleistungen für ca. 450 
Mandanten nahezu ausschließlich aus 
der Sparkassenfinanz-Gruppe. Dabei 
erledigen wir mit hoher Professiona¬ 
lität ein breites Aufgabenspektrum bis 
hin zur Kundenberatung. Die meis¬ 
ten von uns erhalten für diese durch¬ 
aus anspruchsvollen Tätigkeiten seit 
nunmehr 15 Jahren ein unveränder¬ 
tes Bruttomonatsgehalt in Höhe von 
1 280 Euro (inflationsbereinigt ver¬ 
bleibt aktuell ein Wert des Gehalts in 
Höhe von ca. 950 Euro) bei 40 Wo¬ 
chenarbeitsstunden. Mit diesem Ge¬ 
halt müssen viele von uns eine Familie 
ernähren, Miete zahlen und auch ein 
Auto unterhalten, um unsere Arbeits¬ 
stelle in Halle zu erreichen. Nach vie¬ 
len Jahren der ergebnislosen internen 
Gespräche mit der Geschäftsführung 
mit dem Ziel einer Verbesserung un¬ 
serer Arbeitsbedingungen haben wir 
uns jetzt ein Herz gefasst und die Ge¬ 
werkschaft ver.di beauftragt, gemein¬ 
sam mit uns akzeptable tarifliche Ar¬ 
beitsbedingungen mit der Geschäfts¬ 
führung auszuhandeln. Nach insgesamt 
14 Verhandlungs- und Sondierungster- 


Anfang der Woche haben die NGG- 
Mitglieder bei Zamek nach 14 Streik¬ 
wochen in großer Einigkeit dem Tari¬ 
fergebnis zugestimmt: Der Mantelta¬ 
rifvertrag behält seine Gültigkeit ohne 
Abstriche, in zwei Stufen werden die 
Entgelte zum 1. September 2012 um 
drei Prozent und zum 1. Januar 2014 
um weitere 3,25 Prozent erhöht. In 
einer Maßregelungsklausel wird die 
Rücknahme aller Kündigungen gere¬ 
gelt. 94 Prozent stimmten für die An¬ 
nahme des in schwierigen Gesprächen 
zuvor ausgehandelten Ergebnisses. 


minen gibt es bei einer ganzen Reihe 
von Themen eine Annäherung, jedoch 
in unserem zentralen Anliegen - der 
Gehaltssteigerung - eine Divergenz 
sowohl hinsichtlich der Höhe als auch 
der zeitlichen Schritte. Wir sind der 
Auffassung, dass nach 15 Jahren infla¬ 
tionsbedingten Reallohnverlusts ein 
Mindeststundenentgelt von 8,50 Euro 
sowie in der zeitlichen Perspektive 
9,00 Euro für ein Unternehmen der 
Sparkassenfinanz-Gruppe möglich 
sein muss. Auch so verstehen wir die 
Leitmaxime der Sparkassenorganisa¬ 
tion „fair.menschlich.nah“. 

Deshalb streiken sie seit mehr als 
90 Tagen. Vor dem Betrieb steht das 
Streikzelt. Und die Solidarität ist groß, 
auch von anderen Betrieben. So befan¬ 
den sich letzte Woche die Kolleginnen 
und Kollegen der S-Direkt Niederlas¬ 
sung in Laatzen im Solidaritätsstreik. 
Mehr als 80 Prozent der Belegschaft 
hatte die Arbeit niedergelegt! 

Auch die DKP-Gruppe in Halle unter¬ 
stützt die Streikenden. Beim Besuch 
im Streikzelt wurde die UZ-Extra ver¬ 
teilt und eine Grußadresse übergeben: 
„Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Seit 82 Tagen steht ihr nun im Streik, 
und das zu Recht, denn sieben Euro 
Stundenlohn reichen nicht zum Le¬ 
ben. Diese tolle Ausdauer werdet ihr 
weiterhin brauchen, denn wie uns Kol¬ 
legen berichteten sind die Fronten in 
diesem Streik verhärtet. Unsere Un¬ 
terstützung habt ihr. Dabei ist dieser 
Streik keine Ausnahme: In den letzten 
zehn Jahren verzeichneten wir in ganz 
Deutschland und Europa einen deut¬ 
lichen Anstieg der Streiks, Demon¬ 
strationen, Besetzungen usw. Es 
kommt darauf an die gemeinsamen 
Klasseninteressen aller Lohnabhän¬ 
gigen zu erkennen, die Kräfte zu bün¬ 
deln und die sozialen Kämpfe höher 
zu entwickeln. Wir, die DKP sind zwar 
eine kleine Arbeiterpartei, doch die 
Mehrheit unserer Mitglieder sind akti¬ 
ve Gewerkschafter. Als solche können 
wir Euch im Moment nur einen Rat ge¬ 
ben: Schmeißt die Streikbrecher raus 
und stärkt unsere Gewerkschaften! 
Für kämpferische und demokratische 
Gewerkschaften! 

Wir kämpfen mit euch für mehr Lohn 
und ein besseres Leben. 

★ Für die 30-Stundenwoche bei vollem 
Lohn, damit die Arbeit auf mehr Leute 
verteilt werden kann. 

★ Für 10 Euro Mindestlohn, damit 
man von seiner Arbeit in Würde leben 
kann. 

★ Für die Rente mit 60 statt 67! 

★ Gleicher Lohn für gleiche Arbeit für 
Männer und Frauen in Ost und West! 
Geld dafür ist genug da, denn die Pro¬ 
fite der Banken und Konzerne sind 
riesig. 

Liebe Kolleginnen, tretet mit uns in 
Kontakt, damit wir Erfahrungen aus- 
tauschen und die Solidarität organi¬ 
sieren können. Berichtet uns vom wei¬ 
teren Verlauf eures Streiks, damit wir 
weiter an eurer Seite für den Sieg eurer 
gerechten Sache kämpfen können. 
Vorwärts, und nicht vergessen: die So¬ 
lidarität! 

Kommunistische Grüße 
DKP-Region Halle“ 

www.kommunisten.de 


„Das ist ein großartiger Erfolg unserer 
Kolleginnen und Kollegen. Sie haben 
über drei Monate große Geschlossen¬ 
heit gezeigt, jetzt auch noch mal bei der 
Urabstimmung. Ich hoffe sehr, dass da¬ 
mit auch für die Zukunft tariflich gesi¬ 
cherte Arbeitsplätze bei Zamek erhal¬ 
ten werden“, freut sich Dieter Schor- 
mann von der NGG. 

Die DKP Düsseldorf stand von Beginn 
der Auseinandersetzung solidarisch an 
der Seite der Zamek-Kolleglnnen und 
beglückwünschte sie nun zu ihrem Er- 
folg. 


D er Autofahrer bekommt nur die 
Folgen zu spüren; er durchschaut 
nicht, was hinter seinem Rücken 
oder auch vor seinen Augen geschieht. 
Er sieht es nur an der Zapfsäule und 
spürt es noch deutlicher im Portemon¬ 
naie: Im Herbst 2012 erreichten die 
Benzinpreise ein Allzeithoch. 

Schon Mitte August - inmitten der 
Urlaubszeit - war Tanken in Deutsch¬ 
land so teuer wie nie zuvor gewesen. 
Doch die Preise kletterten in den Fol¬ 
gewochen noch höher. Im September 
wurden alle Preisrekorde gebrochen. 
Nach den ersten neun Monaten las¬ 
se sich absehen, „dass das laufende 
Jahr als bislang teuerstes Tankjahr in 
die Geschichte eingehen dürfte“, teil¬ 
te der ADAC am 1. Oktober in Mün¬ 
chen mit. Für den Liter Super E10 hat¬ 
ten Autofahrer von Januar bis Septem¬ 
ber durchschnittlich 1,610 Euro zahlen 
müssen. Im Gesamtjahr 2011 waren es 
„nur“ 1,523 Euro je Liter gewesen - 
also 8,8 Cent weniger. 

Im September kostete der Liter Su¬ 
per E10 an den Tankstellen im Schnitt 
1,671 Euro. Dies waren 1,5 Cent mehr 
gewesen als im Rekordmonat August. 
Der September 2012 war demnach der 
bislang teuerste Tank-Monat über¬ 
haupt. 

Nur der Preisanstieg beim Diesel fiel 
im Vergleich zum Vorjahr geringer 
aus. Der Liter Diesel kostete 1,2 Cent 
mehr; der Literpreis lag bei 1,524 Euro. 
Von Januar bis September hatte er im 
Schnitt bei 1,477 Euro gelegen. Im Ge¬ 
samtjahr 2011 waren es noch 6,6 Cent 
weniger gewesen. 

Ursachen-„Gestrüpp“ und 
keine klaren Gründe? 

Wie üblich weist die Mineralölwirt¬ 
schaft den Vorwurf der Abzocke von 
sich. Der Hauptgeschäftsführer des Mi¬ 
neralölwirtschafts verbandes (MWV), 
Klaus Picard, verwies wie immer beim 


Preis-Zwischenhoch Ende August da¬ 
rauf, dass „in keinem anderen Land“ 
der Sprit so sehr durch hohe Steuern 
belastet sei: 

„Es wird nicht abgezockt, sondern in 
Deutschland haben wir vor Steuern 
ungefähr die niedrigsten Preise in ganz 
Europa“, erklärte er. 

Nach Angaben des Branchenverban¬ 
des MWV betrug der Preis, den die In¬ 
dustrie an der Ölbörse in Rotterdam 
zahlen musste, im Juli 59,77 Cent/Li¬ 
ter. Hinzu kämen weitere Kosten wie 
Transport oder Lagerung. Der MWV 
beziffert die Deckungskosten im Juli 
auf 11,37 Cent je Liter. Darin enthalten 
ist auch der Gewinn der Konzerne, der 
nicht näher beziffert wurde. 
Hauptgrund für die aktuelle Entwick¬ 
lung und die Rekordpreise seien die 
gestiegenen Preise am Rohölmarkt, 
sagte der MWV-Sprecher Alexander 
von Gersdorff Ende August. 

„Der Rohölpreis als Basis des Benzin¬ 
preises ist schon seit mehreren Mona¬ 
ten in einer ständigen Aufwärtsbewe¬ 


gung.“ Der Ölpreis sei seit Ende Juni 
um mehr als 25 Prozent gestiegen, der 
Benzinpreis dagegen nur um zehn Pro¬ 
zent. 

Der ADAC kritisierte die hohen Sprit¬ 
preise im September an den Tankstel¬ 
len massiv. Diese seien „zu keinem 
Zeitpunkt des vergangenen Monats 
gerechtfertigt gewesen“. Stattdessen 
hätten es „die Mineralölkonzerne ver¬ 
standen, trotz der insgesamt günstigen 
Ölpreisentwicklung und des wieder 
erstarkten Euros den Autofahrern be¬ 
sonders tief in die Tasche zu greifen“. 

Was sagen die Fakten? 

Wer hat nun Recht: Der ADAC als 
einer der Hauptlobbyisten der Auto¬ 
mobilindustrie oder die Mineralölwirt¬ 
schaft? 

Sicher spielt das Argument der hohen 
Besteuerung des Benzinpreises eine 
Rolle. Denn der Steueranteil am Ben¬ 
zinpreis beträgt nahezu 60 Prozent. 
Darin enthalten sind die Mehrwert¬ 
steuer und die Energiesteuer (früher 
Mineralölsteuer), in der seit 1999 auch 
die sog. „Ökosteuer“ enthalten ist. 

So seltsam es klingt: von einem höhe¬ 
ren Mineralölpreis profitiert der Staat 
dabei jedoch nicht automatisch. Die 
Abgabe bemisst sich nämlich am Li¬ 
ter, nicht am aktuellen Preis. D. h., der 
Staat profitiert im Bereich der Ener¬ 
giesteuer nicht am höheren Endver¬ 
braucherpreis. Dieser Steueranteil hat 
mit der Rohölpreisentwicklung gar 
nichts zu tun. Bei der Mehrwertsteuer 
ist es jedoch etwas anders: Diese be¬ 
trägt 19 Prozent des Warenendpreises, 
im Juli 2012 lag sie bei 25,95 Cent/Li¬ 
ter; erhöht sich der Preis, erhöht sich 
auch die Staatseinnahme. Hier „sahnt“ 
der Staat tatsächlich gut ab. 

Etwa 40 Prozent der Gesamterlöse flie¬ 
ßen nach diesen Steuerabzügen insge¬ 
samt der Mineralölwirtschaft zu. Ist 
das viel oder wenig und was beeinflusst 


dort den Einkaufspreis und die ande¬ 
ren Verarbeitungskosten des Rohöls? 

Steigende Rohölpreise wegen 
der „Erdölknappheit“? 

Sind „steigende Rohölpreise“ tatsäch¬ 
lich die Hauptverursacher des Benzin¬ 
preis-Hochs wie der MWV behauptet? 
Der/die nur durchschnittlich und ober¬ 
flächlich informierte Autofahrerin 
muss das glauben. Die Argumentati¬ 
on von der „Endlichkeit aller fossilen 
Ressourcen“ scheint nicht widerlegbar 
zu sein. Dann ist auch klar, dass das, 
was immer knapper wird, zwangsläu¬ 
fig auch immer teurer sein MUSS. So 
denkt der „Otto Normalverbraucher“ 
bzw. so soll er denken. Preissteigerun¬ 
gen in der Mineralölwirtschaft sind 
dann eine Art unausweichliches „Na¬ 
turgesetz“. 

Doch wie ist tatsächlich weltweit die 
Vorratssituation bei den fossilen Ener¬ 
gieträgern? Wie knapp ist tatsächlich 
das Rohöl? Fakt ist zum einen: Der 
wichtigste Energieträger bleibt welt¬ 


weit mit Abstand Erdöl. 2010 lag sein 
Anteil am Primärenergieverbrauch bei 

33.6 Prozent (2009:34,4 Prozent, 2008: 

34.6 Prozent, 2007: 35,2 Prozent). 

Und wie ist die Vorratslage? 

Dass der „peak of oil“ (der Gipfel der 
Erdölförderung) unmittelbar bevorste¬ 
he oder bereits sogar überschritten sei; 
wird schon seit dem berühmten „Be¬ 
richt des Club of Rome“ in den 70er 
Jahren prognostiziert und immer wie¬ 
derholt. 

Natürlich sind „die Fossilen endlich“ 
und natürlich muss eine neue auf Gas 
und Öl verzichtende und klimafreund¬ 
lichere Antriebsart für den Massenver¬ 
kehr endlich mit Nachdruck vorange¬ 
trieben werden. Und natürlich sperren 
sich sowohl die Ölkonzerne wie die 
Automobilindustrie real immer noch 
gegen diesen grundlegenden Wandel, 
zögern ihn hinaus oder verschleppen 
ihn. Zwar redet mittlerweile jeder Au¬ 
tomobilkonzern von „baldiger Serien¬ 
reife“ batteriegetriebener Fahrzeuge, 
aber tatsächlich wird viel zu wenig da¬ 
für getan. 

Und die derzeitige und absehbare Vor¬ 
ratslage bei Öl und Erdgas zwingt die 
Konzerne auch nicht wirklich zu einem 
Umsteuern. 

Es gibt keine „grundsätz¬ 
liche“ Ölknappheit 

Bei aller Differenziertheit der Vorrats¬ 
entwicklung in den verschiedenen erd¬ 
ölfördernden Staaten und Regionen 
stimmt aber auch folgende Bewertung 
der Weltvorräte. „Expertenaussagen 
unterscheiden sich stark, je nachdem, 
ob bei den fossilen Energieträgern nur 
die nachgewiesenen sowie zu heutigen 
Preisen und mit heutiger Technik wirt¬ 
schaftlich gewinnbaren Vorkommen 
(Reserven) berücksichtigt werden 
oder ob auch die nachgewiesenen, aber 
derzeit wirtschaftlich nicht ausbeut¬ 
baren sowie die nicht 
nachgewiesenen, aber 
geologisch möglichen 
Vorkommen (Res¬ 
sourcen) mit einbezo¬ 
gen werden. Es besteht 
auch Unsicherheit in 
der Frage, in welchen 
Regionen und in wel¬ 
chem Ausmaß erneu¬ 
erbare Energiequellen 
ökonomisch und öko¬ 
logisch sinnvoll ein- 
setzbar sind. 

Die Weltreserven an 
fossilen Energieroh¬ 
stoffen haben in den 
letzten Jahren noch 
zugenommen. Mit ei¬ 
ner Erschöpfung der 
Mineralöl- und Erd¬ 
gasvorkommen laut 
dem aktuellen Fischer 
Welt Almanach wird 
erst mittel- bis langfris¬ 
tig gerechnet. 

Die pauschale Aussage, dass eine na¬ 
türliche Erdölknappheit in Sicht sei 
und dass deshalb zwangsläufig Benzin, 
Diesel und Heizöl ständig teurer wer¬ 
den „müssen“, gehört in das Land der 
Sagen und Märchen. Es sind die ganz 
normalen Mechanismen der Preisent¬ 
wicklung und Preisfestlegung inner¬ 
halb eines von den Monopolen dik¬ 
tierten Erdölmarktes. Hierbei werden 
alle möglichen politischen, klimati¬ 
schen und „psychologischen“ Vorwän¬ 
de konstruiert und rigoros ausgenutzt 
um Dank der Monopolstellung auch 
Extraprofite herauszupressen. 

Denn das gehört, wie man schon in 
der klassischen Leninischen Imperi¬ 
alismus-Analyse nachlesen kann, zur 
Logik des Monopolkapitalismus: „... 
durch ein Monopol (wird) Extrapro¬ 
fit erzielt ... d.h., ein Profitüberschuss 
über den in der ganzen Welt üblichen, 
normalen kapitalistischen Profit.“ Und 
so geht es eben auch auf dem Mineral¬ 
ölsektor zu. 

Hans-Peter Brenner 


Erfolg nach 14 Streikwochen 

NGG setzt Forderungen durch 
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Iveco-Kollegen besetzen Werkstor 

Maschinenbau durch die Konzernherren verhindert 



D ie Kollegen des Iveco-Werks 
Weisweil haben schon einiges an 
Dreistigkeit „ihres“ Konzerns er¬ 
lebt. Was aber vor wenigen Tagen ereig¬ 
nete, schlägt dem Fass den Boden raus. 
Denn die Iveco-Konzernbosse in Turin 
versuchten in einer Nacht- und Nebel¬ 
aktion, das Werk nach Wildwest Ma¬ 
nier leer räumen zu lassen. 

Zwei Tage zuvor hatten IG Metall und 
Betriebsrat die Verhandlungen mit der 
Iveco Konzernleitung abgebrochen, da 
sich keine Bewegung in Richtung eines 
für die Belegschaft akzeptablen Sozi¬ 
alplans und damit verbundenen finan¬ 
ziellen Ausgleichs für den drohenden 
Verlust ihrer Arbeitsplätze abzeichne¬ 
te. Die nächtliche Aktion kam über¬ 
raschend, hatte Iveco doch am späten 
Freitagnachmittag gegenüber der ört¬ 
lichen Zeitung in einer Stellungnahme 
zum vorläufigen Scheitern der Ver¬ 
handlungen weiter Gesprächsbereit¬ 
schaft signalisiert. 

Zu diesem Zeitpunkt müssen aber die 
Lastwagen bereits auf dem Weg Rich¬ 
tung Weisweil gewesen sein. Gegen 
19.30 Uhr meldeten Nachbarn dem 
Iveco-Betriebsrat, dass drei frem¬ 
de Lastwagen einige Transporter, die 
ebenfalls nicht zum Unternehmen ge¬ 
hören, auf dem Betriebsgelände ange¬ 
kommen wären. 

Über eine vorsorglich vom Betriebs¬ 
rat schon eingerichtete Telefonket¬ 
te wurde blitzschnell die Belegschaft 
informiert und mobilisiert. Die sofort 
herbeigeeilten rund 30 Kolleginnen 
blockierten kurz entschlossen alle Zu¬ 
fahrten zum Werk. 


Bürgermeister Oliver Grumber wie 
auch der Chef der IG Metall Offen¬ 
burg, Ahmet Karademir, und sein IG- 
Metall-Kollege Thomas Bleile wurden 
hinzugerufen. 


Vor Ort fanden die Kollegen folgende 
Situation vor: Eine Spedition aus Ulm 
war mit drei Sattelschleppern und ei¬ 
nem Mannschaftswagen schon ange¬ 
rückt, um Material aus Weisweil her¬ 


auszuschaffen. Dazu stellte sich dann 
heraus, dass noch weitere Lastwagen 
auf dem Weg ins Werk unterwegs wa¬ 
ren, ein weiterer Räumungsversuch 
also zu befürchten war. Deswegen und 


weil, wie zu erfahren war, die LKW für 
das ganze Wochenende geordert wa¬ 
ren, beschlossen Betriebsrat und Be¬ 
legschaft, mit einer Blockade auf die 
Nacht- und Nebelaktion der Konzern¬ 
führung zu reagieren. 

Der parteilose Bürgermeister Oliver 
Grumber sorgte für das nötige Equip¬ 
ment. das Rote Kreuz und die örtliche 
Feuerwehr stellten ein Mannschafts¬ 
zelt und auch heiße Getränke, Decken 
und Feldbetten für die Werkswache. 
IG-Metall-Sekretär Bleile rief alle 
Iveco-Mitarbeiter zum weiteren fried¬ 
lichen Verlauf der Aktion auf. Die 
Kollegen rechneten damit, dass Iveco 
oder die LKW-Fahrer die Polizei mo¬ 
bilisieren würden, um die Blockade 
aufzulösen. Kurz vor 22 Uhr war den 
LKW-Fahrern dann klar, dass sie ih¬ 
ren Auftrag nicht ausführen können. 
Sie forderten, das Gelände verlassen 
zu dürfen, und versicherten, dass die 
anderen Lastwagenfahrer bereits um¬ 
gekehrt seien und sie die Aktion für 
beendet halten. Nach ausführlicher 
Beratung ließen die vor Ort anwesen¬ 
den Kolleginnen - selbstredend nach 
durchgeführter Kontrolle der LKW 
durch IG-Metall-Kollegen und Be¬ 
triebsrat - die Fahrzeuge ohne Ladung 
wieder aus dem Werksgelände heraus. 
Inzwischen hat sich ein Mitglied der 
Iveco-Geschäftsleitung bei dem IG- 
Metall-Kollegen Karademir gemeldet 
und die ungeheuerliche Räumungsak¬ 
tion bedauert. 

Manfred Dietenberger 


IG Metall sieht Irrweg 

Bundesweite Aktionen gegen zunehmende prekäre Beschäftigung 







I Leiharbeit 
I Werkverträge 


Leiharbeit und Werkverträge nehmen zu 

Anteile von leiharbeit und Werkverträgen in einzelnen Firmenbereächen 
(in Prozent) 

Produktion 
Werkzeug-ZVorrichtungsbau 
Verwaltung 
Logistik 
Montage 

Vertrieb 

Forschung/Entwicklung/ 

Engineering 

Interne Dienstleistung 
Personalwesen 
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LKW-Produktion geht nach Spanien 

Bei Iveco Magirus regt sich Widerstand gegen 
Arbeitsplatzabbau 


Mit betrieblichen und regionalen Ak¬ 
tionen haben Gewerkschafter am ver¬ 
gangenem Wochenende bundesweit 
gegen das Ausufern prekärer Beschäf¬ 
tigung protestiert. „Die Zunahme 
prekärer Beschäftigung ist ein arbeits¬ 
marktpolitischer Irrweg. Die Men¬ 
schen wollen sichere und faire Arbeit 
und keinen Missbrauch von Leiharbeit, 
Werkverträgen, Befristungen und Mi¬ 
nijobs“, sagte Detlef Wetzel, Zweiter 
Vorsitzender der IG Metall, zum Ak¬ 
tionstag der IG Metall gegen prekäre 
Beschäftigung am Freitag in Frankfurt. 
Anlässlich des „Welttag für menschen¬ 
würdige Arbeit“ am 7. Oktober traten 
Gewerkschafter rund um den Globus 
für sichere und faire Arbeit ein. 

Die IG Metall werde weiter gegen 
prekäre Beschäftigung vorgehen, sag¬ 
te Wetzel. Leiharbeit sei tief in alle be¬ 
trieblichen Abläufe vorgedrungen, die 
Fremdvergabe durch Werkverträge 
steige und Befristungen würden massiv 
eingesetzt. „So wird die Spaltung gan¬ 
zer Belegschaften gezielt vorangetrie¬ 
ben und systematisch für Lohndum¬ 
ping und den Abbau von Mitbestim¬ 
mungsrechten genutzt. Zudem geraten 
die sozialen Sicherungssysteme durch 
die massive Ausweitung des Niedrig¬ 
lohnsektors unter Druck und gleichzei¬ 
tig steigt die Gefahr der Altersarmut 
rapide an. Dieser Unordnung auf dem 
Arbeitsmarkt, die sich in einer rasan¬ 
ten Ausweitung des Niedriglohnsek¬ 


tors ausdrückt, müssen wir entgegen¬ 
wirken“, sagte Wetzel. Angesichts des 
anstehenden Fachkräftemangels seien 
ein neues Leitbild von guter Arbeit 
und eine Qualifizierungsoffensive un¬ 
abdingbar. Mit „Billiger-Strategien“ 
werde Deutschland im Innovations¬ 
wettbewerb keine Chance haben. Ein 
Maßnahmenbündel wie die Stärkung 
des Tarif Systems, die Neugestaltung 
von Leiharbeit, Minijobs und Min¬ 
destlöhnen, ebenso ein Verbandskla¬ 
gerecht und die Stärkung individuel¬ 
ler Beschwerderechte seien nötig, sag¬ 
te der Gewerkschafter. 


„Mit starken Aktionen haben heute 
Gewerkschafter auf die Auswüchse 
und Missstände prekärer Beschäfti¬ 
gung aufmerksam gemacht. Sie haben 
gezeigt, dass sie sichere und faire Ar¬ 
beit wollen und keine weitere Spaltung 
des Arbeitsmarktes.“ Wetzel kündigte 
an, dass die IG Metall die Ordnung auf 
dem Arbeitsmarkt in den kommenden 
Monaten zum politischen Thema ma¬ 
chen werde. „Wir werden die Partei¬ 
en im anstehenden Bundestagswahl¬ 
kampf daran messen, was sie hier Vor¬ 
haben und weiter Druck machen.“ 



Die LKW-Fertigung von Iveco Ma¬ 
girus in Ulm soll Ende September 
2012 nach Spanien gehen. Die vom 
Nutzfahrzeug-Hersteller Iveco Ma¬ 
girus (Turin) beabsichtigte Produkti¬ 
onsverlagerung nach Madrid wird 670 
der 1 070 Arbeitsplätze in der Monta¬ 
ge kosten. Andererseits soll Ulm auf 
Kosten von Arbeitsplätzen in anderen 
Werken zum Zentrum für Feuerwehr¬ 
fahrzeuge ausgebaut werden. Das be¬ 
deutet für das Iveco Werk in Weisweil 
im badischen Breisgau den Verlust 
von 180 Arbeitsplätzen beziehungs¬ 
weise das vollständige Aus des dorti¬ 
gen Werks. 

Die Arbeitsplätze von Iveco in Görlitz, 
Graz und auch im französischen Ive¬ 
co Werk in Chambery sind aus dem 
gleichen Grund bedroht. Diese asozi¬ 
ale Entscheidung verkündete das Ma¬ 
nagement auf Betriebsversammlungen 
im Mai 2012. Die von der Chef-Etage 
vorgetragene Begründung mit Unter¬ 
auslastung ist „höchst fragwürdig“ so 
der Gesamtbetriebsratsvorsitzende 
Wilfried Schmid. „Wir haben hier ein 
Netzwerk aus Forschung und Zuliefe¬ 
rern vor der Haustür - und 95 Jahre 
Erfahrung im Nutzfahrzeugbau. Tat¬ 
sächlich sieht Fiat doch nur die niedri¬ 
geren Lohnkosten in Spanien.“ 

Dazu muss man wissen: Die unter dem 
Vorwand Krise erzwungene Sparpoli¬ 
tik führt zu deutlichen Absatzeinbrü¬ 
chen in Südeuropa und die Profite von 
Iveco leiden besonders darunter, denn 
gerade in Italien und Spanien sind die 
LKW-Neuzulassungen massiv zurück¬ 
gegangen. Die Beschäftigten in Ulm 
und Weisweil kämpften bislang ideen¬ 
reich mit vielen öffentlichen Aktionen 
um ihre Arbeitsplätze. Zudem laufen 
noch B eschäftigungssicherungsverträ- 
ge bis Ende November oder länger. 
Kündigungen können frühestens An¬ 
fang 2013 wirksam werden. 

Die Strategie des Iveco-Managements 
in Italien ist, nicht nur Weisweil dicht 
zu machen, sondern auch die anderen 
Brandschutztechnik-Werke in Europa 
ausbluten zu lassen. Lediglich in Ulm 
sollen künftig noch Feuerwehrfahrzeu¬ 
ge gebaut werden. 

Ganz so einfach ist es aber gar nicht, 
so einen spezialisierten Standort wie 


Weisweil platt zu machen. Denn das 
zur Produktion notwendige Brand¬ 
schutztechnikwissen steckt zu einem 
guten Teil nicht in Computern, son¬ 
dern in den Köpfen der Beschäftigten 
Daher organisierte Iveco den Wissen¬ 
stransfer zwischen dem Werk in Ulm 
und den Brandschutzwerken in Weis¬ 
weil und anderen Standorten. 

Für den Wissenstransfer war zwischen 
Geschäftsleitung, Betriebsrat und Ge¬ 
werkschaft vereinbart worden, dass ein 
festes Kontingent an Kolleginnen aus 
Ulm im Werk Weisweil geschult wird. 
Der Betriebsrat stellte aber fest, dass 
deutlich mehr Beschäftigte aus Ulm 
nach Weisweil geschickt wurden als 
vereinbart. Damit beschleunigt sich 
der Wissenstransfer. „Je schneller un¬ 
ser Wissen weg ist, desto schlechter ist 
unsere Verhandlungsposition. Die gra¬ 
ben unser Wissen ab und halten sich 
nicht an die Vereinbarungen“, so ein 
Betriebsrat. 

Die Geschäftsleitung sei aufgefordert 
worden, die Zahl der Mitarbeiter aus 
Ulm auf die abgemachte Zahl zu kor¬ 
rigieren. Doch die Aufforderung sei 
ignoriert worden, heißt es aus dem 
Betriebsrat. Zeitweise herrschte bei 
Betriebsrat und Belegschaft die Hoff¬ 
nung, Iveco (Fiat) würde das Werk an 
einen Investor verkaufen. Damit hätte 
die Weisweiler Belegschaft eine Chan¬ 
ce bekommen hier weiterzuarbeiten. 
Es gab auch zwei Interessenten. Aber 
Iveco (Fiat) machte klar, dass man das 
Werk nicht an einen potenziellen Kon¬ 
kurrenten verkaufen werde. 

Iveco plant das Werk in Weisweil zum 
31. Dezember 2012 dichtzumachen. 
Die Kolleginnen kämpfen dagegen 
bzw. um einen für sie akzeptablen So¬ 
zialplan. Da ist noch einiges an Wi¬ 
derstand zu erwarten, denn der rund 
2 000 Einwohner zählende badische 
Ort Weisweil ist die Nachbargemein¬ 
de von Wyhl im Breisgau. Der Wider¬ 
standswille der Region ist allseits be¬ 
kannt. 

Solidaritätsadressen können an folgen¬ 
de Adresse geschickt werden: 

Betriebsrat Iveco in Weisweil, C.-D.-Ma- 
girus Straße 20,79 637 Weisweil. 
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Wir werden euch im 
Wege stehen... 

Die VVN-BdA Sachsen verurteilt die 
Aufhebung der Immunität von Land¬ 
tagsabgeordneten wegen antifaschis¬ 
tischen Engagements. Die Erklärung 
lautet: 

Der Sächsische Landtag hat die Im¬ 
munität des LINKEN-Abgeordneten 
Falk Neubert aufgehoben und es so 
der Staatsanwaltschaft ermöglicht Er¬ 
mittlungen gegen diesen durchzufüh¬ 
ren. Der Anlass: Falk Neubert hat sich 
gemeinsam mit Tausenden im Febru¬ 
ar vergangenen Jahres gegen den Auf¬ 
marsch von Neonazis gewandt. Der 
friedliche Massenprotest verhinderte 
schließlich die Absicht der Neofaschis¬ 
ten, Dresden erneut zum rechten Mek¬ 
ka zu machen. 

Versagt hatten die Behörden, welche 
den Naziaufmarsch genehmigten an¬ 
statt diesen zu unterbinden. Allein mit 
Verwaltungsvorschriften sind diese 
braunen Horden nicht zu stoppen. Ver¬ 
sagt hat die Staatsanwaltschaft, die sich 
ebenfalls an formalen Vorgaben orien¬ 
tiert und politische wie gesamtgesell¬ 
schaftliche Zusammenhänge und Not¬ 
wendigkeiten ausblendet. Versagt hat 
die Mehrheit des Sächsischen Landta¬ 
ges, die es versäumte, sich eindeutig auf 
die Seite der Nazigegner zu stellen und 
damit ein Zeichen für Zivilcourage und 
wehrhafte Demokratie zu setzen. 

Die Mitglieder des VVN-BdA Sach¬ 
sen, von denen viele noch den deut¬ 
schen Faschismus am eigenen Leibe 
verspüren mussten, sind empört über 
diese Entscheidung des Sächsischen 
Landtages, können den Widerspruch 
zwischen öffentlichen Deklarationen 
und täglicher Praxis nicht verstehen. 
Wir erklären unsere Solidarität mit 
Falk Neubert und allen anderen anti¬ 
faschistisch engagierten Abgeordneten 
und erwarten eine Korrektur dieser fa¬ 
talen Entscheidung. 

6.10.2012 

P. Giersich, Sprecher des Landesvorstandes 

NS-Täter straflos, NS-Opfer 
entschädigungslos 

„Wenn schon die Täter nicht bestraft 
werden, müssen zumindest die Opfer 
entschädigt werden“, fordert Ulla Jelp¬ 
ke, innenpolitische Sprecherin der 
Fraktion „Die Linke“, mit Blick auf die 
Einstellung des Strafverfahrens gegen 
SS-Angehörige, denen die Teilnahme 
an einem Massaker im italienischen 
Sant 4 Anna di Stazzema vorgeworfen 
wurde. Jelpke weiter: 

„Noch skandalöser als die Tatsache, 
dass die Täter straffrei davongekom¬ 
men sind, ist, dass die Ermittlungen 
erst im Jahr 2002 begonnen haben - 
fast 60 Jahre nach der Tat. Die deut¬ 
sche Justiz muss sich vorwerfen lassen, 
zumindest bis zu diesem Zeitpunkt die 
Strafverfolgung der SS-Leute bewusst 
vereitelt zu haben. Zu Recht reagieren 
die Überlebenden des Massakers un¬ 
zufrieden und enttäuscht über die Ent¬ 
scheidung der Stuttgarter Staatsanwalt¬ 
schaft. Jetzt steht die Bundesregierung 
in der Pflicht: Wenn schon die Mör¬ 
der von damals ungeschoren davon¬ 
kommen, müssen zumindest die Op¬ 
fer entschädigt werden. Das ist bisher 
nicht geschehen. Urteile italienischer 
Gerichte, welche Deutschland zu Ent¬ 
schädigungszahlungen an die Überle¬ 
benden der Massaker verurteilten, hat 
die Bundesregierung vielmehr mit ei¬ 
ner Klage vor dem Internationalen Ge¬ 
richtshof aufheben lassen. Deutschland 
steht jetzt als Land da, das NS-Täter 
nicht bestraft und NS-Opfern die Ent¬ 
schädigung versagt. Mit der Entschä¬ 
digungsverweigerung muss endlich 
Schluss sein. Die Bundesregierung 
muss endlich auf die berechtigten For¬ 
derungen der Überlebenden eingehen “ 



Das Mahnmal für die Opfer in Sant 4 
Anna di Stazzema. 


Überlebensmöglichkeit „stark eingeschränkt“ 

Bei Vollbruch der Bayer-CO-Pipeline fehlen genehmigte Rettungspläne 



as Todesszenario wird 
eindeutig beschrieben: 

„Bei einem vorsätzlich 
fahrlässig herbeigeführ¬ 
ten Austritt verteilen sich in bis 
zu 800 Meter (gibt Bayer selbst 
zu; Fachleute halten auch bis zu 
1500 Meter für möglich) Entfer¬ 
nung tödliche Konzentrationen 
dieses Giftgases“ Die Bayer- 
CO-Pipeline birgt unkalkulier¬ 
bare Risiken, zumal das hochgif¬ 
tige Kohlenmonoxid nicht wahr¬ 
nehmbar ist: Es ist unsichtbar 
und riecht nicht. - Gegen dieses 
Todesszenario gibt es keine funk¬ 
tionierenden Rettungspläne. Und 
wenn es sie gäbe, ist nicht vorge¬ 
sehen, sie der Öffentlichkeit zu¬ 
gänglich zu machen. Die DKP 
recherchierte zur aktuellen Si¬ 
tuation. 

Wenn es nach den Plänen von 
Bayer ginge, wäre diese Pipeline 
längst in Betrieb, denn schon am 
19. März 2009 stellte das Unter¬ 
nehmen den Eilantrag, die Lei¬ 
tung vorzeitig in Betrieb neh¬ 
men zu dürfen. Dieser Antrag, 
manche bezeichnen das als dreis¬ 
te Frechheit, wurde eingereicht, 
obwohl das Oberverwaltungs¬ 
gericht (OVG) Münster bereits 
am 17. Dezember 2007 die Inbe¬ 
triebnahme untersagt hatte, da es 
noch keine abschließende Ent¬ 
scheidung zur Zulässigkeit der 
Pipeline getroffen hatte. So wur¬ 
de denn auch der Eilantrag am 
26. Mai 2009 vom Verwaltungs¬ 
gericht (VG) Düsseldorf abge¬ 
lehnt und Bayer damit zunächst 
auch auf dieser juristischen Ebe¬ 
ne ausgebremst. 

Die Hoffnungen vieler Bürger 
richten sich darauf, dass OVG 
und VG es weiterhin wagen, dem 
Weltkonzern die Stirn zu bieten. 

Sie stellen sich aber auch die Frage: Wie 
werden wir gerettet, wenn das Gift¬ 
rohr doch noch in Betrieb genommen 
werden sollte. Dafür bekam Bayer die 
Auflage einen Allgemeinen Gefahren¬ 
abwehrplan (AGAP) vorzulegen. Die¬ 
ser Plan wurde unter Moderation der 
Bezirksregierung Düsseldorf mit den 
beteiligten Kommunen abgestimmt, 
„soweit es hier einer Abstimmung be¬ 


durfte“. Der Plan legt nämlich nur fest, 
wie Bayer zu handeln hat, wenn das 
tödliche Gas austritt. Die Stadt Düs¬ 
seldorf teilt dazu aktuell mit: „Der bis¬ 
her vorliegende AGAP mit Stand vom 
22. 10. 2008 wurde noch nicht überar¬ 
beitet und auch noch nicht durch die 
Bezirksregierungen in Düsseldorf und 
Köln genehmigt. Somit liegt kein ab¬ 
schließender AGAP-CO-P vor, der die 


Grundlage für eine Gefahrenabwehr¬ 
planung der Landeshauptstadt bildet.“ 
Bayer wurde von der Stadt Düsseldorf 
verpflichtet, „ein abgestimmtes Sire¬ 
nenwarnsystem zu planen, zu beschaf¬ 
fen, zu errichten und zu unterhalten 
sowie Ersatzbeschaffungen bei Verlust 
oder Beschädigung sicherzustellen“ 
Dieses Warnkonzept soll es ermögli¬ 
chen, die Bevölkerung schnell zu war¬ 


nen. Aber: „Die Umsetzung steht 
noch aus.“ 

Ergänzend zu dem - nicht ge¬ 
nehmigten - AGAP muss es eine 
Sonderschutzplanung geben, aus 
der deutlich werden müsste, wie 
die kommunalen Rettungsdiens¬ 
te ergänzend zu Bayer aktiv 
werden können. Die aber gibt es 
nicht. Und wenn es sie gäbe, sei 
keine Offenlegung für die Bevöl¬ 
kerung vorgesehen: „Die auf den 
betrieblichen Alarm- und Gefah¬ 
renabwehrplan (AGAP-CO-P) 
der Bayer Material Science AG 
aufbauende Gefahrenabwehr¬ 
planung/Sonderschutzplanung 
der Landeshauptstadt Düssel¬ 
dorf konnte aufgrund der noch 
offenen Punkte des AGAP-CO-P 
und der fehlenden Genehmigung 
durch die Bezirksregierungen in 
Düsseldorf und Köln noch nicht 
bearbeitet werden.“ Und zur 
Transparenz heißt es: „Für solche 
Sonderschutzpläne ist gemäß Pa¬ 
ragraph 24 des Feuerschutz- und 
Hilfeleistungsgesetzes NRW 
(FSHG) keine Offenlegung vor¬ 
gesehen.“ Begründung: Rohrfern¬ 
leitungsanlagen unterliegen nicht 
der Störfallverordnung. 

Es bleibt die Feststellung der 
Feuerwehr Düsseldorf für den 
Fall „Vollbruch der CO-Pipe- 
line“: Wegen der 

★ akuten und sofortigen Gefähr¬ 
dung von Menschen und Tieren 
im Nahbereich der Leitung, 

★ der Verzögerung der Scha¬ 
denserkennung durch die Über¬ 
wachungssysteme, 

★ der notwendigen Anfahrtszei¬ 
ten alarmierter Einsatzkräfte an 
der Peripherie des Stadtgebietes 
und 

★ deren zeitaufwendigen, aber 
zwingend notwendigen Selbst¬ 
schutzmaßnahmen weit vor der eigent¬ 
lichen Leckagestelle durch Atemschutz 
und CO-Messungen sei „der Erfolg ei¬ 
ner zeitnahen Fremdrettung von Perso¬ 
nen im Nahbereich der Pipeline stark 
eingeschränkt.“ Selbst in geschlossenen 
Räumen gebe es nur „eine begrenzte 
Möglichkeit ... temporäre Sicherheit 
zu erlangen“. 

Uwe Koopmann 


Blowout nicht ausgeschlossen Zur OB-Wahl in Stuttgart 

Kohlendioxid-Verpressung gefährdet Nordsee Achtungserfolg für Hannes Rockenbauch 


Der Bundesverband Bürgerinitiativen 
Umweltschutz (BBU) aus Bonn und 
die Bürgerinitiative gegen das C0 2 - 
Endlager aus dem holsteinischen Sta- 
dum warnen vor Plänen der dänischen 
Regierung, in der Nordsee Kohlendi¬ 
oxid speichern zu wollen. Mit der Ver- 
pressung von Kohlendioxid soll die 
Ausbeute fast ausgeförderter Erdgas- 
und Erdöllagerstätten erhöht werden. 
Die dänische Energiebehörde plant, 
entsprechende Konzessionen an Un¬ 
ternehmen zu vergeben. Gegen diese 
Pläne kann noch bis zum 12. Oktober 
beim Kieler Umweltministerium Ein¬ 
spruch eingelegt werden. Durch die 
Verbrennung des zusätzlich geförder¬ 
ten Öls, werde für jede Tonne C0 2 , die 
verpresst würde, 3,7 bis 4,7 Tonnen 
Kohlendioxid freigesetzt. 
Wissenschaftler warnen auch vor den 
sogenannten Blowouts, dem explosi¬ 
onsartigen Freiwerden von Kohlendi¬ 
oxid. Bei der Suche nach Erdgas in der 
Nordsee seien sie bereits häufiger vor¬ 
gekommen: Das letzte Mal Anfang die¬ 
ses Jahres bei der Firma Total. 

Die Bürgerinitiativen weisen darauf 
hin, dass mit dem Austritt von einem 
Prozent des gespeicherten Kohlendi¬ 
oxids zu rechnen sei. Im schlimmsten 
Fall könne das zu einer Versauerung 
der Nordsee führen - mit katastro¬ 
phalen Folgen für das Leben im Meer. 
Die Nordsee sei die Kinderstube zahl¬ 
reicher Fischarten. Wenn es zu einem 
Austritt von Kohlendioxid käme, auch 


wenn die Lecks nur klein und über eine 
große Fläche verteilt wären, seien die 
Eier und Larven im Plangebiet mas¬ 
siv gefährdet. Auch das Weltnaturer¬ 
be Wattenmeer könnte gefährdet sein. 
Ein dauerhafter Verschluss der Bohr¬ 
löcher sei außerdem fragwürdig. Bis 
heute gäbe es keinen C0 2 -resistenten 
Zement für die Bohrlöcher. Alte Bohr¬ 
löcher seien mit Stahlrohren ausgeklei¬ 
det, die ebenfalls durch Säuren ange¬ 
griffen werden können. 

Erhöht würde die Gefahr eines Blow¬ 
outs oder eines Lecks durch Erdbeben. 
Im Umfeld des geplanten Genehmi¬ 
gungsgebietes käme es regelmäßig, teil¬ 
weise mehrmals im Jahr, zu Erdbeben 
mit einer Stärke von 4,7 Punkten auf 
der Richterskala. Damit sei die Stand¬ 
sicherheit der Deckschichten nicht ge¬ 
währleistet, sagt Reinhard Knof, Pres¬ 
sesprecher der Bürgerinitiative gegen 
C0 2 -Endlager. 

Zusätzlich würde der Schiffsverkehr 
in der Region ansteigen, um das C0 2 
zu transportieren. Die Firma Maersk 
plane den Bau von Spezialschiffen, die 
38 000 bis 45 000 Tonnen Kohlendioxid 
transportieren könnten. So wären meh¬ 
rere tausend Schiffstransporte notwen¬ 
dig, um im Förderzeitraum von 20 bis 
30 Jahren in mehreren Lagerstätten 
Kohlendioxid zu verpressen. Das füh¬ 
re zu einem erheblichen Unfallrisiko. 

Bernd Müller 


In der Protest-Hochburg Stuttgart hat 
der erste Wahlgang der OB-Wahl zwar 
noch keinen absoluten Sieger ergeben, 
aber eine Niederlage der CDU nach 
38-jähriger Herrschaft in der Landes¬ 
hauptstadt ist sehr wahrscheinlich. Der 
Grünen-Kandidat Fritz Kuhn liegt mit 
36,5 Prozent in Führung, der von CDU/ 
FDP und „Freien Wählern“ unterstützte 
Unternehmer Turner blieb 2 Prozent im 
Rückstand. Aber viel wichtiger noch ist 
das Ergebnis von Hannes Rockenbauch 
mit immerhin 10,5 Prozent, der ein ein¬ 
deutiger Gegner von S 21 ist („Mit mir 
als OB ist S 21 politisch tot!“). Er ist 
Vertreter des „parteifreien Personen¬ 
bündnisses“ SÖS (Stuttgart Ökologisch 
Sozial), das von linksbürgerlichen Krei¬ 
sen, von Gewerkschaftern und auch von 
uns Kommunisten unterstützt wird und 
im Rathaus eine Fraktionsgemeinschaft 
mit der Linkspartei bildet. 

Die SPD-Kandidatin Wilhelm kam nur 
noch auf 15,5 Prozent, was auf den wei¬ 
teren Niedergang der SPD in Stuttgart 
hinweist. Hannes betonte bei der Wahl¬ 
party, dass die politische Landschaft in 
Stuttgart mächtig durcheinandergera¬ 
ten sei und dass an wichtigen Inhalten 
der Protestbewegung keiner mehr vor¬ 
beikomme: „Gegen unsere Lebendig¬ 
keit seid Ihr machtlos, - Ihr kriegt uns 
nicht mehr los, wir Euch schon!“ 

Das ist auch das Hauptfazit des ersten 
Wahlgangs, dass zwar einerseits immer 
noch mächtige Illusionen in die Grünen 
bestehen, trotz ernüchternder Erfah¬ 
rungen mit der grün-geführten Landes¬ 


regierung (!), - dass aber andererseits 
der unabhängige Druckfaktor der Pro¬ 
testbewegung, der Druck der Straße, in 
obj ektiv antikapitalistisch-antimonopo¬ 
listischer Richtung nicht mehr klein zu 
kriegen ist und das weitere Geschehen 
in Stuttgart mitbestimmen wird. 

Wie das Bündnis für den zweiten Wahl¬ 
gang orientiert, wird in den nächsten 
Tagen zu diskutieren sein. Der grün¬ 
liberale, bürgerlich-pragmatische Fritz 
Kuhn ist wirklich nicht zu empfehlen, - 
S 21 will er nur „kritisch begleiten“ - 
und trotz vieler verbal fortschrittlicher 
Einzelpositionen und Versprechungen 
entscheidet er sich im Zweifelsfall pro 
Kapital-Interessen. 

Dennoch werden vermutlich Teile der 
Protestbewegung wahltaktisch abwä¬ 
gen, wie der offen und frech reaktio¬ 
näre CDU-Kandidat Turner zu verhin¬ 
dern ist. Der zweite Wahlgang findet am 
21. Oktober statt, dann entscheidet die 
einfache Mehrheit. 

Klaus Mausner 
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„Menschlich im 
21. Jahrhundert“ 

Flüchtlings-Protest erreicht Berlin 


I m Januar hatte sich ein iranischer 
Leidensgenosse aus Verzweiflung 
in Würzburg das Leben genommen. 
Seine Kameraden am Ort traten in 
den Hungerstreik und protestierten 
mit einem Protestcamp in der Innen¬ 
stadt. {UZ berichtete). Seit Sommeran¬ 
fang weitete sich diese Protestform auf 
andere Städte in weiteren Bundeslän¬ 
dern aus. Am 8. September entschlos¬ 
sen sich etwa 20 von ihnen, die Mar- 
ginalisierung und Entrechtung, die der 
deutsche Staat für sie vorsieht, nicht 
länger hinzunehmen und machten sich 
zu Fuß auf den Weg, um ihre Forderun¬ 
gen nach einem Stopp der Abschiebun¬ 
gen, nach Bewegungsfreiheit und men¬ 
schenwürdiger Unterbringung direkt in 
die Hauptstadt zu tragen. Dort müssen 
inzwischen so viele Kriegsflüchtlinge 
wie seit einem Jahrzehnt nicht mehr 
untergebracht werden: 3 700 Menschen 
waren es in den ersten acht Monaten 
dieses Jahres, vor allem aus Tschetsche¬ 
nien, Vietnam, Afghanistan, der Türkei, 
Iran, Irak, Syrien und den Nachfolge¬ 
staaten des früheren Jugoslawien. Der 
hauptstädtische SPD-CDU-Senat hat 
für Notunterkünfte und Schulplätze 
kein realistisches Konzept, mindestens 
400 Wohnplätze fehlen. 


In den Asylunterkünften entlang der 
Strecke unterstützten immer mehr 
Flüchtlinge den Protestmarsch oder 
schlossen sich ihm an. An der baye¬ 
risch-thüringischen Grenze zerrissen 
Teilnehmer ihre Ausweispapiere. Nach 
zunächst getrennten Routen trafen die 
Fußmarsch- und eine gesonderte Bus¬ 
gruppe am 4. Oktober in Potsdam wie¬ 
der zusammen. Ihre gemeinsame letzte 
Etappe führte als Demonstrationszug 
mit Hunderten Unterstützern über die 
Glienicker Brücke nach Berlin-Dah¬ 
lem. Am Kreuzberger Oranienplatz, 
wo auf Dauer ein größeres Camp ent¬ 
stand, wurden sie mit einem Live-Kon- 
zert begrüßt. 

Versuchte neofaschistische Gegenmo¬ 
bilisierungen sind weitgehend geschei¬ 
tert. In Erfurt erteilte die Polizei Platz¬ 
verweise für NPDler, die am Rand der 
Karawane auftauchten. Ihre Transpa¬ 
rente wurden ihnen genommen, zer¬ 
knüllt und weggeschmissen. Bei der 
geplanten Protestkundgebung an der 
Glienicker Brücke sah sich der Berli¬ 
ner NPD-Landesvorsitzende Sebas¬ 
tian Schmidtke mit einigen wenigen 
„Kameraden“ allein. Nazis haben an¬ 
gesichts einer spürbaren öffentlichen 
Sympathie für die aktuelle Protestwelle 



vorerst kaum eine Chance. „Wir haben 
die Flüchtlingslager verlassen und die 
Essenspakete boykottiert“, sagen die 
„Zeltprotestler“. „Wir haben die Gut¬ 
scheine ignoriert und die Plätze der 
Städte besetzt. Wir sind diese 600 Ki¬ 


lometer gelaufen, um die Gesetze zu 
brechen. Wir haben es geschafft, die 
diskriminierenden Sondergesetze in 
Deutschland erneut zu einem öffent¬ 
lichen Thema zu machen.“ Residenz¬ 
pflicht und Heimunterbringung brö¬ 


ckeln bereits in einigen Bundesländern. 
Das diskriminierende „Asylbewerber¬ 
leistungsgesetz“ muss aber vollständig 
fallen. H.F. 

(siehe auch http://refugeetentaction.net) 


Worin unsre Stärke besteht 


Die UZ führte ein Interview mit Arash 
Dosthossein, Asylbewerber iranischer 
Herkunft und Mitorganisator der 
Flüchtlingsproteste. 



UZ: Sie sind jetzt seit einem Monat mit 
dem „Refugee Protest March to Berlin“ 
unterwegs durch die Bundesrepublik 
und erreichen die Öffentlichkeit. Kann¬ 
ten sich die Teilnehmer untereinander 
schon vorher? 

Arash Dosthossein: Einige schon, doch 
die meisten haben sich erst innerhalb 
der jeweiligen Route des Protestmar¬ 
sches und bei deren Zusammentref¬ 
fen vorige Woche kennengelernt. Die 
Flüchtlinge kommen aus verschiedenen 
Ländern, sie gehören verschiedenen Re¬ 
ligionsgemeinschaften an oder sind kon¬ 
fessionslos, und sie haben unterschiedli¬ 
che politische Ansichten. 

UZ: Eins Ihrer nächsten Ziele ist es, vor 
dem Bundestag zu demonstrieren. Wel¬ 
che Reaktion erwarten Sie? 

Arash Dosthossein: Die Reaktion auf 
das, was wir dem deutschen Parlament 
zu sagen haben und dort übergeben, 
wird für uns nicht das entscheidende 
Ergebnis sein. Für die meisten Flücht¬ 
linge, die nach Berlin kommen, wird es 
immerhin einfacher, die grundsätzlichen 
Forderungen für unsere Rechte mit zu 
formulieren und in die Öffentlichkeit zu 
tragen. An der Art, wie wir durch Soli¬ 
daritätsgruppen in Berlin und in vielen 
anderen Städten unterstützt werden, 


sehen alle, dass dies unsere eigentliche 
Stärke ist und nicht der Streik vor dem 
Parlament. Der ist nur ein Teil unserer 
Aktion. 

UZ: Heißt das, dass Sie sich von einer 
zivilen Gesellschaft unterstützt fühlen? 

Arash Dosthossein: Natürlich stehen 
wir mit der Zivilgesellschaft in Verbin¬ 
dung. Seit wir über eine Region hin¬ 
aus streiken, haben uns viele engagier¬ 
te Einzelpersonen unterstützt, oft sehr 
unabhängig von Organisationen. Sie 
helfen uns solidarisch. Antirassistische 
Initiativen und Gruppen, mit denen die¬ 
se Einzelpersonen Zusammenarbeiten, 
sind zwar nahe an den Problemen der 
Flüchtlinge, doch haben sie auch ihre ei¬ 
gene politische Ausrichtung. 

Wir betonen, dass alle unsere Entschei¬ 
dungen von den Flüchtlingen selbst ge¬ 
troffen werden müssen und hoffen, dass 
die Unterstützer dies respektieren. Aus 
unseren täglichen Treffen entstehen Ba¬ 
sisentscheidungen. Wir haben keine be¬ 
sonderen Sprecher und verstehen uns in 
einem gemeinsamen ständigen Prozess. 

UZ: Praktizieren Sie mit Ihren Straßen¬ 
camps und Ihrem Verständnis von Ba¬ 
sisdemokratie möglicherweise ähnliche 
Wider Stands formen wie Occupy hier und 
weltweit gegen das „eine Prozent, das die 
Welt beherrscht“? 

Arash Dosthossein: Natürlich sind 
Flüchtlinge und Runners nicht so weit 
davon entfernt, von diesem einem Pro¬ 
zent unterdrückt zu werden. Occupy ist 
eine soziale Bewegung, wie wir es auch 
sind, und ich kann mich persönlich da¬ 
mit identifizieren. Aber unser Kampf 
geht ausschließlich um die Rechte von 
Flüchtlingen. 

UZ: Oft ist der Krieg in ihren Heimat¬ 
ländern daran schuld, dass Menschen 


von zu Hause Weggehen. Sehen Sie eine 
Verbindung zwischen Flucht und Krieg? 

Arash Dosthossein: Flucht und Krieg 
sind nicht allein in einem militärischen 
Sinn miteinander verbunden. Es gibt 
verschiedene Arten von Krieg. Krieg 
herrscht z.B. auch, wenn eine imperi¬ 
alistische Regierung Diktaturen unter¬ 
stützt, die gegen revolutionäre Kräfte 
vorgehen. Auch international verabre¬ 
dete Sanktionen, die immer zuerst die 
Lebensgrundlagen der Menschen be¬ 
treffen, bedeuten Krieg gegen die Be¬ 
völkerung. Wenn sich zum Beispiel die 
deutsche Regierung darum gekümmert 
hat, dass Siemens in Irak und in Afgha¬ 
nistan Fuß fassen konnte, dann muss 
ihr klargemacht werden, dass viele ge¬ 
rade deshalb inhaftiert, gefoltert oder 
ermordet werden, weil dafür die Sie¬ 
menstechnologie für ein dichtes Über¬ 
wachungsnetz ins Land geliefert wurde. 
Vom Krieg, von seiner Vorbereitung 
und seinen Folgen profitiert nicht bloß 
Siemens. 

UZ: Zurück zum Protestmarsch. Was 
halten Sie von Aufmarschversuchen der 
Neonazis? 

Arash Dosthossein: Sie sehen doch, 
wieviele Leute wir sind und wie wenige 
von ihnen sich an die Strecke der Kara¬ 
wane wagten. Wenn die Öffentlichkeit 
entschlossen genug ist, stellen Neonazis 
für uns nicht die Herausforderung dar. 

UZ: Wir wünschen Ihnen Mut für die 
weiteren Aktionen und Erfolg. 

Arash Dosthossein: Lassen Sie mich 
mit einem geflügelten Wort schließen: 
Es gibt einen Geist, der über Europa 
schwebt, und der verheißt, menschlich 
zu sein im 21. Jahrhundert. 

(Für die UZ fragte und übersetzte 
Elke Zwinge-Makamizile) 


Die CDU-Trumpf karte heißt Merkel 

Alle für Eine - oder doch nicht alle? 


Eine Troika für die Kandidatenkür 
braucht die christdemokratische Volks¬ 
partei nicht. Ihr Trumpf für die Bundes¬ 
tagswahlen im September 2013 wird 
Angela Merkel heißen. Sie braucht 
eigentlich auch keine umfangreichen 
Wahlprogramme. Denn, so weiß es auf 
dem Deutschlandtag der Jungen Union 
am Wochenende in Rostock der wieder¬ 
gewählte JU-Vorsitzende Missfelder, 
die Union werde den Wahlkampf mit 
drei Themen bestreiten und gewinnen: 
1. Angela Merkel. 2. Angela Merkel. 
3. Angela Merkel. 

Dennoch reichen dem Konrad-Adenau¬ 
er-Haus diese Themen wohl nicht aus, 
denn dort wurde in den letzten Wochen 
ein umfangreiches Wahlprogramm aus¬ 
gebrütet, das die CDU auf ihrem Par¬ 
teitag Anfang Dezember in Hannover 
beraten und beschließen wird. 48 Seiten 
und insgesamt 1929 Zeilen wurden für 
diesen Leitantrag benötigt. Sein Titel 
lautet: „Starkes Deutschland - Chan¬ 
cen für alle!“ Dort erklärt sie erneut 
ihre Grundsatzposition: „Die Politik 
der CDU gründet auf dem christlichen 
Menschenbild. Aus diesem Bild vom 
Menschen leiten sich unsere Grundwer¬ 
te Freiheit, Solidarität und Gerechtig¬ 
keit her. Die Soziale Marktwirtschaft ist 
ein Gesellschaftsmodell, das den Men¬ 
schen in den Mittelpunkt rückt, dessen 
Würde unantastbar ist.“ 

Auf vielen Seiten werden wie in einem 
Warenhauskatalog alle politischen An¬ 
gebote der Unionschristen aufgelistet. 
Und abschließend wird feierlich ver¬ 
sprochen: „Wir sind fest entschlossen, 
uns dafür einzusetzen, dass Deutsch¬ 
land auch 2025 allen Menschen in die¬ 
sem Land eine gute Heimat ist. Für 
sie und ihre Zukunft setzen wir uns 


ein. Gemeinsam mit ihnen wollen wir 
Deutschland weiter voranbringen und 
auch im kommenden Jahrzehnt welt¬ 
weit eine verantwortungsvolle Rolle 
für Freiheit und Frieden spielen. Bei der 
Gestaltung der vor uns liegenden Auf¬ 
gaben vertrauen wir auf die Prinzipien 
der Sozialen Marktwirtschaft, weil sie 
auf die Ideen und den Fleiß der Men¬ 
schen setzt.“ 

Wer es etwas schnörkelloser haben 
will, der sollte ins „Union-Magazin“ 
für die Mitglieder schauen. „Starke Bi¬ 
lanz - Chefsache Deutschland“ heißt 
es da kurz und bündig. Wir lesen: „Alle 
60 Sekunden entsteht ein neuer Job“ 
in Deutschland. Von Schlecker, Ne¬ 
ckermann und anderen ist da natürlich 
nichts zu lesen. Auch von den sich mit 
großen Problemen herumschlagenden 
Jugendlichen, Schülern und Studenten, 
denen gegenwärtig die Zukunft verbaut 
wird, finden wir nichts. Im Land des Lä¬ 
chelns lautet die Botschaft der Union: 
„92 Prozent der Jugendlichen sind in 
Ausbildung oder in Arbeit.“ Wir ahnen 
schon, welch wohlfeile Botschaften im 
Wahljahr die Unionsparteien unter das 
Volk streuen wird. 

Die aktuellen Meinungsumfragen ma¬ 
chen die CDU und CSU bezüglich ihres 
Wahlabschneidens im September 2013 
zuversichtlich. Gegenwärtig werden ih¬ 
nen zwischen 35 und 39 Prozent voraus¬ 
gesagt, etwas mehr als das reale Stim¬ 
menergebnis bei der Bundestagswahl 
2009. Doch für eine Fortsetzung der 
schwarz-gelben Koalition reicht es auf¬ 
grund der FDP nicht, die gegenwärtig 
an der Fünf-Prozent-Klausel scheitert 
oder sie nur knapp überwindet. Haupt¬ 
sache Regieren - das bedeutet dann 
auch ein neues Farbenspiel. 


Doch der Optimismus stößt auch in 
der Union auf Grenzen und Hemmnis¬ 
se. Ernst ist der Zustand der CDU in 
Baden-Württemberg und in Nordrhein- 
Westfalen. Im Südwesten, wo die jahr¬ 
zehntelange Herrschaft der CDU mit 
der Landtagswahl 2011 beendet und 
jetzt sogar in der CDU-Hochburg Stutt¬ 
gart ein Grüner als Oberbürgermeister 
ante portas steht, ist eine konsternierte 
CDU vor Ort keineswegs wahlkampf¬ 
fähig. Auch in Nordrhein-Westfalen ist 
die Wahlniederlage nicht verwunden. 
„Die CDU muss jetzt schnell auf die 
Füße kommen“, mahnte dieser Tage er¬ 
neut der Landesvorsitzende Laschet. 
Man müsse endlich wieder „mehr Stolz 
auf die CDU zeigen“. Der CDU-Frakti- 
onschef im Landtag Laumann gestand 
zerknirscht ein: „Es ist bitter, aber wahr. 
Diese Wahlperiode war sozialpolitisch 
eine verlorene Wahlperiode.“ Und 
schiebt die Schuld allein der Verweige¬ 
rungshaltung der FDP zu. In der CDU 
weiß man, wenn sie mit ihren inzwi¬ 
schen auf 147 000 (NRW-)Mitglieder 
gesunkenen Zahl nicht in die Puschen 
kommt, ist eine Bundestagswahl kaum 
erfolgreich zu gestalten. Gegenwärtig 
liegt die CDU in NRW bei 30 Prozent. 
Doch auch andere Ereignisse erwei¬ 
sen sich als Hemmnisse. Da sind zum 
einen die Wählerinnen und Wähler, die 
aus Enttäuschung über die CDU-Po- 
litik der Wahlurne ferngeblieben sind. 
Die Konrad-Adenauer-Stiftung hat in 
einem Forschungsprojekt dieses Nicht¬ 
wählerpotenzial untersucht und dabei 
auch festgestellt, dass viele die gegen¬ 
wärtige CDU-Politik nicht nachvollzie¬ 
hen können und daher am Wahltag zu 
Hause bleiben. 


Da sind zum anderen die Opponenten 
gegen den Zick-Zack-Kurs der Kanzle¬ 
rin und Parteivorsitzenden, die Kritiker 
der Entscheidungen zur Aufhebung der 
Wehrpflicht, zur Änderung der Ener¬ 
giepolitik und anderer Entscheidun¬ 
gen und diejenigen, die mit der „Sozi¬ 
aldemokratisierung“ der CDU und der 
Europapolitik nicht einverstanden sind. 
Diese haben sich zum einen in der Par¬ 
tei selbst zu Wort gemeldet, wie etwa 
der Mittelstandsvertreter Schlarmann. 
Etwa 30 bis 40 Bundestagsabgeordne¬ 
te haben zudem einen „Berliner Kreis“ 
gegründet, der seinen Standort rechts 
von der Mitte hat, und mahnen die Be¬ 
sinnung auf konservative Werte an. Im 
Sommer wollten sie ihre politischen 
Vorstellungen in einem „Berliner Ma¬ 
nifest“ zusammenfassen und der CDU 
und der Öffentlichkeit unterbreiten. 
Der Versuch scheiterte vorerst an den 
unterschiedlichen Meinungen dieser 
Vertreter. 

Nun hat sich eine neue Gruppe von 
CDU-Mitgliedern und CDU-Sympa- 
thisanten mit einer „Wahlalternati¬ 
ve 2013“ zu Wort gemeldet. Einer der 
Wortführer, Gerd Robanus, gehört dem 
Bundesvorstand der Mittelstandsverei¬ 
nigung der CDU an. Er schaute zwei 
Jahre lang der Krisenpolitik von Mer¬ 
kel zu. „Ich kann den Weg der CDU- 
Bundesspitze nicht mehr mittragen“, 
erklärte er unlängst. Deshalb hat er zu¬ 
sammen mit dem Journalisten Konrad 
Adam, dem Ökonomen Bernd Lucke 
und dem früheren Geschäftsführer der 
„Märkischen Allgemeinen Zeitung“ 
in Potsdam, Alexander Gauland, die 
„Wahlalternative“ gegründet. Gauland 
war Staatssekretär in der hessischen 
Staatskanzlei unter Walter Wallmann. 


Gaumann und seine Wahlalternativ- 
Freunde kritisieren die Euro-Beschlüs- 
se der Regierung heftig. In seiner Par¬ 
tei, der CDU, hätten kritische Stimmen 
aber „keine Chance, auf irgendeine 
Weise etwas zu bewegen“. In der De¬ 
batte um die Schuldenkrise stelle er in 
allen etablierten Parteien eine Furcht 
fest, „antieuropäisch oder gar deutsch¬ 
national zu erscheinen“. Gauland: „Wir 
sind unfähig, nationale Interessen zu 
formulieren“. 

Zu den Unterstützern dieser Initiative 
gehört inzwischen Hans-Olaf Henkel, 
Ex-BDI-Chef. Auch zwei Kläger gegen 
den Euro-Rettungsschirm, Schacht¬ 
schneider und Starbatty, sind unter den 
rund 4 000 Unterstützern zu finden. In 
einer Erklärung heißt es: „Wir haben in 
diesen Fragen große Gemeinsamkeiten 
mit den Freien Wählern.“ Man arbeite 
bereits bei den Landtagswahlen in Nie¬ 
dersachsen zusammen und könne sich 
„für den Bundestagswahlkampf eine 
Kooperation vorstellen“. 

Mal von Schlarmann abgesehen, der im 
Präsidium der CDU schweigt, scheint 
all dies mehr als nur Nörgelei vom rech¬ 
ten Flügel zu sein. „Frau Merkel wird 
ihre Politik nur überdenken, wenn sie 
Wählerverluste befürchten muss, die 
die CDU/CSU schwächer als die SPD 
werden lassen könnten“, schreiben die 
Wahlmanifestler. Daher wollen sie im 
September 2013 für ein Kreuz bei den 
Freien Wählern statt bei der CDU/CSU 
werben. Frau Merkel, die vorpommer- 
sche Wählerstimmenfischerin wird alle 
diese Kritiken vermutlich gelassen und 
lächelnd auszusitzen versuchen. 

Rolf Priemer 
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Klarer Sieg für Hugo Chävez 

Kommunisten fünftstärkste Kraft in Venezuela 


Sklaven in Europa 

Nach Schätzungen der europäischen 
Polizeibehörde Europol leben und ar¬ 
beiten 880 000 Menschen in Europa, 
meist Frauen und Kinder, unter skla¬ 
venähnlichen Bedingungen. Der größte 
Teil davon mit 76 Prozent als Prostitu¬ 
ierte, der Rest teilt sich in die Berei¬ 
che Zwangsarbeit, Organhandel und 
illegale Adoption auf. Die Strafver¬ 
folgung ist lax: In der ganzen EU wur¬ 
den 2010 nur 1 100 Menschenhändler 
rechtskräftig verurteilt. 2008 waren es 
noch 400 mehr. 

Lebensmittelpreise steigen 

Die Preise für Lebensmittel sind nach 
zwei Monaten Stillstand im Septem¬ 
ber wieder angestiegen. Sie kletterten 
weltweit um 1,4 Prozent im Vergleich 
zum Vormonat, teilte die Ernährungs¬ 
und Landwirtschaftsorganisation der 
UNO (FAO) mit. Besonders Getreide, 
Fleisch und Molkereiprodukte koste¬ 
ten mehr. Zucker und Öl seien dagegen 
billiger geworden. Im Vergleich zum 
September 2011 waren Lebensmittel 
laut FAO aber noch 4 Prozent billiger, 
die Preise lägen zudem deutlich unter 
dem Rekordniveau vom Februar 2011. 
Für die sogenannten Low-Income/ 
Food-Deficit-Länder - also arme Län¬ 
der, die sich nicht selbst mit Nahrungs¬ 
mitteln versorgen können - rechnet 
die FAO mit deutlich höheren Im¬ 
portkosten für Getreide. In der Saison 
2012/2013 müssten sie vermutlich um¬ 
gerechnet 36,5 Milliarden Dollar (28,28 
Milliarden Euro) dafür ausgeben, pro¬ 
gnostizierte die Organisation - ob¬ 
wohl sie in diesen Ländern mit einer 
Rekordernte rechnet. Grund seien die 
Ernteausfälle durch Dürren in wichti¬ 
gen Anbauregionen wie den USA, Eu¬ 
ropa und Zentralasien. 

Anmaßendes Urteil 

Der Iran sowie mehrere politische und 
militärische Gruppierungen sollen laut 
einem New Yorker Gerichtsurteil An¬ 
gehörige von Opfern der Terroran¬ 
schläge des 11. September 2001 mit 
mehr als sechs Milliarden Dollar ent¬ 
schädigen. In einer anmaßenden Ent¬ 
scheidung wies Richter Daniels von ei¬ 
nem Bundesgericht in Manhattan den 
Iran, die libanesische Hisbollah-Miliz, 
Al Kaida und die Taliban an, 6,048 Mil¬ 
liarden Dollar Entschädigung zu zah¬ 
len. Daniels schloss sich einem New- 
Yorker Bezirksgericht an, das im De¬ 
zember dem Iran und diesen Gruppen 
die Schuld an den Anschlägen gegeben 
hatte. Obwohl die Regierung in Tehe¬ 
ran jegliche Verwicklung in die An¬ 
schläge bestreitet, sah es das Gericht 
als erwiesen an, dass der Iran Al Kai¬ 
da bei den Planungen unterstützt habe. 

Werftarbeiter stürmen 
Ministerium 

Protestierende Werftarbeiter haben 
am 4. Oktober das Gelände des grie¬ 
chischen Verteidigungsministeriums 
gestürmt. Dutzende Arbeiter seien 
verhaftet worden, teilte die Polizei mit. 
Die Arbeiter der Skaramanga-Werft 
blockierten den Eingang des Ministe¬ 
riums und erklärten, seit Monaten kei¬ 
nen Lohn erhalten zu haben. Ihre Werft 
arbeitet vor allem für die griechische 
Marine. Es kam zu Zusammenstößen 
mit der Polizei, nachdem es Generalst¬ 
abschef Michalis Kostarakos nicht ge¬ 
lungen war, die aufgebrachten Arbeiter 
zum Rückzug zu bewegen. 

Knaste überbelegt 

Rund sieben von tausend Bewohnern 
der Vereinigten Staaten sitzen derzeit 
im Gefängnis. Die Zahl der Häftlin¬ 
ge ist in den vergangenen 30 Jahren 
geradezu explodiert - mit heute rund 
2,3 Millionen Menschen hat sie sich 
in diesem Zeitraum verfünffacht. Die 
Kapazitäten der Haftanstalten ha¬ 
ben mit diesem Anstieg nicht mithal¬ 
ten können. So sind die 33 Gefängnis¬ 
se in Kalifornien, die Platz für knapp 
100 000 Insassen bieten, derzeit mit 
170 000 Menschen massiv überbelegt. 
Viele Gefängnisdirektionen sind dazu 
übergegangen, Turnhallen zu Schlafsä¬ 
len umzugestalten. In den Haftanstal¬ 
ten ist die Gewalt in den vergangenen 
Jahren stark angewachsen. Laut einem 
Bericht der „New York Times“ stirbt im 
Schnitt pro Woche ein Insasse eines ka¬ 
lifornischen Gefängnisses bei gewalttä¬ 
tigen Auseinandersetzungen. 


N ach 2000 und 2006 hat Hugo 
Chävez seine dritte Wieder¬ 
wahl als Präsident Venezuelas 
geschafft. Mit 55,1 Prozent lag er klar 
vor dem gemeinsamen Kandidaten 
der bürgerlichen und Rechtsparteien, 
Henrique Capriles, der auf 44,3 Pro¬ 
zent kam; vier weitere Kandidat/inn/en 
bekamen zusammen 0,6 Prozent. Die 
Wahlbeteiligung war mit 80,7 Prozent 
in Rekordhöhe. 

Gegenüber dem Dezember 2006 stei¬ 
gerte Chävez, der seit seiner ersten 
Wahl 1998 auch von der Kommunis¬ 
tischen Partei Venezuelas (PCV) un¬ 
terstützt wird, sein Stimmenpotenti¬ 
al um weitere 900 000 auf wohl über 
8,2 Millionen, verlor aber knapp acht 
Prozentpunkte. 18,9 Millionen Men¬ 
schen waren wahlberechtigt. Die am 
vergangenen Sonntag zusätzlich ab¬ 
gegebenen Stimmen gingen mit einem 
Plus von 2,350 Millionen (auf mehr 
als 6,6 Millionen) gegenüber dem Er¬ 
gebnis von Manuel Rosales vor sechs 
Jahren überwiegend an Capriles, der 
im Wahlkampf zwar gegen „Misswirt¬ 
schaft und Korruption“ wetterte, aber 
zumindest offiziell für den Siegfall ver¬ 
sprach, die sozialen Leistungen beizu¬ 
behalten - ein indirektes Eingeständ¬ 
nis der Erfolge der bolivarianischen 
Regierung: die Armutsrate wurde hal¬ 
biert, was bei den ursprünglich hohen 
realen Zahlen weltweit zu den Sonder¬ 
fällen gehört. 

Elf Parteien und Gruppierungen hat¬ 
ten die regierende „Vereinte Sozialisti¬ 
sche Partei Venezuelas“ (PSUV) unter¬ 
stützt, die selbst knapp 43 Prozent der 
Stimmen holte. Die PCV trug dabei mit 
knapp 500 000 Stimmen (3,3 Prozent) 
den größten Anteil zum Sieg bei; die 
anderen Unterstützerparteien schaff¬ 
ten zwischen 0,3 und 1,5 % der Stim¬ 
men. Innerhalb des Oppositionslagers 
aus achtzehn Gruppierungen waren 
nur drei Parteien stärker als die Kom¬ 
munisten. Wenn auch der Sieg von 
Hugo Chävez deutlich knapper ausfiel 
als 2006, blieben die offenbar als sich 
selbst erfüllende Prophezeiungen ge¬ 
dachten „Prognosen“ eines knappen 
Wahlausgangs reines Wunschdenken 
der Opposition und in- und ausländi¬ 
scher Medien. Wäre es dazu gekom¬ 
men, hätte - so Befürchtungen aus 
dem Regierungslager - ein Nichtaner- 
kennen des Ergebnisses durch Capri¬ 
les für bewaffnete Aufstände genutzt 
werden können. Die sofortige Aner¬ 
kennung der Niederlage durch Hen¬ 
rique Capriles ließ solche Pläne letzt¬ 
lich Makulatur werden. Erst nach den 
Wahlen gaben auch Vertreter konser¬ 


vativer europäischer „Think Tanks“ 
am Montag zu, dass es in kaum einem 
Land so schwer wie in Venezuela sei, 
die Wahlen zu fälschen, da zu der elek¬ 
tronischen Stimmabgabe jeweils auch 
die auf Papier komme und durch das 
Wahlamt jeweils große Kontrollzählun- 
gen der Voten vorgenommen würde. 
Nichtsdestotrotz waren Fälschungen 
durch die Regierung Venezuelas durch 
internationale Medien im Vorhinein als 
für mehr oder weniger geplant erklärt 
worden. 

Der Präsident setzte sich in zwanzig 
der 23 Bundesstaaten sowie im Haupt¬ 
stadtdistrikt durch. Durch den Sieg 
kann Hugo Chävez nach der Verfas¬ 
sungsänderung von 2009 nun bis 2019 
regieren. Bei den Parlamentswahlen 
im September 2010 hatte die PSUV, 
der Chävez vorsteht, mit 92 der 162 
landesweit gewählten Abgeordneten 


Systemrelevantes 

Was wären wir ohne unseren Gui¬ 
do? Der Bundesaußenminister hat 
seine Gratulation für Hugo Chävez 
mit der Erwartung verbunden , er 
müsse nun „ Verantwortung für Ve¬ 
nezuela übernehmen “. Wenn Verant¬ 
wortungsübernahme erst nach fast 
vierzehn Jahren Regierungs zeit be¬ 
ginnt, kann demnach in diesem Le¬ 
ben niemand mehr eine verantwort¬ 
liche Politik von der FDP erwarten. 
Hatte aber auch niemand im Sinn. 
Auch nichts Neues aus Brüssel: die 
EU-Außenbeauftragte Catherine 
Ashton mahnte Chävez „allen Tei¬ 
len der Gesellschaft die Hand zu 
reichen“ und heuchelte gleichzeitig 
Freude über die hohe Wahlbeteili¬ 
gung. In der Tat kommen selbst EU- 
Länder mit Wahlpflicht wie Belgien 
oder Luxemburg kaum auf solche 
Werte; wären achtzig Prozent Wahl¬ 
beteiligung Standard und würden 
die europäischen Armen für ihre In¬ 
teressen Partei ergreifen wie ihre ve¬ 
nezolanischen Klassenbrüder und 
-Schwestern, dann müssten Wah¬ 
len hier im Interesse der systemre¬ 
levanten Kräfte, also der Banken 
und Konzerne, entweder verboten 
werden oder grundsätzlich allen¬ 
falls unter der Prämisse von höher 
stehenden Troika-Entscheidungen 
stattfinden. 

Die systemrelevanten Kräfte in 
Venezuela sind jedenfalls andere: 
diejenigen Menschen, auf die sich 
Hugo Chävez stützt und die wiede¬ 
rum ihn stützen. Das heißt hier des¬ 


ebenfalls eine klare absolute Mehrheit 
geholt. Damit kann der Kurs antineo¬ 
liberaler Politikansätze weitergehen. In 
seiner ersten Rede nach Bekanntgabe 
des Sieges sagte Chävez: „Venezuela 
wird weiterhin in Richtung demokrati¬ 
scher und bolivarianischer Sozialismus 
des 21. Jahrhunderts gehen!“ Die An¬ 
kündigung einer massiven Steigerung 
der Erdölförderung um ein Viertel in 
den nächsten zwei Jahren deutet darauf 
hin, dass das bolivarianische Projekt 
weiterhin weitgehend ohne Enteignun¬ 
gen privaten Kapitals und andere Um¬ 
verteilungen vor sich gehen soll, denn 
die Öleinnahmen haben schon bisher 
die umfangreichen Sozialprojekte im 
Bereich Bildung, Wohnungen und Ge¬ 
sundheit gedeckt. Deren geplante Aus¬ 
weitung wird eine Fortführung der So¬ 
zialausgaben garantieren können. 

Günter Pohl 


wegen Populismus; vermutlich auch 
aus wirklicher Furcht, weil Chävez 
richtigerweise von einer Richtungs¬ 
entscheidung zwischen zwei grund¬ 
sätzlich unterschiedlichen Modellen 
spricht. Sein Modell ist trotz aller 
Bemühungen und mancher zählba¬ 
rer Erfolge andererseits aber auch 
weit davon entfernt Sozialismus ge¬ 
nannt werden zu können. Das weiß 
wohl auch Hugo Chävez, weshalb 
er sein Projekt nach der ursprüng¬ 
lichen Suche nach einem „dritten 
Weg“ nach dem „bolivarianischen 
Prozess“, nach „Sozialismus des 
21. Jahrhundert“ nach dem „Auf¬ 
bau des Sozialismus“ nun wieder 
neu benennt: „demokratischer und 
bolivarianischer Sozialismus “heißt 
es jetzt. 

Entscheidender als das Etikett ist 
jedenfalls der Inhalt, also, was real 
geschieht - und Sozialismus ist 
nicht zu fühlen, sondern ein wis¬ 
senschaftlich an den Besitzverhält¬ 
nissen messbares Ergebnis einer Po¬ 
litik der Umverteilung. Aber auch 
wenn in dieser Hinsicht im boliva¬ 
rianischen Venezuela noch Vieles zu 
wünschen übrig bleibt, steht doch 
auf Hugo Chävez’ Habenseite, dass 
nicht einmal ein Vierteljahrhundert 
nach dem Scheitern des real existie¬ 
renden Sozialismus das Gespenst 
zwar nicht wirklich wieder umher¬ 
geht, aber zumindest anderenorts 
Laute von sich gibt. Während wir 
hier im Dunkeln seinem Schatten 
nachjagen. Günter Pohl 


Für eine sozialistische 
Perspektive 

Treffen kommunistischer Parteien 

Am 1. und 2. Oktober fand in den Räu¬ 
men des EU-Parlaments in Brüssel ein 
Treffen kommunistischer und Arbei¬ 
terparteien Europas auf Einladung der 
KKE Griechenlands statt. Das Thema 
war „Der Standpunkt der kommunis¬ 
tischen und Arbeiterparteien. Ihr Ver¬ 
hältnis zur kapitalistischen Krise. An¬ 
gleichung oder Widerstand? Die Illu¬ 
sion der Sozialpartnerschaft und der 
Kampf der Kommunisten für die Inter¬ 
essen der Arbeiterklasse und der werk¬ 
tätigen Bevölkerung. Für die Überwin¬ 
dung des Kapitalismus, für Sozialismus.“ 
30 Vertreterinnen und Vertreter von 
Parteien ergriffen das Wort, nachdem 
die Vorsitzende der KKE, Aleka Papa¬ 
riga, den Standpunkt ihrer Partei zum 
Thema erläutert hatte. Die KKE hatte 
zu diesem Treffen zwei Resolutionen 
vorgelegt: „Nein zum imperialistischen 
Krieg“ und „Für die Stärkung des Klas¬ 
senkampfes in Europa“. Beide Resoluti¬ 
onen wurden mit wenigen Veränderun¬ 
gen angenommen. 

Das Treffen war vor allem durch die 
Darlegung unterschiedlicher Stand¬ 
punkte zum Thema geprägt. Die Partei¬ 
en aus ehemals sozialistischen Ländern 
haben es sehr oft auch mit notwendigen 
Auseinandersetzungen gegen Repressi¬ 
onen und Entdemokratisierung der Ge¬ 
sellschaft zu tun. Die Parteien aus jenen 
Ländern, die besonders unter der aktu¬ 
ellen Krise des Kapitalismus leiden, be¬ 
richteten über die Auswirkungen der 
Krise, über den Widerstand und die Rol¬ 
le der Kommunistinnen und Kommunis¬ 
ten und ihrer Parteien. Kommunistische 
Parteien aus Skandinavien, den Nieder¬ 
landen, Luxemburg und Deutschland 
leisteten Beiträge zur Analyse der Krise, 
zu Schlussfolgerungen und setzten sich 
mit dem Problem auseinander, dass es 
bisher nicht gelungen ist, eine politisch 
wirkungsvolle Gegenkraft gegen kapi¬ 
taldominierte Politik zu entwickeln. 

Ein Dialog war im Rahmen dieses Tref¬ 
fens leider nicht möglich. Diskussionen 
wurden außerhalb der Beratungen in bi¬ 
lateralen Gesprächen geführt. Ein Man¬ 
gel war, dass die kommunistischen Par¬ 
teien, die in der Europäischen Linken 
organisiert sind, kaum vertreten waren. 
Das galt für die kommunistischen Par¬ 
teien aus Frankreich, Spanien, die Ri- 
fondazione Comunista aus Italien, aus 
Finnland und anderen Ländern. Abspal¬ 
tungen dieser Parteien waren aus Frank¬ 
reich und Italien vertreten. Einige dieser 
Parteien arbeiteten sich an der aus ihrer 
Sicht reformistischen Politik der EL und 
deren Mitgliedsparteien ab. Eine Dis¬ 
kussion war auch zu dieser Frage nicht 
möglich. 

Die Haltung zur Europäischen Union 
war unter den anwesenden Parteien 
vor allem auch deswegen unterschied¬ 
lich, weil es verschiedene Antworten 
zu Perspektiven gab. Die Vertreter der 
Partei der Arbeit Belgiens formulierten, 
dass es um eine sozialistische Perspek¬ 
tive Europas gehen müsse, während die 
KKE nach wie vor eine nationale Lö¬ 
sung für die entstandenen Probleme 
sieht. Ein gewisses Problem solcher Be¬ 
ratungen ist die notwendige Betonung 
prinzipieller Positionen, die aber dann 
in den zehnminütigen Beiträgen kaum 
Differenzierungen oder konkrete Be¬ 
züge zur Praxis zu lassen. Zu gemein¬ 
samen, koordinierten, miteinander ab¬ 
gesprochenen Aktivitäten gab es kaum 
Anregungen und keine konkreten Ab¬ 
sprachen. 

Für die DKP nahm Heinz Stehr an dem 
Treffen teil. Er formulierte dort: „Die 
Kommunistinnen und Kommunisten 
müssen international ihre Zusammenar¬ 
beit verstärken. Gerade auch angesichts 
der kapitalistischen Krise wird aber die 
engere Zusammenarbeit der kommu¬ 
nistischen und Arbeiterparteien sowie 
Linksparteien zu einer noch dringende¬ 
ren Aufgabe, um den Kapitalismus mit 
einer sozialistischen Alternative glaub¬ 
würdig herausfordern zu können.“ 

Am Rande des Treffens fanden Abspra¬ 
chen zwischen KKE und DKP statt mit 
dem Ziel, baldmöglichst vier Veran¬ 
staltungen mit Vertretern kämpfender 
Belegschaften aus Griechenland in der 
Bundesrepublik durchzuführen. H. St. 
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Vor einem Machtwechsel in Georgien 

Wohin führt der Oligarch Iwanischwili das Land? 


B ei den Parlamentswahlen in Ge¬ 
orgien haben Präsident Mich- 
eil Saakaschwili und seine Partei 
„Vereinigte Nationale Bewegung“ die 
sich bisher auf eine Zweidrittelmehr¬ 
heit der Abgeordneten stützen konn¬ 
ten, eine Niederlage erlitten. Wahlsie¬ 
ger ist die von dem Oligarchen Bidsina 
Iwanischwili geführte Parteienkoalition 
„Georgischer Traum“ 

Saakaschwili, der im Zuge der „Rosen¬ 
revolution“ vor fast neun Jahren an die 
Macht gekommen ist, regiert seither 
das Land selbstherrlich und mit harter 
Hand. Auf dem Feld der Außenpolitik 
hat er einen prowestlichen, antirussi¬ 
schen Kurs durchgesetzt. Um jeden 
Preis sollte das Land in die EU und die 
NATO geführt werden. Die antirussi¬ 
sche Politik gipfelte im Fünftagekrieg 
mit Russland, der mit einer blutigen 
Nase für den Brandstifter und einem 
Boykott für georgische Waren auf den 
russischen Märkten endete. 

Auf wirtschaftlichem Gebiet hat der 
Präsident rigoros sein Programm der 
Privatisierung staatlichen Eigentums, 
der Deregulierung und sozialen Be¬ 
lastungen für die einfachen Menschen 
durchgepeitscht. Im Ergebnis gehört 
Georgien zu denjenigen Nachfolgestaa¬ 
ten der UdSSR, in denen die Arbeitslo¬ 
sigkeit besonders hoch ist und die Le¬ 
bensbedingungen für die Masse des Vol¬ 
kes besonders schlecht sind. Unter der 
Maske angeblicher Demokratie wurden 
die demokratischen Rechte mehr und 
mehr beschnitten und ein diktatorisches 
Regime installiert. Der „Feldzug gegen 
Korruption und Kriminalität“, mit deren 
„Erfolgen“ der Präsident gern protzte, 
verschonte die großen Wirtschaftskrimi¬ 
nellen und Diebe des Volkseigentums 
und traf die kleinen „Ladendiebe“, die 
aus bitterer Not handelten. Im Ergeb¬ 
nis sind die Gefängnisse total überfüllt 
und es herrschen dort menschenunwür¬ 


dige Zustände. So ist es denn auch wohl 
kein Zufall, dass es der Folterskandal in 
einem Gefängnis der Hauptstadt Tiflis 
war, der den Volkszorn zum Überko¬ 
chen brachte und zum letzten Sargna¬ 
gel für die Herrschaft Saakaschwilis ge¬ 
worden sein dürfte. 

Die Macht Saakaschwilis geht bei den 
nächsten Präsidentenwahlen zu Ende, 
die wahrscheinlich Ende 2013 statt¬ 
finden werden. Nach zwei Amtszeiten 
kann er kein weiteres Mal antreten. 
Darum wurde auf sein Betreiben die 
Verfassung dahin geändert, dass der 
Präsident, wie in Deutschland, künftig 
nur noch repräsentative Funktionen 
hat. Die tatsächlichen politischen Voll¬ 
machten liegen beim Parlament und vor 
allem beim Ministerpräsidenten. In die¬ 
ses Amt wollte sich Saakaschwili durch 
eine Parlamentsmehrheit seiner Partei 
wählen lassen. Dieses Vorhaben ist nun 
geplatzt. 

Zum neuen Ministerpräsidenten und 
damit zum starken Mann der Kauka¬ 
susrepublik ab Ende nächsten Jahres, 
wird allem Anschein nach Bidsina Iwa¬ 
nischwili gekürt werden. Wer ist dieser 
bisher weitgehend unbekannte Mann 
und auf welchen Weg wird er Georgi¬ 
en führen? 

Iwanischwili ist der reichste Mann sei¬ 
nes Landes. In diesem Jahr wurde er 
vom Magazin Forbes mit einem ge¬ 
schätzten Vermögen von 6,4 Mrd. US- 
Dollar auf Platz 153 der Liste der reichs¬ 
ten Menschen der Welt geführt. Den 
Grundstock zu seinem Reichtum leg¬ 
te er während der Perestroika Gorbat¬ 
schows. Mit einem Partner gründete er 
ein Importunternehmen für Computer, 
Videorecorder und Telefone und ver¬ 
diente zusammen mit diesem bis 1990 
100 000 Dollar. Mit dem Geld gründe¬ 
ten sie im gleichen Jahr die Rossiski- 
Kreditbank. Mit der Privatisierung des 
Staatsvermögens in den „wilden Neun¬ 


zigern“ kam dann, wie für die übrigen 
Räuber des Volkseigentums auch, das 
große Fressen. Die Unternehmen und 
Beteiligungen, die schließlich bei Iwa¬ 
nischwili landeten, sind unter dem Dach 
der Iwanischwili-Holding zusammenge¬ 
fasst. 

Bisher ist wenig über dessen Pläne be¬ 
kannt. Einiges lässt sich dennoch aus 
seinen Aussagen in jüngster Zeit ablei¬ 
ten, die wir einem Kommentar der russi¬ 
schen Nachrichtenagentur ITAR-TASS 
entnehmen. 

Was das Verhältnis zu Russland betrifft, 
so hat der Führer des Bündnisses „Ge¬ 
orgischer Traum“ betont, „die Beziehun¬ 
gen zu Russland werden in Ordnung ge¬ 
bracht. Wir sind verpflichtet zu freund¬ 
schaftlichen Beziehungen mit Russland 
zurückzukehren. Wir werden alles dafür 
tun.“ Präsident Saakaschwili beschuldig¬ 
te er, dessen „undurchdachte Erklärun¬ 
gen an die Adresse der Führung der 
Russischen Föderation“ hätten dazu 
geführt, dass Georgien den Zugang zu 
den russischen Märkten verloren habe. 
Die von ihm geführte Koalition werde 
im Falle des Wahlsieges alles unterneh¬ 
men, damit die georgischen Produkte 
wieder auf die russischen Märkte zu¬ 
rückkehren. 

Hinsichtlich Südossetiens kritisierte er 
Saakaschwili für jene Politik, die zum 
georgisch-russischen Krieg von 2008 ge¬ 
führt hat. „Wir müssen unsere Schuld 
vor allen anerkennen, uns vor unseren 
Müttern und den ossetischen Müttern 
entschuldigen, wir werden Untersu¬ 
chungen anstellen und unsere Bezie¬ 
hungen widerherstellen“ versicherte er 
und unterstrich, dass nach dem Wahlsieg 
eine Volksdiplomatie beginnen und die 
Völker Georgiens und Ossetiens sich 
versöhnen werden. 

Zugleich versicherte Iwanischwili, Ge¬ 
orgien werde „den Kurs auf Integration 
in die europäischen Strukturen fortset¬ 


zen“, da es für das Land keine Alternati¬ 
ven zum EU- und NATO-Beitritt gebe. 
Wobei er aber davon ausgehe, „dass wir 
Russland überzeugen können, dass die 
Mitgliedschaft Georgiens in der NATO 
nicht zum Schaden Russlands sein wird, 
und es möglich ist, ohne die aggressive 
Rhetorik Saakaschwilis die Beziehun¬ 
gen mit ihm in Ordnung zu bringen“. 
Mit Blick auf die Innenpolitik versi¬ 
cherte Iwanischwili, es gebe „nicht die 
Absicht, die Andersdenkenden und ir¬ 
gendjemand der Opponenten zu verfol¬ 
gen“. Und im georgischen Fernsehsen¬ 
der „9-archi“ sagte er, dass er bereit sei, 
„im Namen der Staatsinteressen Geor¬ 
giens auch mit Präsident Saakaschwili 
zusammenzuarbeiten, natürlich dann, 
wenn dieser konstruktive Positionen 
einnimmt“. Ansonsten ist innenpolitisch 
über ein Konzept ebenso kaum etwas 
bekannt wie über wirtschafts- und sozi¬ 
alpolitische Vorhaben. 

Nach alledem kann man wohl davon 
ausgehen, dass von einer möglichen 
Verbesserung der Beziehungen zu 
Russland abgesehen, die im wirtschaft¬ 
lichen Interesse Georgiens liegt, mit 
keinen grundlegenden Veränderungen 
zu rechnen ist. Das mag auch den Um¬ 
stand erklären, dass in den Tagen vor 
der Wahl in westlichen Medien zu lesen 
war, Iwanischwilis Wahlkampf werde 
längst von US-Juristen und Lobyisten 
unterstützt. Und dies macht wiederum 
verständlicher, dass der Machtmensch 
Saakaschwili so sang- und klanglos und 
noch bevor das Gros der Stimmen aus¬ 
gezählt war, seine Niederlage anerkann¬ 
te. Sollte da Washington angesichts der 
Unzufriedenheit der Georgier mit Saa¬ 
kaschwili und den Gefahren, die des¬ 
sen antirussische Provokationen auch 
für die USA und die NATO heraufbe¬ 
schwören können, nachgeholfen und auf 
das neue Pferd gesetzt haben? 

Willi Gerns 


Der Beginn einer Tradition 

ManiFiesta: Das Fest der Partei der Arbeit Belgiens und ihrer Zeitung „Solidair(e)“ 



Ein Fest der Solidarität, im zerrissenen Belgien selbst und international. 


Am 22. September luden „Solidair(e)“ 
die Zeitung der Partei der Arbeit Bel¬ 
giens (PVDA/PTB) und die Organi¬ 
sation „Gesundheit für das Volk“ zur 
ManiFiesta ein. Über 8 000 Besucher, 
die vielen Kinder nicht eingerechnet, 
kamen zum dritten Mal in das Seebad 
Bredene aan Zee. Die Solidarität stand 
im Mittelpunkt dieses so gespaltenen 
Landes: Französischsprachige wie Nie¬ 
derländischsprachige, Gewerkschafter, 
Intellektuelle und Arbeiter, Jung und 
Alt. Sie kamen von überall her, doch 
vor allem aus Belgien. Das Fest der So¬ 
lidarität war eine bunte Mischung, wie 
ein Blick auf die Webseite der ManiFi¬ 
esta zeigt (www.manifiesta.be). 

Ein Blick in die Zelte der PVDA-Pro- 
vinzorganisationen genügte, um zu se¬ 
hen, wie gemischt das Publikum war. 
Die Familie aus dem Brüsseler Arbei¬ 
terstadtteil Molenbeek saß an einem 
Tisch mit einigen Metallarbeitern aus 
Lüttich und Studenten aus Leuven. 
Oder die Peugeot-Arbeiter, die aus 
Frankreich kamen, um im Zelt von 
Namur mit ihren Kollegen von Ford in 
Genk oder Audi in Vorst Erfahrungen 
auszutauschen. Oder das Treffen von 
Arbeitern aus dem öffentlichen Dienst 
im Zelt von Hainaut. Oder wie die Tref¬ 
fen im internationalen Dorf, wo auf 
Deutsch, Griechisch, Spanisch, Italie¬ 
nisch, Französisch und Niederländisch 
über den gemeinsamen Kampf auf 
europäischem Niveau beraten wurde. 
Kontakte wurden ausgetauscht. 

Der Morgenschauer am Samstag konn¬ 
te die Begeisterung der Tänzer und 
Sänger von SolidariDance und Sing 
for the Climate nicht abkühlen. Ganz 
kurz war es „Singin 4 in the rain“. Doch 
die Sonne brach wieder durch und die 
Mojitos im Zelt von „Che Presente“ 
flössen reichlich. Von nebenan erklang 
Musik des Ostens aus dem Zelt der 
Solidaritätsbewegung Intal. Und man 
konnte Mariela Castro zuprosten, die 
an einer Debatte über Sexualität auf 


Kuba teilnahm, oder Salah Hamouri, 
der sieben Jahre grundlos in einem is¬ 
raelischen Gefängnis verbrachte. Er be¬ 
richtete von seinen Erfahrungen und 
vom Kampf Tausender Palästinenser, 
die widerrechtlich in Israel gefangen 
sind. 

Im Solidaritätsdorf hatten über 120 Or¬ 
ganisationen aus ganz Belgien einen 
Stand, doppelt soviel wie im Vorjahr. 
Auch in organisatorischer Hinsicht ist 
die ManiFiesta wieder ein ganzes Stück 
vorangekommen. Die Einteilung des 
Festivals war übersichtlicher und ein 
großer Publikumsmagnet war das Kin¬ 
derdorf mit Zirkus und vielen Spielen. 
Ins Auge sprang auch die Sauberkeit. 
Rik Vermeersch, Direktor der Mani¬ 
Fiesta, hob den unermüdlichen Ein¬ 
satz der über tausend Helfer hervor. 
Ein gewaltiger Kraftaufwand für die 
6 500 Mitglieder zählende Partei der 
Arbeit.... Hier sehen wir in der Praxis, 
an einem einzigen Tag und im Kleinen, 
die Art von Gesellschaft, die wir ver¬ 
wirklichen wollen: eine Gesellschaft 
der Solidarität und der Zusammenar¬ 


beit, ohne Unrecht und ohne Ungleich¬ 
heit.“ 

David Pestieau, Chefredakteur von 
„Solidair(e)“, legt Wert auf die Vielfalt 
der angebotenen Aktivitäten: „In dem 
Moment, wo der Comedian Bert Kruis- 
mans auf dem Podium stand, waren et¬ 
was weiter die Hiphopper von Sniper 
zu Gange. Manchmal hatte man die 
Qual der Wahl zwischen einer Diskus¬ 
sion mit Unternehmervertretern und 
denen der Gewerkschaften, und einer 
Begegnung mit dem Psychoanalytiker 
Paul Verhaeghe oder dem Journalisten 
Frangois Ruffin. Und der Erfolg des 
Festes ist umso bemerkenswerter, als 
wir gerade mitten im Kommunalwahl¬ 
kampf stehen.“ Wo die PVDA übrigens 
in 42 Städten und Gemeinden antritt, 
darunter in Antwerpen, Lüttich, Char- 
leroi und Brüssel. 

In den Zelten drehte es sich natürlich 
nicht nur um die anstehende Wahl, son¬ 
dern auch um das leibliche Wohl. Man 
konnte hier den Parteisprecher Raoul 
Hedebouw oder den Vorsitzenden Pe¬ 
ter Mertens bei einer Schüssel mit Mu¬ 


scheln oder einem Glas Lütticher Ge¬ 
never antreffen. 

Auf der zentralen Kundgebung spra¬ 
chen neben Peter Mertens die Vorsit¬ 
zende der christlichen Gewerkschaft 
ACV/CSC und der Vorsitzende der 
Baugewerkschaft in der sozialistischen 
Gewerkschaft ABVV/FGTB sowie der 
spanische Bergarbeiter Lisardo Suärez. 
Die Kundgebung bot Comac, der Ju¬ 
gendorganisation der PVDA/PTB, die 
Gelegenheit, Stimmung in die Bude 
zu bringen, als sie den Ruf von Lisar¬ 
do Suärez übernahm: „Vereint ist das 
Volk nicht zu besiegen.“ 

ManiFiesta war ein Fest für die Ohren 
und fürs Hirn, doch es gab noch mehr 
Aktivitäten. Manche improvisiert, wie 
die Partie Beach-Fußball zwischen eini¬ 
gen Jugendlichen aus Schaarbeek und 
La Louviere. Nicht ganz so spontan ent¬ 
rollten Bergsteiger an der Fassade des 
Staf-Versluys-Centrums, um das her¬ 
um das Festival stattfand, ein riesiges 
Transparent mit einer inzwischen be¬ 
kannten Aufschrift: „Peoples of Euro- 
pe, rise up!“ 

„Solidair(e)“-Chef David Pestieau 
sieht es so: „Die erste Edition von Ma¬ 
niFiesta war die der Geburt, die zwei¬ 
te die der Bestätigung. Dieses Jahr war 
der Beginn einer Tradition. Als Mani¬ 
Fiesta noch etwas war, das in unserem 
Geiste reifte, konnten wir nur träu¬ 
men. Jetzt sehen wir, dass dieser Traum 
Wirklichkeit geworden ist.“ 

Die belgischen Genossinnen und Ge¬ 
nossen werden ihre Tradition fortset¬ 
zen. Es wird darüber nachgedacht, 
nächstes Jahr ein komplettes Wochen¬ 
ende dafür zu nehmen. Das macht das 
Fest auch für Besucher aus Deutsch¬ 
land besser besuchbar. Übernachtungs¬ 
möglichkeiten sind vorhanden. Das an¬ 
sonsten um diese Jahreszeit leergefegte 
Bredene freut sich auch über zusätzli¬ 
che Besucher. 

Marcel de Jong 


Streik der 
Millionen 

Indonesiens Gewerkschafter 
fordern Geld und Rechte 

Fast drei Millionen indonesische Fab¬ 
rikarbeiter legten am 2. Oktober zu ei¬ 
nem eintägigen landesweiten Streik die 
Arbeit nieder. Sie verlangten Lohner¬ 
höhungen und Regelungen gegen die 
Leiharbeit. Über 200 000 marschierten 
allein durch die Industriestadt Bekasi 
nahe der Hauptstadt Djakarta mit dem 
Slogan „Arbeiter, vereinigt euch - nie¬ 
mand kann uns schlagen.“ 

Der Vorsitzende der Konföderation In¬ 
donesischer Gewerkschaften, Yoris Ra- 
weyai, erklärte, die Arbeiter forderten 
eine Erhöhung des Mindestlohns, staat¬ 
liche Krankenversicherung für alle Be¬ 
schäftigten, Verbesserung der sozialen 
Sicherheit und eine Regulierung der 
Zeitvertragsregelungen. Nach dem gel¬ 
tenden Recht können Betriebe Ein¬ 
stellungen mit auf ein Jahr befristeten 
Verträgen vornehmen, bei denen den 
betroffenen Arbeitnehmern eine Rei¬ 
he von Rechte vorenthalten sind. „Wir 
warnen die Regierung vor den Schä¬ 
den, die der Wirtschaft entstehen wer¬ 
den, wenn sie unsere drei Hauptforde¬ 
rungen weiterhin ignoriert“, drohte ein 
führender Gewerkschafter. 

Das indonesische Verfassungsgericht 
hatte im Januar entschieden, dass die 
Zeitarbeitspraxis nicht verfassungsge¬ 
mäß sei und gegen das Arbeitsrecht 
verstoße. Seither hat die Regierung 
aber nichts unternommen, obwohl die 
Gewerkschaften schon seit Jahren Leih¬ 
arbeit als ausbeuterisch und illegal an¬ 
prangerten, bei der den Beschäftigten 
Renten, soziale Sicherheit und andere 
Rechte vorenthalten würden. 

Der Durchschnittslohn eines indone¬ 
sischen Fabrikarbeiters liegt bei etwa 
120 Euro im Monat. Die Wirtschaft 
Indonesiens ist im vergangenen Jahr 
um 6,5 Prozent gewachsen. Das ist die 
höchste Wachstumsrate seit der asia¬ 
tischen Finanzkrise von 1997/1998. In 
diesem Zeitraum sind aber die Lebens¬ 
haltungskosten so gewachsen, dass es 
immer schwieriger wird für die Lohn¬ 
abhängigen, über die Runden zu kom¬ 
men. M.l. 


Mehr Macht 
für Brüssel 

„Anregungen" von Van Rompuy 

Die Staaten der Eurozone sollen sich 
nach dem Willen von EU-Ratschef 
Herman Van Rompuy einer stärkeren 
Kontrolle durch Brüssel unterwerfen- 
Außerdem regt Van Rompuy einen ge¬ 
meinsamen Euro-Haushalt an, aus dem 
„Reformen“ belohnt werden sollen. 
Ein „Mechanismus für fiskalische So¬ 
lidarität“ mit einer „angemessenen Ka¬ 
pazität“ solle geprüft werden, heißt es 
in einem Arbeitspapier Van Rompuys 
für den EU-Gipfel am 18. Oktober. 
Aus dem Topf sollten „begrenzte, be¬ 
fristete, flexible und gezielte Anreize“ 
bezahlt werden, schreibt der Belgier. 
Einzelheiten etwa über das Volumen 
des „Gemeinschafts“budgets oder die 
Quellen dafür blieb er zunächst schul- 
dig. 

Der Ratschef macht aber klar, dass 
Hilfe für Schuldenstaaten nur gegen 
Bedingungen möglich seien. Die Wäh¬ 
rungsunion funktioniere nur, wenn eine 
„vernünftige“ Wirtschaftspolitik „er¬ 
zwungen“ werden könne, heißt es. Um 
das sicherzustellen, regt Van Rompuy 
die Idee von „individuellen Verträgen 
mit der EU-Ebene“ an, in denen sich 
die Regierungen zur Umsetzung ihrer 
„Reformaufgaben “ verpflichten sollen. 
Bisher kann die EU nur Länder, die 
die Brüsseler Haushaltsvorgaben ver¬ 
letzen, mit Strafen belegen. Die Krite¬ 
rien sind ein maximales Defizit von drei 
Prozent und eine maximale Gesamt¬ 
verschuldung von 60 Prozent des je¬ 
weiligen Bruttoinlandsprodukts (BIP). 
Gegen weitere Eingriffe der EU weh¬ 
ren sich die Mitgliedstaaten bisher mit 
Verweis auf ihre nationale Souveräni¬ 
tät. 
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„Die Unabhängigkeit ist ein Betrug der 
falschen Demokratie, in der wir leben“ 


Gespräch mit Ouim Boix, Mitglied des Präsidiumsrates des Weltgewerkschaftsbundes 


Gastkolumne von Klaus Wagener 

Der Besuch der alten 
Dame 


Sie erwarte „freundschaftliche Ge¬ 
spräche“ hatte die Kanzlerin vor ih¬ 
rem Abflug nach Athen froh verkün¬ 
det. Die Regentin leidet bekanntlich 
sehr mit der griechischen Bevölke¬ 
rung: „ Es blutet einem schon das 
Herz“ Vielleicht sollte Merkel auch 
den Athener Flughafenboden - sor- 
ry, vielleicht doch besser Fraportbo¬ 
den küssen. 

Da ist natürlich klar, dass die so warm 
Umsorgten vor Freude ganz aus dem 
Häuschen geraten. Damit die Jubel- 
Orgien nicht ganz aus dem Ruder 
laufen, hat die griechische Regie¬ 
rung gleich mal die ganze Athener 
Innenstadt gesperrt. „Bild“ hatte 
schon Freudenplakate wie „Raus aus 
unserm Fand, Du Schlampe!“ und 
„Kein Viertes Reich!“ ausgemacht. 
Der etwas ungelenken Begrüßung 
„Heil Merkel“, folgte ein etwas rup¬ 
piges: „Da ist nichts im Schrank, was 
zu holen wäre.“ Der Vorbehalt ist 
verständlich, aber ein Irrtum. Man 
sollte doch die Findigkeit der Troi¬ 
ka-Gerichtsvollzieher bei der Suche 
nach den Assets, wie Häfen, Airports, 
Straßen, Kanäle, Ländereien, Wälder, 
Wasserwerke, Gruben, Energieein¬ 
richtungen, Kraftwerke, Telekom¬ 
munikationseinrichtungen, Gebäude, 
Museen und was alles sonst so von 
wert sein könnte, heute heißen, nicht 
unterschätzen. Die geliebte Führerin 
des Eurozonen-Volkes müht sich ja 


Der syrische Granatbeschuss auf den 
türkischen Grenzort Akcakale hat 
zum Tod von Kindern und Frauen ge¬ 
führt und ist unentschuldbar. Sollte 
der Beschuss vom syrischen Militär 
ausgegangen sein (theoretisch mög¬ 
lich ist als Verursacher auch die op¬ 
positionelle „Freie Syrische Armee“, 
die in diesem Gebiet gegen die Re¬ 
gierungstruppen kämpft), dann geht 
die Eskalation in den angespannten 
türkisch-syrischen Beziehungen auf 
ihr Konto ... 

Die Reaktion in Ankara auf den Vor¬ 
fall ist mehr als überzogen: Der Be¬ 
schluss des türkischen Parlaments 
stellt eine Kriegsermächtigung an die 
Regierung Erdogan dar.... 

Doch auch die NATO gießt Öl ins 
Feuer. In einer Erklärung des NATO- 
Rats vom 3. Oktober wird der Vorfall 
als ein „aggressiver Akt gegen einen 
Verbündeten“ gewertet und die syri¬ 
sche Regierung aufgefordert, „alle fla¬ 
granten Verletzungen des internatio¬ 
nalen Rechts“ zu beenden. Gleichzei¬ 
tig stellt sich das Militärbündnis voll 
hinter das NATO-Mitglied Türkei... 
Die internationale Friedensbewegung 
warnt vor einer weiteren Eskalation 
des Konflikts. Es kann nicht darum ge¬ 
hen, der Türkei den Rücken zu stär- 


Durch die Kriegsaktionen wurden 
bereits fünf unschuldige Kinder und 
Frauen getötet. 

Dies zeigt, dass Kriege vor allem zivile 
Opfer fordern. 

Die mit großer Mehrheit gefassten 
Entscheidungen des türkischen Par¬ 
laments zum möglichen einjährigen 
Einsatz der Armee im Ausland sowie 
erste „Vergeltungsaktionen“ der tür¬ 
kischen Luftwaffe signalisieren ge¬ 
fährliche Tendenzen zur Ausweitung 
des Bürgerkrieges. 

Wir fordern von der Bundesregie¬ 
rung, ihren Einfluss auf die NATO 


schließlich nicht umsonst ins ferne 
Hellas. Sie steht für ein fröhliches: 
„Wohlan, und weiter so!“ 

Die bisherigen Erfolge der weisen, 
von den Ratschlägen der Deutschen 
Bundesbank inspirierten Berliner 
Griechenland-Politik sind ja auch 
ganz außerordentlich: Weit mehr 
als die Hälfte aller Jugendlichen 
braucht sich um Arbeitsplätze, oder 
um die Zukunft keine Sorgen mehr 
machen. Es gibt einfach keine. Bei 
den Erwachsenen ist es noch nicht 
ganz so weit. Aber man arbeitet dar¬ 
an. Auch der Umweltschutz stößt zu 
ganz neuen Dimensionen vor. Allein 
die Schrumpfung der Industriepro¬ 
duktion um 35 Prozent dürfte einen 
Öko-Schub bringen, der wohl nur 
mit den segensreichen Bemühungen 
der Treuhand nach dem, was man so 
Wende, nennt, vergleichbar ist. 

Frau Merkel hatte ja auch diese Zeit 
mit einer eleganten persönlichen 
Wende begleitet. Glaubwürdigkeit, 
also. Vielleicht sollte sie, eingedenk 
der Rehabilitierung ihres geistig¬ 
moralischen Übervaters, auf dem 
Syntagma-Platz die beliebten „Blü¬ 
henden Landschaften“ versprechen. 
Erst wenn die letzte Stütze gestri¬ 
chen, die letzte Rente privatisiert 
und das letzte Wasserwerk verhökert 
ist, wird auch die deutsche Kanzlerin 
merken, dass man Leuten ohne Geld 
nichts mehr verkaufen kann. 


ken. Immerhin ist sie selbst ja auch 
verantwortlich für zahlreiche Über¬ 
griffe im türkisch-syrischen Grenz¬ 
gebiet und befeuert den syrischen 
Bürgerkrieg seit Monaten durch die 
Unterstützung islamistischer Rebel¬ 
lengruppen und der „Freien Syri¬ 
schen Armee“, die in der Türkei ihren 
Kommandostab aufbauen und Aus¬ 
bildungslager errichten konnte. Eine 
Blankovollmacht für Ankara birgt die 
Gefahr, in einen automatischen Bünd¬ 
nisfall hineingezogen zu werden. Er¬ 
klärungen aus Washington, London 
und Berlin gehen leider genau in die¬ 
se Richtung; Originalton Merkel: „Wir 
stehen an der Seite der Türkei.“ 

Auf der Tagesordnung heute steht 
Mäßigung, nicht Anheizen des Kon¬ 
flikts. Für die deutsche Außenpolitik, 
für die NATO insgesamt heißt das: 
Einwirken auf die türkische Regie¬ 
rung, von weiteren Eskalationsschrit¬ 
ten abzusehen und sich nicht weiter 
in den innersyrischen Konflikt einzu¬ 
schalten. Die Friedensbewegung be¬ 
grüßt die Aktivitäten in der Türkei, 
die sich eindeutig gegen eine Inter¬ 
vention aussprechen und seit zwei 
Tagen auf die Straße geht mit der ein¬ 
fachen, aber richtigen Parole: „Nein 
zum Krieg!“ 


und die türkische Regierung zu nut¬ 
zen und deeskalierend zu wirken. Es 
darf keine Ausweitung des Krieges in 
dieser Region geben. Ein Eingreifen 
der NATO, das als mögliche Variante 
einer militärischen Unterstützung der 
Türkei beraten wird, ist abzulehnen. 
Es bedarf politischer Lösungen unter 
Einbeziehung der UNO. 

Die DKP ist solidarisch mit den Ak¬ 
tionen der türkischen Friedensbewe¬ 
gung vor dem Parlament, wir unter¬ 
stützen die Vorschläge der Friedens¬ 
bewegung in der BRD. 


Quirn Boix ist Katalane und lebt in Bar¬ 
celona. Das Bild zeigt ihn links bei ei¬ 
ner Aktion des Weltgewerkschaftsbun¬ 
des vor dem Rathaus von Barcelona am 
4. Oktober. 



UZ: Artur Mas, der konservative Präsi¬ 
dent der „Generalität“ (Regionalregie¬ 
rung Kataloniens), hat für den 25. No¬ 
vember vorzeitige Wahlen einberufen, 
kaum zwei Wochen nach den Großde¬ 
monstrationen für Selbstbestimmung in 
Barcelona. Welche Verbindung gibt es 
zwischen beidem? 

Quim Boix: Die Verbindung ist da, wo 
für die katalonische Bourgeoisie die 
Wahlen ein Instrument der fortwäh¬ 
renden Manipulation sind um ewig an 
der Macht zu bleiben. Sie nutzen sie 
um zu sagen, dass sie Demokraten sind, 
obwohl es in Spanien immer mehr Fa¬ 
schisten gibt, die vorgeben ebensolche 
Demokraten zu sein. Ihre Aufgabe der 
Manipulierung bestreiten sie mit Wäh¬ 
lertäuschung. Sie schaffen sogar falsche 
Probleme und wollen so als gute Ver¬ 
walter der politischen Realität gelten. 
So nutzen Artur Mas und seine Par¬ 
tei CiU (Konvergenz und Union) die 
Unabhängigkeit Kataloniens. Hun¬ 
derttausende haben sich am vergange¬ 
nen 11. September (Nationalfeiertag 
Kataloniens, A.d.I.) in Barcelona für 
die Unabhängigkeit ausgesprochen. 
Katalonien hatte einige Freiheiten im 
Jahr 1714 verloren, als die Bourbo- 
nen-Könige sich dieses nordöstlichen 
Territoriums Spaniens bemächtigten. 
Seitdem sind die Forderungen der ka- 
talonischen Bürger gewachsen, nach 
Sprach- und Kulturautonomie und der 
Entscheidungskraft bei eigenen The¬ 
men. Die Zweite Republik erkannte 
den Bürgern Kataloniens 1936 wichti¬ 
ge Rechte und Freiheiten zu, die der 
faschistische Diktator Francisco Franco 
mit einem Federstrich wieder entzog. 
In der falschen Demokratie, in der 
wir jetzt leben, haben es die Themen 
der „Rechte für die Katalanen“ und 
der Unabhängigkeit den politischen 
Führern des Kapitalismus erlaubt, die 
Wähler zu betrügen. Für sie löst sich die 
wirtschaftliche Krise mit einem unab¬ 
hängigen Staat. Und die mangelnde 
politische Bildung der Bürgerschaft 
schafft es, dass die Mehrheiten nicht 
bemerken, dass eine Abhängigkeit von 


der EU exakt dasselbe ist wie eine Ab¬ 
hängigkeit von Spanien. 

Artur Mas ruft Neuwahlen aus, um sich 
vier weitere Jahre als katalonischer 
Präsident zu verschaffen. Zwei hat er 
schon und zwei würden ihm bleiben, 
aber er kalkuliert, dass sich die Leute 
an die für 2013 vorgesehenen äußerst 
volksfeindlichen Maßnahmen im Jahr 
2016, bei den dann nächsten Wahlen, 
nicht mehr erinnern werden. 

UZ: Aus marxistischer Sicht: Was be¬ 
deuten die massiven Demonstrationen 
für Selbstbestimmung? 

Quim Boix: Sie zeigen die Unzufrie¬ 
denheit der Leute, und dass sie nicht 
mehr vom spanischen Staat abhängen 
wollen. Seit Jahrzehnten sagen die ka- 
talonischen Parteien CiU und andere 
wie ERC (Katalonische Republikani¬ 
sche Linke), dass die von der Arbeit der 
Katalanen erzeugten Gelder in Madrid 
ausgegeben werden, dass die Steuern 
nicht gerecht verteilt sind, dass die in 
Madrid getroffenen Entscheidungen 
für die Bewohner Kataloniens nach¬ 
teilig sind. 

Der Schlüssel liegt in der fehlenden 
politischen Kultur der überwiegenden 
Mehrheit der katalonischen und spani¬ 
schen Wählerschaft. Die Leute wählen 
ohne auch nur zehn (manchmal nicht 
mal eine) der Wahlversprechen der 
Programme der Parteien zu kennen, 
denen sie die Stimme geben. Sie wäh¬ 
len aufgrund der Fotos und der Wahl¬ 
slogans, die zudem perfekt zwischen 
den bürgerlichen Parteien austausch¬ 
bar sind. 

Das Recht auf Selbstbestimmung ist ei¬ 
nes der Menschenrechte, die von den 
UN allgemein anerkannt sind, aber fast 
nie verwirklicht werden. Es sollte den 
Bewohnern Kataloniens oder anderen 
Völkern erlauben zu entscheiden, wie 
sie sich politisch organisieren wollen. 
Und darum enthält dieses Recht bei 
seiner Anwendung die Möglichkeit, 
dass sich die Unabhängigkeit eines Vol¬ 
kes gegenüber dem Staat entwickelt, 
von dem es bislang abhing. 

Die Demonstrationen waren so mas¬ 
siv, weil sowohl die Sozialdemokratie 
als auch die Reformisten der Bourgeoi¬ 
sie geholfen haben, den wahren Grund 
der Probleme der Gesellschaft, sei sie 
katalonisch, sei sie spanisch oder euro¬ 
päisch, verschwiegen haben: die Wirt¬ 
schaftskrise, die systemische und struk¬ 
turelle Krise des Kapitalismus. Der 
Weltgewerkschaftsbund als eine welt¬ 
weite Organisation mit 82 Millionen 
Arbeitern (mit der Angliederung des 
südafrikanischen COSATU wird die¬ 
se Zahl steigen) aus 120 Ländern hat 
das schon bei seinem 16. Kongress im 
April 2011 in Athen gesagt. Solange es 
Kapitalismus gibt, wird es Ausbeutung 
und ernsthafte Schwierigkeiten für die 
Lohnarbeiter geben. 


Aber in der Art erklären das die Ge¬ 
werkschaften wie beispielsweise 
CCOO („Arbeiterkommissionen“, 
früher an die KP angelehnter Gewerk¬ 
schaftsdachverband, A.d.I.) nicht, die 
den WGB verlassen haben, um ihren 
politischen Reformismus und ihre Un¬ 
terstützung für das Kapital auszuüben. 
Deshalb sind die Arbeiter orientie¬ 
rungslos und glauben, dass sie mit der 
Unabhängigkeit Kataloniens ihre Pro¬ 
bleme lösen werden. Sie gehen massen¬ 
haft auf die Straße - massenhafter, als 
wenn es um die Wirtschaftsmaßnah¬ 
men der Volkspartei (PP) in Madrid 
oder um die der CiU in Barcelona geht. 

UZ: Was genau bedeutet „Autodeter- 
minaciön“ (Selbstbestimmung) im Ver¬ 
gleich zur „Autonomia“ (Autonomie), 
wie sie für unter anderem Katalonien in 
der spanischen Verfassung festgelegt ist? 

Quim Boix: Selbstbestimmung bedeu¬ 
tet die Kompetenz für alle Entschei¬ 
dungen, ohne Themenbegrenzung, die 
das Volk betreffen, das selbst für sich 
entscheiden will. Die Autonomie be¬ 
deutet hingegen nur über die Themen 
entscheiden zu können, für die es eine 
Entscheidungserlaubnis gibt (basie¬ 
rend auf den verabschiedeten Geset¬ 
zen des gerade gewählten bürgerlichen 
Parlaments). Aber heute, innerhalb der 
EU, ist die Selbstbestimmung irgend¬ 
eines Volkes sowieso unmöglich. Die 
Gesetze und Entscheidungen, die dort 
Direktiven heißen, machen die großen 
Multinationalen. In Wahrheit ist die 
wirkliche Macht noch mehr zentrali¬ 
siert, noch entfernter von der Bevölke¬ 
rung. Sie wird ausgeübt von den drei 
Troika-Mitgliedern (EU, EZB, IWF), 
wie es für Griechenland beispielhaft 
gezeigt wurde. Und der IWF bestimmt 
immer mehr innerhalb der Troika. 

UZ: Wie stehen die Linksparteien 
(ERC, IC) und wie die KPen (PCPE, 
PCC) zur Selbstbestimmung? 

Quim Boix: ERC war zu Beginn des 
20. Jahrhunderts eine linke Partei und 
hat heute eine Volksbasis, aber sie hat 
völlig in das bürgerliche und kapita¬ 
listische System eingegliederte Füh¬ 
rer und ist doch nur eine volksnähe¬ 
re Variante von CiU. Unter den KPen 
gibt es Unterschiede: die marxistisch- 
leninistischen Kräfte sind klar bei der 
Benennung des Kapitalismus und der 
unterdrückerischen Funktion der bür¬ 
gerlichen Parlamente, während IC 
(Wahlbündnis „Initiative für Katalo¬ 
nien“) und die darin agierende PCC 
(Kommunistische Partei Kataloniens) 
weiterhin im bürgerlichen Politikthea¬ 
ter agieren wollen und immer mit der 
bürgerlichen Macht paktieren, ohne sie 
offen zu bekämpfen. Daher unterstüt¬ 
zen sie in der Frage die CCOO-Führer. 

Die Fragen stellte Günter Pohl 


Kriegsermächtigung der türkischen 
Regierung verschärft die Spannungen 

Vor dem Hintergrund einer drohenden Eskalation an der syrisch-türkischen 
Grenze erklärten die Vertreter des Bundesausschusses Friedensratschlag, Murat 
Cakir und Peter Strutynski, in einer ersten Stellungnahme (Auszüge): 


DKP-Erklärung 

Zur aktuellen Zuspitzung der Kriegsgefahr zwis chen Syrien und der Türkei 
erklären Bettina Jürgensen, Vorsitzende, und Heinz Stehr, Leiter der internati¬ 
onalen Kommission der DKP: 
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Bild oben rechts: Die Armut wird in den Städten und Gemeinden auch auf den 
Straßen sichtbarer. 

Bild oben: Viele Millionen sind auch in diesem Land arm trotz Arbeit. Dieses 
und die beiden anderen Fotos auf dieser Seite wurden am 29. September, dem 
Aktionstag, aufgenommen 


Einkommen: Die untere Hälfte abgehängt 166 


Das reale verfügbare Jahreseinkommen in Deutschland 
änderte sich von 1999 bis 2009 um... 
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Bild oben: Die Statistik ist eindeutig ... 

Bild unten: Arme gibt es auch in den reichsten Ländern Europas - die Zahlen 
sind mittlerweile in vielen Staaten jedoch weiter gestiegen. 


Arme auch in reichen Ländern 

Von Armut gefährdet waren 2009 in ... 
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Auf dem Weg in die 
Armutsrepublik? 


V ielfältig sind die Wege für die 
Menschen in die Armut, auch 
in der Bundesrepublik. Armuts¬ 
risiken bedrohen immer größere Tei¬ 
le der Bevölkerung. Die Erkenntnis¬ 
se über Ursachen dieser Entwicklung, 
die Logik einer kapitalistischen Wirt¬ 
schaftspolitik, sind jedoch noch nicht 
weit genug verbreitet, um eine wirkli¬ 
che Umverteilung von oben nach un¬ 
ten durchsetzen zu können. Erforder¬ 
lich ist eine breite Mehrheit, die die 
Öffnung des Wegs für eine soziale und 
demokratische Wende in der Bundes¬ 
republik erkämpfen will und erkennt, 
dass zwischen der Durchsetzung der 
sozialen und demokratischen Rechte 
der großen Mehrheit der Bevölkerung 
und den kapitalistischen Eigentums¬ 
verhältnissen ein unüberbrückbarer 
Widerspruch besteht. 

Mit dem Anstieg der Armut wachsen 
auch andere Bedrohungen, führte Bet¬ 
tina Jürgensen, Vorsitzende der DKP, 
auf der letzten Tagung des Parteivor¬ 
standes der DKP aus: „Hier versuchen 
nationalistische Kräfte, mit scheinbar 
einfachen Alternativen für ihre po¬ 
litischen Ziele zu werben. Sie geben 
einfache Antworten auf komplexe ge¬ 
sellschaftliche Fragen. Sie machen als 
Schuldige und Sündenböcke bestimmte 
Gruppen in der Bevölkerung aus - das 
Muster ist überall gleich, die Gruppen 
teilweise regional unterschiedlich: Aus¬ 
länder, Schwule, Sinti und Roma, Juden, 
Kommunisten, Sozialisten, die Liste lie¬ 
ße sich verlängern.“ 

Die Politik der Bundesregierungen 
der letzten drei Jahrzehnte hat die In¬ 
teressen des Kapitals bedient und die 
Voraussetzung für die Verarmung von 
immer mehr Menschen geschaffen. 
Die Veränderungen im Steuersystem 


bürdet den arbeitenden Menschen zu¬ 
sätzlich den Anteil auf, der den Rei¬ 
chen und Konzernen geschenkt wurde. 
Durch umfangreiche Gesetzesände¬ 
rungen wurde das 
Realeinkommen 


Welt? 4 Immer häufiger wird dabei die 
Eigentumsfrage gestellt und der Ka¬ 
pitalismus angeklagt“, heißt es in dem 
Entwurf des Leitantrags des DKP-Par- 



der Beschäftigten 
um 30 Prozent 
abgesenkt und 
ein Millionenheer 
von völlig unzu¬ 
reichend Ent¬ 
lohnten geschaf¬ 
fen, deren Rente 
nur eine Armuts¬ 
rente sein kann. 

Die Erhöhung 
des Rentenalters 
ist letztendlich 
gleichsam ein 
Rentensenkungs¬ 
programm, wie 
auch die Hartz- 
Gesetzgebung le¬ 
diglich Armut per 
Gesetz verordnet. 

Doch auch der 
Widerstand 
wächst, in den 
Betrieben, den 
Kommunen und 
auf der Stra¬ 
ße, nicht zuletzt 
sichtbar bei dem 
Protest der 40 000 am 29. September 
in zahlreichen Städten der Bundesre¬ 
publik. Beeindruckend sind die Mani¬ 
festationen der europäischen Arbeiter¬ 
klasse in vielen Metropolen Europas, 
die wir in den Nachrichtensendungen 
der letzten Tage verfolgen konnten. 
,„Empört euch 4 ist das Signal für Hun¬ 
derttausende vor allem junger Men¬ 
schen geworden. ,Wem gehört die 


teivorstandes an den 20. Parteitag der 
DKP. Die jüngsten Aktionen machen 
Mut, dass sich die Wut über die Armut 
erzeugende Politik der Herrschenden, 
gegen das Abwälzen der Krisenlasten 
auf die arbeitenden Menschen und ihre 
Familien in zielgerichteten Widerstand 
verwandeln wird - trotz alledem! 

Werner Sarbok 
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Theorie und Geschichte 


unsere zeit m 


Vor dem atomaren Abgrund? 

Zu Hintergründen der Kuba-Krise (2. Teil) • Von Reiner Zilkenat 



Das Executive Committee am 29. Oktober 1962. Das „ExComm“ wurde am 16. Oktober 1962 von US- 
Präsident John F. Kennedy zur Lösung der Kubakrise einberufen. Dieser informelle, geheime Ausschuss 
bestand aus dem Nationalen Sicherheitsrat und anderen hochrangigen politischen und militärischen 
Akteuren. Nach Beilegung der Kubakrise wurde das ExComm aufgelöst. 


A m 14. Oktober 1962 überfliegt ein US-ame¬ 
rikanisches Spionageflugzeug vom Typ U-2 
Kuba. Dabei fotografiert es Stellungen für 
Mittelstrecken-Raketen, die sich unmittelbar vor 
ihrer Fertigstellung befinden. Das Pentagon ist 
alarmiert und informiert am Vormittag des kom¬ 
menden Tages Präsident John F. Kennedy. 

„Operation Anadyr“ 

Kennedy zeigt sich schockiert. Sollten die Rake- 
tenstellungen gefechtsbereit werden, wäre ein gro¬ 
ßer Teil der USA, wären Städte wie Washington 
und New York, mögliche Ziele. Wieso stationiert 
die Sowjetunion seit Anfang 1962 nicht nur Kurz- 
und Mittelstreckenraketen mit Atomsprengköp¬ 
fen, sondern auch Abfangjäger des modernsten 
Typs MIG 21, Jagdbomber und Luftabwehrrake¬ 
ten auf der karibischen Insel? 

Die kubanische Führung ist durch Kundschafter 
unter den „Exilkubanern“ sowie angesichts der 
Durchführung groß angelegter amphibischer Ma¬ 
növer der US-Streitkräfte in der Karibik gut darü¬ 
ber informiert, dass der US-Imperialismus seiner 
peinlichen Niederlage an der „Schweinebucht“ 
vom Vorjahr eine besser organisierte Invasion Ku¬ 
bas folgen lassen möchte. Deshalb sondiert eine 
Regierungsdelegation in Moskau, ob die UdSSR 
bereit wäre, dem Inselstaat militärischen Schutz 
zu gewähren. Die politische Führung des Landes, 
vor allem Nikita Chruschtschow persönlich, si¬ 
chern entsprechende Maßnahmen zu. Es beginnt 
die „Operation Anadyr“, in deren Verlauf unter 
Wahrung größter Geheimhaltung von sowjeti¬ 
schen Häfen aus zahlreiche Frachtschiffe mit mi¬ 
litärischen Gütern nach Kuba auslaufen. Bei den 
Raketen handelt es sich um Flugabwehrraketen 
des Typs SAM-2, die am 1. Mai 1960 eine U-2 über 
der UdSSR abgeschossen hatten, sowie Raketen 
unterschiedlicher Reichweite, die alle imstande 
sind, atomare Sprengköpfe zu transportieren. Ei¬ 
nige von ihnen sind speziell für die Abwehr von 
amphibischen Angriffen gedacht. 

Der beabsichtigte Angriff der USA auf die karibi¬ 
sche Insel soll so von vornherein mit einem unkal¬ 
kulierbaren Risiko verbunden werden. 

Zugleich werden die USA hierdurch in eine ähn¬ 
liche Lage versetzt, wie sie umgekehrt bereits seit 
dem Beginn des Kalten Krieges existiert: Es geht 
um die Bedrohung der Sowjetunion durch US- 
amerikanische Nuklearwaffen, die in großer Zahl 
auf ausländischem Territorium stationiert sind. 

US-Atomwaffen „vor der 
Haustür“ der Sowjetunion 

Die damalige Heuchelei fast aller US-amerikani¬ 
schen Politiker und Militärs ist bemerkenswert. 
Hier wird offensichtlich ein doppelter Maßstab 
angelegt. Denn die Tatsache, dass die Vereinigten 
Staaten einen Ring von grenznahen Stützpunkten 
um die UdSSR errichtet haben, von denen aus mit 
sehr kurzen Vorwarnzeiten ein atomarer Angriff 
begonnen werden kann, soll angesichts der Sta¬ 
tionierung sowjetischer Raketen auf Kuba außer 
Betracht bleiben. Auch heute wird dieser Sachver¬ 
halt in den Medien und in den Schulbüchern oft 
schamhaft verschwiegen. 

Worum geht es dabei? 

Nur wenige hundert Kilometer von der Grenze 
zur Sowjetunion entfernt waren seit Mitte der 
fünfziger Jahre Mittelstreckenraketen des Typs 
„Jupiter“ in der Türkei (bei Izmir) stationiert wor¬ 
den, die eine Reichweite von mehr als 2 000 Kilo¬ 
metern aufweisen. Zusammen mit Raketen des¬ 
selben Typs bzw. solchen vom Typ „Thor“, die in 
Italien und in Großbritannien feuerbereit sind, 
können sie im Kriegsfälle den gesamten europäi¬ 
schen Teil der UdSSR, aber auch einige der asia¬ 
tischen Sowjetrepubliken mit atomarer Vernich¬ 
tung überziehen. 

In diesem Zusammenhang muss unbedingt er¬ 
wähnt werden, dass von 1954 bis 1969 auf Flie¬ 
gerhorsten der US-Air Force in der BRD oder in 
ihrer unmittelbaren Nähe, auf der Hahn Air Base, 
der Bitburg Air Base und der Sembach Air Base 
in Rheinland-Pfalz, frühe Varianten von Marsch¬ 
flugkörpern der Typen „Matador“ und „Mace“ bis 
nach Moskau zielen. Je nach Version beträgt die 
maximale Reichweite dieser Waffensysteme bis 
zu 2 400 Kilometer. Ihre Sprengköpfe haben ein 
Vernichtungspotenzial, das jeweils dem Sechzig¬ 
fachen der Hiroshima-Bombe entspricht. Mindes¬ 
tens achtzig Raketen können zeitgleich sowohl 
von mobilen Rampen als auch von verbunkerten 
Startplätzen aus in Richtung Sowjetunion dirigiert 
werden. Zwei Batterien bei Bitburg (Rittersdorf 
und Idenheim) mit insgesamt 16 Abschussrampen 
befinden sich in ständiger Alarmbereitschaft. Sie 
sind rund um die Uhr in der Lage, innerhalb von 
nur 15 Minuten ihre atomar bestückten Raketen 
abzuschießen. 

Der Vollständigkeit halber sei erwähnt, dass von 
Bord der Flugzeugträger der 6. US-Flotte, die im 


Mittelmeer kreuzt, Bomber der Typen „Skywar- 
rior“ und „Vigilante“ eingesetzt werden können. 
Sie sind nach einer Luftbetankung über der Türkei 
imstande tief in das Territorium der UdSSR einzu¬ 
dringen. Jeder dieser Mittelstreckenbomber kann 
mehrere Atombomben transportieren. 

Doch die Praxis des US-Imperialismus, auf diese 
Weise die UdSSR ständig „vor ihrer Haustür“ mit 
atomarer Vernichtung zu bedrohen, wird offen¬ 
sichtlich von den Regierungen der NATO-Staa¬ 
ten als legitim angesehen. Allerdings: Als sich das 
Blatt zu wenden beginnt und die USA jetzt durch 
die Stationierung sowjetischer Mittelstreckenra¬ 
keten auf Kuba in eine ähnliche Lage gebracht 
werden, gilt die Sicherheit der Vereinigten Staaten 
sogleich aufs höchste gefährdet: Zweierlei Maß 
für dieselbe Sache. 

Die „Falken“ propagieren den 
Erstschlag gegen die UdSSR 

Zurück zur Situation in und um Kuba im Okto¬ 
ber 1962. Kennedy konstituiert am 16. Oktober 
ein „Exekutivkomitee des Nationalen Sicherheits¬ 
rates“, das dreizehn Tage lang in Permanenz tagt. 
Diesem Komitee gehören die Spitzen der Admi¬ 
nistration und die führenden Militärs an. Hier 
prallen die Meinungen über den einzuschlagen¬ 
den Kurs zeitweilig hart aufeinander. Da Kenne¬ 
dy heimlich Tonbandaufzeichnungen der Sitzun¬ 
gen anfertigen lässt, die inzwischen weitgehend 
veröffentlicht worden sind, kann der Verlauf der 
Diskussionen gut nachgezeichnet werden. 

Strittig ist bei den meisten Teilnehmern nicht, dass 
ein militärischer Angriff gegen Kuba unternom¬ 
men werden müsste; lediglich über Zeitpunkt und 
Umfang einer solchen Aggression existieren un¬ 
terschiedliche Auffassungen. Dabei kristallisiert 
sich bald heraus, dass die Stabschefs der Streit¬ 
kräfte für massive Luftangriffe mit anschließender 
Invasion plädieren. Robert Kennedy, der Justiz¬ 
minister und Bruder des Präsidenten, tritt für die 
Inszenierung eines spektakulären Zwischenfalls 
ein, der zum Anlass für eine Invasion genommen 
werden könnte. Er schlägt z.B. einen fingierten 
Angriff auf den Stützpunkt Guantänamo oder die 
Versenkung eines Schiffes der US-Navy vor. Bei 
den Debatten wird auch der Einsatz taktischer 
Atomwaffen nicht ausgeschlossen. Inzwischen 
sind in Florida bereits mehr als 120 000 Solda¬ 
ten sowie Hunderte Kampfflugzeuge in Stellung 
gebracht worden. Das größte amphibische Lan¬ 
dungsunternehmen seit der alliierten Invasion 
im Juni 1944 in der Normandie scheint unmittel¬ 
bar bevorzustehen. Das Risiko, dass durch einen 
groß angelegten Angriff gegen Kuba ein globaler 
Atomkrieg ausgelöst werden könnte, wird billi¬ 
gend in Kauf genommen. 

Die extremste Position äußert immer wieder Ge¬ 
neral Curtis LeMay, der Stabschef der Luftstreit¬ 
kräfte. Er hatte schon in den fünfziger Jahren die 
Meinung vertreten, dass die USA einen Präven¬ 
tivkrieg gegen die Sowjetunion führen müssten. 
Seine Begründung lautet: Ein Atomkrieg mit der 
UdSSR sei früher oder später unvermeidlich. Des¬ 
halb müssten die Vereinigten Staaten ihn führen, 
solange sie ein überlegenes Potenzial atomarer 
Waffen zur Verfügung hätten, um einen solchen 
Krieg zu gewinnen. 

Im Oktober 1962 verfügen die USA tatsächlich 
über weitaus mehr Atomwaffen und Trägersys¬ 
teme als die Sowjetunion. Vor allem verfügt die 
UdSSR nur über wenige Interkontinentalraketen, 
die zudem einen längeren Zeitraum benötigen, 
um betankt und in Stellung gebracht zu werden. 
Deshalb gehen die Stabschefs der US-Streitkräfte 
davon aus, sie durch gezielte Angriffe von Bom¬ 
bern und eigenen Raketen rechtzeitig vor ihrem 


Abschuss vernichten zu können. Auch bei den 
strategischen Atombombern sind weitaus mehr 
und leistungsfähigere Einheiten auf Seiten der 
USA in Dienst gestellt worden. Da mittlerweile 
die höchste Alarmstufe für die US-Streitkräfte 
ausgerufen worden ist, befinden sich ständig Dut¬ 
zende Langstreckenbomber der Typen B-52 und 
B-47 mit Atombomben an Bord in der Luft, die 
innerhalb kürzester Zeit ihre Ziele in der UdSSR 
anfliegen können. Hinzu kommen Interkontinen¬ 
tal- und die genannten Mittelstreckenraketen, 
die von den USA und Europa aus starten wür¬ 
den. Auch einige U-Boote mit atomar bestückten 
„Polaris“-Raketen stehen für einen Erstschlag zur 
Verfügung. Insgesamt sollen annähernd 1100 Zie¬ 
le in der Sowjetunion vernichtet werden. Dabei 
gilt in vielen Fällen das Prinzip des „Nachheizens“. 
Um die völlig Vernichtung der anvisierten Ziele 
sicherzustellen, soll nach dem ersten Angriff mit 
Atombomben 24 Stunden später ein weiterer Ab¬ 
wurf auf dasselbe Ziel erfolgen. 
Verteidigungsminister McNamara und Präsident 
Kennedy pendeln in den Diskussionen zwischen 
der Befürwortung offen aggressiver Handlungen 
und einer abwartenden Haltung hin und her. Sie 
fahren Le May und den anderen Militärs im Exe¬ 
kutivkomitee zumindest gelegentlich in die Para¬ 
de. 

Le May versucht, Kennedy mit einem historischen 
Vergleich zu beeindrucken. 1938 kapitulierten 
beim Abschluss des Münchner Abkommens die 
Regierungen Frankreichs und Großbritanniens 
vor dem deutschen Faschismus. Heute sei man in 
einer ähnlichen Lage. Eine nicht-militärische Lö¬ 
sung der Kuba-Krise wäre Wasser auf die Müh¬ 
len der angeblich aggressiven Politik der UdSSR. 
Sie würde dadurch Zeit gewinnen, um ihr Arsenal 
an Atomwaffen dem der USA in Quantität und 
Qualität anzugleichen. Noch sei die militärische 
Überlegenheit gegenüber der Sowjetunion derart 
groß, dass die UdSSR im Ergebnis eines Nukle¬ 
arkrieges für alle Zeiten ihren Großmachtstatus 
verlieren, ja weitgehend verwüstet werden würde. 
Zwar müsste man in West- und Mitteleuropa mit 
großen Zerstörungen durch sowjetische Kernwaf¬ 
fen rechnen; die USA hätten jedoch nur wenige 
atomare Detonationen in Kauf zu nehmen, die 
keine existenzielle Bedrohung des Landes dar- 
stellen würden. Eine derart „günstige“ Situation 
werde nicht wiederkehren. 

Inzwischen ist von Kennedy eine Seeblockade ge¬ 
gen Kuba verhängt worden. Zerstörer und Hub¬ 
schrauber der US-Navy machen Jagd auf in der 
Nähe befindliche sowjetische U-Boote und ver¬ 
suchen, sie durch den Abwurf von kleinkalibrigen 
Wasserbomben zum Auftauchen zu veranlassen. 
Gefährlich ist diese Handlungsweise deshalb, weil 
die U-Boote Torpedos mit Atomsprengköpfen an 
Bord mitführen und die Kommunikation mit ihren 
Befehlszentralen in der UdSSR zeitweilig gestört 
ist. Zum Glück behalten die Kommandanten der 
U-Boote die Nerven und lassen sich nicht zum 
Abschuss ihrer Torpedos provozieren. 

Die Beendigung der Krise 
am 28. Oktober 1963 

Die 13 Tage vom 16. bis zum 28. Oktober sind au¬ 
ßerordentlich gefahrvoll. Der Druck auf Kennedy, 
die Invasion Kubas und sofortige Luftangriffe ge¬ 
gen die sowjetischen Raketenstellungen zu befeh¬ 
len, wächst von Tag zu Tag an. Letztlich wird auf 
diplomatischem Wege eine Beendigung der Krise 
vereinbart. Radio Moskau verbreitet am 28. Ok¬ 
tober die Nachricht, dass die UdSSR ihre atomar 
bestückten Raketen aus Kuba zurückziehen wer¬ 
de. Vorausgegangen waren geheime Gespräche 
zwischen Robert Kennedy und dem sowjetischen 


Botschafter in Washington, Anatoli Dobrynin. 
Allerdings verpflichtet sich der US-Präsident, zu¬ 
künftig auf eine Invasion Kubas zu verzichten so¬ 
wie die „Jupiter“-Mittelstreckenraketen aus der 
Türkei abzuziehen. Öffentlich dürfen diese Zusa¬ 
gen aber zunächst unter keinen Umständen ver¬ 
breitet werden. Die Ursachen hierfür sind sowohl 
außen- als auch innenpolitischer Natur. 

Der westdeutsche Botschafter in den USA, Karl- 
Heinrich Knappstein, hat in einem geheimen Te¬ 
legramm an das Auswärtige Amt vom 22. Okto¬ 
ber 1962 die entsprechenden Motive Kennedys 
für seine nach außen hin „harte“ Haltung im Ku¬ 
ba-Konflikt in dankenswerter Weise offen gelegt. 
Zugleich definiert er durchaus realitätsnah die 
Motive des Handelns der sowjetischen Führung: 
„Der Ausbau Kubas zu einem Stützpunkt mit ei¬ 
nem Offensiv-Potenzial ist ein ,Quantensprung 4 
in der krisenhaften Entwicklung des Ost-West- 
Verhältnisses. Die USA sollen dadurch gezwun¬ 
gen werden, die Stationierung dieser Waffen vor 
der Küste des amerikanischen Kontinents hinzu¬ 
nehmen oder den sowjetischen Abrüstungs- und 
Berlinforderungen nachzugeben ... Die republi¬ 
kanische Parteileitung hat vor kurzem beschlos¬ 
sen, die Kuba-Frage zum Hauptwahlkampfthema 
zu machen. Für die Wahl des jetzigen Zeitpunk¬ 
tes (für das Hochspielen der Raketen auf Kuba - 
R.Z.) spielt zweifellos die bevorstehende Wahl am 
6.11.1962 zum Repräsentantenhaus und zum Senat, 
für den ein erheblicher Verlust der Demokraten vor¬ 
ausgesagt wurde, eine zusätzliche Rolle.“ 

Die Beendigung der Krise führt bei den „Falken“ 
im Weißen Haus und im Pentagon zu einer beina¬ 
he depressiven Stimmung. Die Stabschefs bekla¬ 
gen die „größte Niederlage in unserer Geschichte“. 

Kuba nach der„Raketen-Krise“ 

Nach der Beendigung der gefährlichen Krise um 
Kuba denken die USA jedoch keineswegs daran, 
ihre Invasionsziele aufzugeben. Die Planungen 
der „Operation Mongoose“ werden bis zum Ap¬ 
ril 1964 weitergeführt, die CIA bemüht sich immer 
von neuem, Mordkomplotte gegen Fidel Castro 
und Sabotageakte zu organisieren; die Spiona¬ 
geflüge der U-2 werden nicht beendet. Vor allem 
existiert die Wirtschaftsblockade bis zum heuti¬ 
gen Tage. Ungeachtet dessen muss auch die CIA 
in einem geheimen Bericht über „Die Lage und 
zukünftige Entwicklungen in Kuba“ vom 14. Juni 
1963 die folgenden realistischen Eingeständnis¬ 
se zu Papier bringen: „Wir glauben, dass die ge¬ 
genwärtige Situation die künftige Konsolidierung 
des kommunistischen Castro-Regimes begüns¬ 
tigt. Die Sicherheitsorgane werden wahrschein¬ 
lich auch zukünftig von hoher Effektivität sein. 
Widerstandskämpfer, die durch Gefangennahme, 
Flucht oder Tod nicht mehr zur Verfügung stehen, 
können nicht ersetzt werden. Angriffe von außen, 
Sabotage und die Übermittlung von Ausrüstun¬ 
gen und Nachschub können die Moral der oppo¬ 
sitionellen Kubaner stärken. Sie sind jedoch au¬ 
ßerstande, eine Situation herbeizuführen, die das 
Regime überwinden könnte.“ 

In ihrem Ergebnis führt die Kuba-Krise dazu, dass 
die UdSSR ihre Anstrengungen beschleunigt, die 
militärstrategische Parität mit dem US-Imperia- 
lismus zu realisieren. Dies betrifft vor allem die 
Entwicklung von Interkontinentalraketen und 
von Raketen tragenden U-Booten mit Nuklearan¬ 
trieb. Außerdem müssen die Militärs und Geheim¬ 
dienstler der USA die im Operationsplan „Mon¬ 
goose“ für 1962/63 vorgesehene Invasion Kubas 
zu den Akten legen. Dass es aber im Herbst 1962 
nicht zum atomaren Inferno kommt, ist letztlich 
der politischen Führung der Sowjetunion zu dan¬ 
ken. 



8oo Frauen demonstrieren in New York nahe des 
UN-Gebäudes für den Frieden. 
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Unterwegs nach nirgendwo 

Walter Salles versucht sich an Jack Kerouacs Roman „On The Road“ 


D as Asphaltband ist endlos. Ein 
Anhalter wandert die staubi¬ 
gen Straßen Nebraskas entlang. 
Tausende sind im Nachkriegsamerika 
der späten 40er-Jahre so auf der Suche 
nach Arbeit. Schlechtbezahlte Saison¬ 
arbeit in der Landwirtschaft zumeist. 
Der Anhalter hat Glück. Ein Lkw hält 
an. Sechs, sieben junge Wanderarbeiter 
auf der Ladefläche. Der Whiskey kreist. 
Der Anhalter sucht nicht unbedingt 
eine Arbeit. Was er sucht in den Wei¬ 
ten Amerikas ist vor allem das eigene 
Ich. Etwas, was er für den Sinn seiner 
Existenz halten könnte. „Die Straße ist 
das Leben.“ Es ist der junge Autor Sal- 
vatore „Sal“ Paradise (Sam Riley). 
Paradise 4 bedingungslos bewunder¬ 
ter Held ist der anarchisch-subprole¬ 
tarische Ex-Sträfling Dean Moriarty 
(Garrett Hedlund). Moriarty ist die 
maskulin-rücksichtslose Verkörperung 
des Ausbruchs aus den spießigen Kon¬ 
ventionen der US-Nachkriegs-Bigot- 
terie. Der nietzscheanische Gegenent¬ 
wurf zum verklemmten, seine Triebe 
brav unterdrückenden amerikanischen 
Kleinbürger. Ein großer, blonder Re¬ 
bell, der nur seinen Trieben lebt. Seine 
sexuelle Attraktion, seine rücksichtslo¬ 
se Unbedenklichkeit und egoistische 
Energie üben auf Frauen wie Männer 
eine magnetische Faszination aus. Sex, 
Drogen und der Bebob, hektische Un¬ 
ruhe, rücksichtslose Egozentrik bis hin 
zur Kleinkriminalität, bemühter Intel¬ 
lektualismus an der Grenze zur Trans¬ 
zendenz - und darüber hinaus - werden 
zum Ausdruck dieser rastlosen Suche 
nach Lebenssinn. Nach dem letztgülti¬ 
gen „ES“. 

Zusammen mit Moriartys lasziver Ex- 
Frau Marylou (Kristen Stewart) ma¬ 
chen sich die beiden in einem mäch¬ 
tigen 49er Hudson mit reichlich Träu¬ 
men, Hoffnungen und Erwartungen 
und ebenso reichlich klammer Kasse 
auf den Weg. Ein gigantischer Egotrip 
des Helden und seiner ihm ergebenen 
Jünger, der sie mehrfach durch die USA 
und zuletzt bis nach Mexiko führt. In 
einer romantischen Rückeroberung der 
grandiosen Landschaften, sowie zahllo¬ 
ser, namenlos bleibender Mädchen, fei¬ 
ern sie, befeuert von reichlich Alkohol 
und Amphetamin, einen ungehemm¬ 
ten Lebens- und Vergnügungswillen. 
Unter dieser Prämisse erscheint Me¬ 
xiko schließlich als das Gelobte Land 
des Sex und Suff. Dank des billigen 
Peso werden aus chronisch klammen 
Underdogs nun reiche Dollarsäcke. Zu 
Geld gekommen naht der Höhe- und 
Endpunkt der Selbstfindungstrips: Eine 
wilde Orgie in einem mexikanischen 
Kleinstadtpuff wird zu eine Art sexu¬ 
ellem Offenbarungserlebnis. 

Im Verlauf der Reisen tritt allerdings 
auch die Destruktivität in Moriartys 
Selbstbezogenheit immer mehr hervor. 


Obwohl sich die Hauptprotagonisten 
schließlich sogar ewige Treue schwö¬ 
ren, entfernen sie sich doch immer mehr 
von einander. Für den eifrig notieren¬ 
den Beobachter Paradise (Pseudonym 
von Jack Kerouac) steht am Ende das 
Kultbuch On The Road und der ge¬ 
sellschaftliche Durchbruch. Sein einst 
strahlender Held Moriarty (Pseudonym 
für Neal Cassady) wird es ein Weg in 
die Isolation. Er demaskiert sich mehr 
und mehr als armseliger Aufschnei¬ 
der und „Schwein“ (Paradise). Für ihn 
steht am Ende der Zusammenbruch al¬ 
ler Freundschafts- und Liebesbeziehun¬ 
gen. Auch wenn Kerouac das Buch be¬ 
harrlich beendet, „Ich denke an Dean 
Moriarty“, OnThe Road wird zur Bibel 
der Beat-Generation und im Scheitern 
ihres Helden - ungewollt - zugleich zu 
ihrem Abgesang. Das „ES“, was immer 
es sei, oder „Gott“ wie Kerouac später 
formulierte, mögen „Sal und Dean“ ge¬ 
funden haben. Aber wenn, dann bleibt 
es ihr Geheimnis. 

Walter Salles 4 (Die Reise des jungen 
Che) Versuch bleibt unbefriedigend. 
Zwar sind Ereignisse und Konflikte des 
Romans einigermaßen zusammenge¬ 
fasst, aber der verständnisnotwendige 
politisch-kulturelle Hintergrund bleibt 
unreflektiert. Im Buch findet dies zwar 
ebenso wenig statt, allerdings kann der 
Autor bei Erscheinen 1957 von einem 
unmittelbaren Zeitverständnis ausge¬ 
hen. Davon kann 2012 natürlich keine 
Rede mehr sein. Auch die beiläufig ein¬ 
gestreuten Hinweise auf „Swann’s Way“ 
der erste Band aus Prousts „Suche nach 
der verlorenen Zeit“, welchen die Pro¬ 
tagonisten gelegentlich in den Händen 
halten, vermag das Defizit kaum auf¬ 
zufüllen. Zwar gibt es in Proust 4 laby- 
rinthischer Erzählung auf der unmit¬ 


telbaren Handlungsebene erstaunliche 
Parallelen, soziokulturell trennt die 
nur um ihre eigenen Befindlichkeiten 
kreisende, dekadente Oberschicht der 
Dritten Republik allerdings Welten 
von den marginalisierten, intellektu¬ 
ellen Underdogs der US-Nachkriegs- 
gesellschaft. Der Film muss daher als 
schlichter Sauf-, Spaß- und Ficktrip des 
Hauptprotagonisten und seiner neid- 
voll- staunenden Bewunderer erschei¬ 
nen. Zuweilen als eine Groschenaus¬ 
gabe zu „Bonny and Clyde“. Oder im 
Zweifel als banal moralisierende Para¬ 
bel auf die rücksichtslose Promiskuität 
miss- oder unverständlich bleiben. 

Die Avantgarde-Kultur der Hipster in 
der Nachkriegszeit war ein Fluchtreflex 
der Davongekommenen, Verlierer und 
Entwurzelten. Der Überlebensrausch 
der Geschlagenen (Beat)-Generation. 
Die großen Demokratieversprechen 
und Reformillusionen, mit denen die 
alliierte Propaganda den Krieg gegen 
Faschismus und Militarismus emotio¬ 
nal-ideologisch befeuert hatte, wurden 
nach dem Krieg umgehend von der 
Zweiten Roten Angst abgeräumt. Der 
alte Rassenhass fand, nach der kurzen 
Gleichberechtigung als Kanonenfutter, 
schnell wieder seine ausbeutungsstüt¬ 
zende Verwendung. Die massive an¬ 
tikommunistische Verbunkerung, die 
hysterische Vernichtungswut gegen 
die KPUSA, der immense Druck des 
HUAC (Komitee für unamerikanische 
Umtriebe) des Senators McCarthy ver¬ 
sperrte der rebellischen, angesichts des 
Großen Schlachtens nach beständigen 
Werten suchenden Jugend eine eman- 
zipatorische gesellschaftspolitische 
Alternative und warf sie auf eine be¬ 
tont a-politisch kulturalistische, nahe¬ 
zu verzweifelt-egozentrische Selbstbe¬ 


hauptung zurück, die nicht selten nach 
bedeutungsschwerer Substanzlosigkeit 
klingt. Etwas außerhalb des suchenden 
Ich und der unmittelbar umgebenden 
Wirklichkeit kommt praktisch nicht vor. 
So treibt die existentielle atomare Be¬ 
drohung in der Hochphase des Kalten 
Krieges die sich intellektuell verstehen¬ 
de Boheme nicht auf die Barrikaden, 
sondern in die Innerlichkeit. In „On 
The Road“ findet sich so gut wie kein 
konkret politischer Satz. Die roman¬ 
tische Suche nach so etwas wie dem 
„wahren Amerika“ mobilisiert dagegen 
alte Pionier-Mythen des „Go-West“, der 
„Big Trails“ sowie nostalgische Frei¬ 
heits-Verklärungen des ärmlichen Le¬ 
bens der Hobos und Tramps, denen Jack 
London unter dem nahezu identischen 
Titel „The Road“ schon 1907 ein Denk¬ 
mal gesetzt hatte und die in der Großen 
Depression zu Millionen Straßen und 
Eisenbahnen bevölkerten. 

Schon in „Easy Rider“ (1969) hat die 
Selbstsuche ihre elementar-egomani- 
sche Kraft verloren. Zwar endet die 
Fahrt ebenso in einem Bordell, aber 
keineswegs in einer ungehemmten Or¬ 
gie, sondern in einem von Todesahnun¬ 
gen begleiteten psychedelischen LSD- 
Trip mit den Prostituierten auf dem 
Friedhof. Reitet bei „On The Road“ 
schon niemand mehr in den Sonnen¬ 
untergang, so wird „Easy Rider“ noch 
deutlicher: Zwei Rednecks erschießen 
Billy und „Captain Amerika“. „Die 
Straße ist das Leben.“ Heute im Zeital¬ 
ter der Massenautomobilisierung, der 
Landschaftszersiedlung und des Mas¬ 
sentourismus muss Salles Versuch, für 
„On The Road“ Authentizität herstel- 
len zu wollen, anachronistisch bleiben. 

Klaus Wagener 



Auf der Suche nach dem „wahren Amerika“ 


„Jede Freundschaft mit mir ist verderblich“ 

Ein Briefwechsel zwischen Joseph Roth und Stefan Zweig 


Stefan Zweig (1881-1942) und Joseph 
Roth (1894-1939): Zwei Österreicher 
jüdischer Herkunft, zwei bedeutende 
Schriftsteller deutscher Sprache zwi¬ 
schen den Weltkriegen, die beide von 
den Nazis ins Exil getrieben wurden. 
Einer der beiden wuchs in Wien im 
Wohlstand auf, feierte schon früh lite¬ 
rarische Erfolge und erlebte wohl nie¬ 
mals materielle Not. Der andere, aus 
der östlichen Provinz Galizien stam¬ 
mend, vaterlos und aus bescheidenen 
Verhältnissen kommend, musste sich 
seinen Weg erkämpfen. 

Ein Briefwechsel zwischen Roth und 
Zweig wurde kürzlich vom Göttinger 
Wallstein Verlag herausgegeben. Die 
Korrespondenz erstreckt sich über elf 
Jahre, während dieser Zeit übernahmen 
die Nationalsozialisten die Staatsmacht 
in Deutschland: Bücherverbrennungen 
wurden vorgenommen, für Juden, In¬ 
tellektuelle und politische Kritiker ent¬ 
stand der Zwang zum Leben im Exil, 
deutsche Truppen marschierten in Ös¬ 


terreich ein, der Anschluss Österreichs 
an das Deutsche Reich wurde vollzo¬ 
gen. All dies thematisieren die beiden 
Literaten. 

Wir erfahren sehr viel mehr über Roth 
als über Zweig. Das liegt daran, dass 
nur gut ein Fünftel der 268 Briefe von 
Zweig stammt, von den ersten hundert 
gar nur zwei. Roths unstetes Leben 
mag dazu geführt haben, dass ein gro¬ 
ßer Teil von Zweigs Antworten an ihn 
verloren ging. 

Joseph Roth, der bei kulturell und po¬ 
litisch Interessierten immer noch viel 
Anziehung und Bewunderung genießt, 
wird einem durch die Lektüre nicht 
wirklich sympathisch. Er erscheint als 
Pessimist, der mit manchmal unerträg¬ 
licher Larmoyanz sein Schicksal und 
das der Welt beklagt, der in oft derbem 
Ton viele seiner Zeitgenossen unerbitt¬ 
lich kritisiert, und der „seinen einzigen 
Freund“ erst scheinbar verschämt, spä¬ 
ter ganz offen um Geld anschnorrt. Um 
Geld für seinen verschwenderischen 


Lebenswandel, aber auch für die Be¬ 
handlung und Unterbringung seiner 
unheilbar psychisch kranken Frau. 

Ob Roth früher einmal ein Linker war 
(„der rote Joseph“), ist in der Literatur 
umstritten. Er bestreitet es energisch, 
bezeichnet sich als „leibhaftigen Rech¬ 
ten“ und als Monarchisten. Den Kom¬ 
munismus wirft er mit den Nazis in ei¬ 
nen Topf, Tucholsky nennt er „seinen 
alten Feind“, das Proletariat bezeichnet 
er gar als „Scheiße“. 

Manchmal fragt man sich: „Was findet 
der Zweig eigentlich an diesem Kerl?“. 
Er nennt ihn seinen Bruder und „mein 
literarisches Gewissen“. Er mahnt ihn 
mit schier unendlicher Geduld seine 
zerstörerische Lebensweise zu ändern, 
und hilft immer wieder, obwohl er sei¬ 
ner Frau einmal schreibt, „dem Roth ist 
nicht zu helfen“. 

Das Buch lässt sich nicht lesen wie ein 
Roman. Um zu verstehen, muss man 
immer wieder zwischen den Briefen 
und den umfangreichen Kommentaren 


der Herausgeber hin- und herspringen. 
Ergänzt wird die Ausgabe durch einige 
Aussagen Zweigs über Roth gegenüber 
Dritten sowie durch ein Nachwort, 
das vielleicht besser vorn als Einlei¬ 
tung platziert worden wäre. Das hätte 
das Verständnis erleichtert, aber wohl 
auch ein wenig von der Spannung weg¬ 
genommen. 

Denn spannend ist die Lektüre alle¬ 
mal. Die Briefe sind Dokumente einer 
dunklen Zeit, des Lebens zweier Li¬ 
teraten von Rang und einer asymme¬ 
trischen Freundschaft zwischen zwei 
Menschen, von denen der eine fünf 
Monate nach dem letzten Brief an den 
Folgen seiner Trunksucht starb, der an¬ 
dere sich drei Jahre später im brasilia¬ 
nischen Exil das Leben nahm. 

Hans Weber 

„Jede Freundschaft mit mir ist ver¬ 
derblich“, Joseph Roth und Stefan 
Zweig, Briefwechsel 1927-1938, Wall¬ 
stein Verlag Göttingen 2011, 624 Sei¬ 
ten, 39,90 Euro 


Protagonistin 
in Angst 

Kein üblicher Krimi 

Das Musikinstrument Triangel in Form 
eines gleichschenkligen Dreiecks kennt 
wohl jeder - spielt vielleicht Musik eine 
große Rolle in diesem Roman? Nein, 
überhaupt nicht! Das Buch beginnt 
mit der Beschreibung eines idyllischen 
Gartens, in dem an einer Stelle Erdar¬ 
beiten vorgenommen werden, das Ka¬ 
pitel endet mit dem Fund eines Toten¬ 
schädels! 

Die Protagonistin Regina Aigner ar¬ 
beitet als Justizwachbeamtin in der 
Strafvollzugsanstalt der Stadt. Bei den 
männlichen Kollegen hat sie es anfangs 
nicht leicht, weil sie eine der ersten 
weiblichen Vollzugsbeamten im Haus 
ist. Einzelne suchen näheren Kontakt 
zu ihr, besonders hartnäckig dabei ist 
Paul Marek. Der ältere Kollege Kowal- 
sky versucht ihr am Arbeitsplatz beizu¬ 
stehen, ihr zu helfen, sie zu beschützen. 
Kontakte zu Besuchern und Insassen 
ergeben sich zwangsläufig, so auch zu 
der älteren Johanna, die zu einer müt¬ 
terlichen Freundin wird. Johanna hat 
ein Haus vor den Toren der Stadt mit 
eben dem idyllischen Garten. Sie bietet 
Regina an, dort zu wohnen und Mitei¬ 
gentümerin zu werden. Die Erfüllung 
eines Traums ist nahe - raus aus der 
Großstadt, ein Leben fern der Hektik 
und unliebsamen Situationen des All¬ 
tags. Die beiden Frauen wollen sich als 
Ausgleich ein Paradies schaffen. 

Nach und nach erfahren Leserinnen 
und Leser, warum die Protagonistin 
so voller Ängste steckt. Da sind in der 
Vergangenheit ihre schlechten Famili¬ 
enverhältnisse, ihre Kämpfe für eine 
berufliche Karriere und die negative 
Beziehung zu einem Mann. Widrige 
Erlebnisse im Alltag blockieren Regi¬ 
na total, lösen wieder neue Ängste aus, 
verstärken mangelndes Vertrauen zu 
sich und anderen. Ihre Aktionen laufen 
ins Leere und verbessern keineswegs 
ihre Situation. Sie schottet sich mehr 
und mehr ab, isoliert sich innerlich, die 
Ängste bremsen verstärkt ihr Handeln 
und verhindern Veränderungen. So 
wird der Roman zum Thriller, denn es 
geht immer nervenaufreibender zu. 
Nach Johannas Tod wird im Nachlass 
eine Mappe mit Unterlagen zu einem 
lange zurück liegenden Mord gefun¬ 
den. Es gibt eine Verbindung zum kürz¬ 
lich entlassenen Häftling Hassler und 
dem Knochenfund im Garten. 

Beim Lesen konnte man immer wie¬ 
der verschiedene „Triangel“ zwischen 
den Personen um/mit Regina erstel¬ 
len. Im neuen Dreieck finden wir sie 
jetzt in beängstigender Verbindung mit 
Paul und Hassler. Der erste will immer 
noch ihre Liebe, der zweite will finanzi¬ 
ellen Nutzen aus ihrer Situation ziehen. 
Man ahnte schon die eine oder andere 
Eskalation, jetzt aber nimmt Reginas 
Lage eine ziemlich bedrohende Form 
an. Eine Lösung scheint nicht in Sicht! 
Natürlich erfährt man zum Schluss 
die Auflösung all der hintergründigen 
Geschehnisse und das Verhalten der 
Beteiligten wird erklärt. Triangel ist 
eben kein üblicher Krimi in dem ein 
Verbrechen passiert, Kommissare und/ 
oder eine Soko nehmen die Ermittlun¬ 
gen auf und lösen am Ende den Fall. 
Weit gefehlt! 

Eine spannende Lektüre, man freut 
sich über jede kleine, entspannte Si¬ 
tuation um/bei Regina, man leidet mit 
ihr, wenn verschiedene Ängste im¬ 
mer wieder auf¬ 
tauchen. Man ist 
sauer, wenn sie in 
„Fehlverhalten“ 
verharrt, man be¬ 
dauert sie in ihrer 
Panik. Man will 
ganz einfach, dass 
alles irgendwie zu 
Ende ist und Regi¬ 
na letztlich ihren 
Traum vom selbstbestimmten Leben 
in ihrer Idylle leben kann. 

Jochen Wiegand 

Anne Goldmann: Triangel, Ariadne 
Krimi, Argument Verlag, Hamburg 
2012, 266 Seiten, 11,- Euro, ISBN 978-3- 
86754-202-9 
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Kommunalpolitik/ Aktionen 


unsere 


zeit LÜd 



Gemeinsam gegen Kriegsgefahr 


Für den vergangenen Freitag führ¬ 
te die SDAJ Nürnberg eine Spontan¬ 
kundgebung zu dem türkisch-syrischen 
Grenzkonflikt und der Gefahr eines 
Kriegs vor der Lorenzkirche durch. 
Der schloss sich die DKP Nürnberg an. 


40 Personen nahmen an der Aktion teil, 
darunter neben Mitgliedern von SDAJ 
und DKP auch Mitglieder von DIDF 
und der Partei „Die Linke“ sowie Kur¬ 
den und Gewerkschafter. 



Endstation Bahnhof Gerresheim 

Fahrstuhl fehlt - Das Geld geht an die Königsallee 


Alle gesellschaftlichen Gruppen in 
Gerresheim sind sich einig: Die Zu¬ 
gänge zu den Bahnsteigen am Bahnhof 
sind eine Zumutung. Die Bahn wirbt 
mit dem Slogan „Die Bahn macht mo¬ 
bil“ - aber Personen mit einer Mobili¬ 
tätseinschränkung kommen gar nicht 
erst an die Geleise. Gefordert wurde er¬ 
neut, den geplanten neuen Tunnel end¬ 
lich in Angriff zu nehmen und Aufzüge 
zu den Bahnsteigen einzurichten. 

Der Gerresheimer Bahnhof gehört zu 
den wenigen in Düsseldorf, bei denen 
die S-Bahnen für Rollstuhlfahrer/inne 
und für Menschen, die auf einen Rol- 
lator angewiesen sind oder Gehbehin¬ 
derungen haben, nicht erreicht werden 
können. Auch für einzelne Personen, 
die mit dem Kinderwagen aus Rich¬ 
tung Wuppertal oder vom Düsseldor¬ 
fer Hauptbahnhof ankommen, ist der 
Bahnhof vielfach eine Endstation, weil 
sie nur mit großer Anstrengung vom 
Bahnsteig in den Tunnel und aus dem 
Tunnel zum Bahnhofsvorplatz kom¬ 
men. Bei einem Bürgerfest hatten sich 
90 Prozent der Gäste für einen neu¬ 
en Tunnel und neue Zugänge zu den 
Bahnsteigen ausgesprochen. 


Der neue Tunnel und die Aufzüge zu 
den Bahnsteigen sind eine politische 
Schnittstelle zwischen der Bahn und 
der Stadt Düsseldorf. Beide Seiten - 
symbolisch vertreten durch Bahnchef 
Rüdiger Grube und Oberbürgermeis¬ 
ter Dirk Elbers (CDU) - wurden auf¬ 
gefordert, mit den konkreten Planun¬ 
gen zu beginnen und einen Zeitplan für 
die Arbeiten vorzulegen. 

Die Gerresheimer DKP unterstützt die 
Proteste von Anfang an: „Am Bahn¬ 
hof wird deutlich, welche Klientel in 
Düsseldorf bedient wird und wo ge¬ 
spart wird. An der Königsallee wird 
ein Informationspavillon, der 1,4 Mil¬ 
lionen Euro gekostet hat, um etwa 
100 Meter verschoben. Dafür werden 
800 000 Euro an Steuermitteln ausge¬ 
geben. Geld ist in Düsseldorf vorhan¬ 
den. Es wird allerdings im Interesse der 
herrschenden Klasse vergeudet.“ Auch 
der Stadtelternrat hatte kürzlich ver¬ 
glichen: Für die Verlegung des Pavillons 
sei Geld vorhanden, nicht aber für die 
Sanierung maroder Schultoiletten. 

UweKoopmann 



Sozialticket für Nürnberg 

Am Samstag demonstrierte das „Bünd- Die DKP- und SDAJ-Nürnberg waren 
nis für ein Sozialticket“ in Nürnberg mit Fahnen und UZ-Verkauf dabei, 
und Fürth, um Druck für diese Forde¬ 
rungen für die anstehenden Haushalts¬ 
beratungen zu machen. 


Der DKP finanziell 
helfen - aber wie? 


DKP beigelegt, Ende November wird 
ein weiterer Aufruf zur finanziellen Ab¬ 
sicherung des Parteitags im kommen¬ 
den Jahr folgen. Wir bitten die Mitglie¬ 
der der DKP und die Leser der UZ, sie 
reichlich zu nutzen. 


Der Parteivorstand ist die beste Adresse 
für eine Spende 


Werner Sarbok 
Bundeskassierer der DKP 


Viele linke Projekte, Zeitungen und 
Verlage stecken aktuell in finanziellen 
Schwierigkeiten und werben um finan¬ 
zielle Unterstützung. Die Spendenauf¬ 
rufe häufen sich, oft handelt es sich 
durchaus um Projekte, die unterstüt- 
zenswert wären. 

Aber die DKP ist ebenso in einer fi¬ 
nanziell höchst angespannten Situati¬ 
on. Erfreulicherweise verfügt die Partei 
mit den Mitgliedsbeiträgen über eine 
feste und stabile Einnahmequelle. 
Diese allein ist jedoch nicht ausrei¬ 
chend, um die zentralen Ausgaben der 
Partei abdecken zu können. Dazu hat 
der Parteivorstand in seinem Finanz¬ 
rahmenplan für das Jahr 2012 Spenden 
eingeplant, deren Höhe sich an den Er¬ 
gebnissen der vergangenen Jahren ori¬ 
entiert. 

Wir müssen aktuell feststellen, dass wir 
dieses Ziel nicht erreichen. Ohne diese 


eingeplante Spendensumme lassen sich 
die beiden wesentlichsten finanziellen 
Herausforderungen, nämlich die Ab¬ 
sicherung unseres ohnehin minimalen 
hauptamtlichen „Apparates“ und die 
dringend erforderlichen Zuschüsse an 
die UZ nicht mehr bewerkstelligen. 
Selbstkritisch müssen wir anmerken, 
dass wir offensichtlich in den vergan¬ 
genen Monaten zu wenig mit in der 
UZ beigelegten Überweisungsträgern 
gearbeitet haben. In der kommenden 
Ausgabe der UZ wird ein solcher Spen¬ 
denaufruf für die zentrale Arbeit der 


Bert Brecht 
Lied 

von der belebenden Wirkung des Geldes 

Niedrig gilt das Geld auf dieser Erden 
Und doch ist sie, wenn es mangelt, kalt. 
Und sie kann sehr gastlich werden 
Plötzlich durch des Gelds Gewalt. 

Eben war noch alles voll Beschwerden 
Jetzt ist alles golden überhaucht 
Was gefroren hat, das sonnt sich 
Jeder hat das, was er braucht. 

Rosig färbt der Horizont sich 
Blicket hinan: der Schornstein raucht! 


Die erste Spendenadresse: 

DKP Parteivorstand, Konto-Nr. 4002 487 500 
GLS Bank Bochum, BLZ 430 609 67 
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Die DKP steht vor schwierigen Aufgaben in der Krise. Es gilt, richtige Antworten auf Sozial- und Demokratieabbau 
und auf eine drohende Rechtsentwicklung zu finden und gemeinsam zu handeln. Das heißt für uns 
Kommunistinnen und Kommunisten, im Betrieb, im Wohngebiet und in den Bewegungen gemeinsam mehr 
Widerstand zu entwickeln, aber auch, diese Kämpfe zu vernetzen. Es bedeutet für uns, in die aktuellen Kämpfe und 
Bewegungen die Diskussion über eine sozialistische Perspektive einzubringen. 

Um das zu ermöglichen, muss der finanzielle Spielraum der DKP für die zentrale Arbeit erweitert werden. Wir 
appellieren an die Mitglieder der DKP, an die Leserinnen der UZ, an alle links denkenden und handelnden 
Menschen in unserem Land: 

Stärkt die Kampfkraft der DKP mit Eurer Spende! 

Bettina Jürgensen, Nina Hager, 

Vorsitzende der DKP stellvertr. Vorsitzende der DKP 


Patrik Köbele, 

stellvertr. Vorsitzender der DKP 

(fif 


Leo Mayer, 

stellvertr. Vorsitzender der DKP 

Leo Hou^tr"_p_ 


Wer die Welt verändern will, muss sie 
erkennen. Wer sich befreien will, 
braucht Genossinnen und Genossen. 
Wer Kraft entfalten will, muss sich 
organisieren. Wer ein freies, menschli¬ 
ches Leben 

erringen, die Zukunft gewinnen will, 
muss kämpfen. Die Deutsche 
Kommunistische Partei hat sich nicht 
um ihrer selbst willen gebildet. Sie 
wirkt mit der Arbeiterklasse und in der 
Arbeiterklasse für die 
Zukunftsinteressen der Menschheit. 
Soziale Sicherheit und Gerechtigkeit, 
Demokratie und Freiheit, Frieden und 
Sozialismus - dafür kämpft die 
Deutsche Kommunistische Partei. 
„Proletarier aller Länder, 
vereinigt Euch!* 

(aus dem Programm der DKP) 


Widerstand lohnt sich! 

Solingen: Ratsmehrheit beschließt Rückkauf der Stadtwerke 


Am 27. September wurde der Rück¬ 
kauf der Anteile der Stadtwerke von 
49,9 Prozent im Rat beschlossen. 

Zur Erinnerung 

Diese wurden 2001 an den Energie- 
Multi MW für 20 Jahre verkauft. Die 
Stadt erhielt dafür 120 Millionen. In 
den Folgejahren flössen die Gewinn¬ 
anteile und weitere Leistungen wie die 
1,3 Millionen Euro jährlich aus dem 
Löschwasservertrag nach Mannheim. 
Die MW versuchte immer mehr Profit 
aus ihrem Anteilpaket herauszuschla¬ 
gen. Von „strategischer Partnerschaft“ 
und „Brückenkopffunktion“ für ganz 
Nordrhein-Westfalen, was vollmundig 
angekündet wurde, keine Spur. 

Zuletzt verlangte die MW noch eine 
Aufstockung des Gewinnanteils und 
die Verlagerungen lukrativer Ge¬ 
schäftsteile nach Mannheim. Das ver¬ 
stärkte die massenhafte Forderung in 
Solingen, die MW-Anteile wieder zu¬ 
rückzukaufen. 


Die Stadtwerke 
gehören wieder uns 

In den letzten Monaten wurde der 
Druck so stark, dass es kein Auswei¬ 
chen mehr gab: Zum 1. Oktober sind 
nun die Anteile wieder nach Solingen 
gekommen. Das ist in erste Linie der 
Erfolg der Bürgerinnen und Bürger. 
Ihre Forderungen, die „kommunale 
Daseinsvorsorge“ müsse vollständig 
Sache der Kommune sein und dür¬ 
fe nicht Profit- und Spekulationszwe¬ 
cken dienen, setzte sich mehr und mehr 
durch. 

Auch ein Bürgerbegehren, das seiner¬ 
zeit zwar genügend Unterschriften 
hatte, doch von Rathaus und damali¬ 
ger Ratsmehrheit abgewürgt wurde, hat 
zur Stärkung der Ideen des kommuna¬ 
len Eigentums beigetragen. 

Verdienst gebührt der Initiative „Solin¬ 
gen gehört uns“. Ihre jahrelange Arbeit 
hat die Grundlagen für diesen Erfolg 
gebracht. Wesentlich ist der Anteil des 
DGB Solingen (in Kooperation mit den 


Solinger Kirchen). Mehrere Veranstal¬ 
tungen mit sachkundigen Referenten 
haben Möglichkeiten aufgezeigt, die 
Energieversorgung in der Kommune 
effektiv selbst zu organisieren. 

Gewinner können 
wir alle werden 

Damit die gegenwärtige Wende in der 
Energiepolitik nicht in der Profitgier 
der marktbeherrschenden Energie¬ 
monopole verkommt, sind in unserem 
Land Hunderte eigenständige Stadt¬ 
werke erforderlich. 

Solingen ist auf dem richtigen Weg. Ei¬ 
nen erneuten Verkauf von Kapitalan¬ 
teilen, wie von CDU und FDP gefor¬ 
dert, darf es nicht geben. 

Die Eigenständigkeit erfordert, dass 
in Zukunft sämtliche Verarbeitungs¬ 
stufen im Energiebereich wie Produk¬ 
tion, Transport und Vertrieb selbststän¬ 
dig abgedeckt werden. 


(aus „Klingenstadt “ Stadtzeitung der 
DKP Solingen, Oktober 2012) 
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Marxistinnen und Marxisten im Dialog 

Vor dem vierten Leverkusener Treffen 


D er marxistische Historiker Prof. Dr. Hans- 
Joachim Krusch (1935-2004), damals Lei¬ 
ter des Marxistischen Arbeitskreises zur 
Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung bei 
der historischen Kommission der PDS bzw. bei 
der PDS, hatte vor vielen Jahren die Idee, sich an 
Genossen und Organisationen zu wenden, die sich 
als marxistisch, als kommunistisch definieren und 
sich - trotz der schweren Niederlage von 1989/90 - 
in ihrer antikapitalistischen Orientierung und Ak¬ 
tivität nicht beirren lassen. 

Hans Krusch ist viel zu früh schon nach dem ers¬ 
ten Leverkusener Dialog - den gab es vor knapp 
zehn Jahren - gestorben, 

Man solle - schlug Hans Krusch vor - versuchen, 
sie an einen Tisch zu bekommen, ohne etwa „Un¬ 
liebsame“ auszugrenzen, und mit ihnen über ge¬ 
genwärtige Aufgaben, auch über theoretische und 
politische Schlussfolgerungen aus unserer Nieder¬ 
lage zu diskutieren. Dabei sei zu vermeiden, die 
Schlachten von ehedem erneut schlagen zu wol¬ 
len, sich die „Wurfgeschosse“ von einst erneut an 


die Köpfe zu schleudern. Es gebe genug brennen¬ 
de aktuelle Aufgaben, denen wir uns nicht entzie¬ 
hen dürfen, indem wir uns in Schuldzuweisungen 
ergehen. Die Probleme und Widersprüche dürfe 
man deswegen aber nicht einfach unter den Tep¬ 
pich kehren. 

Dieser Vorschlag stieß auf große Zustimmung 
bei Kräften, die sich einst mit den Schimpfwor¬ 
ten „Stalinisten“, „Trotzkisten“, „Brandlerianer“ 
usw. belegten. 

Es kam es zum ersten Dialog, abgehalten in der 
DKP-Parteischule Karl Liebknecht in Leverku¬ 
sen. 

Dort diskutierten die Vertreter dieser erwähnten 
kommunistischen Richtungen gleichberechtigt. Es 
gab sogar eine Wortmeldung, die das baldige Zu¬ 
sammengehen und die baldige Vereinigung des 
Potenzials prophezeite - was natürlich überhaupt 
nicht der Situation entsprach. 

Die bisherigen „Dialoge“ hatten das Parteithema, 
die Staatsfrage, den Revisionismus, natürlich auch 
Probleme der Geschichte des Kommunismus zum 


Thema. Es ging dabei nie um einen bloß politisch¬ 
agitatorischen Meinungsaustausch, 

Der vierte Leverkusener Dialog findet nun vom 
26. bis zum 28. Oktober in Leverkusen an der 

Karl-Liebknecht-Schule der DKP statt. 

(Beginn am 26. O kr ober, 18 Uhr, Ende am 28. Ok¬ 
tober gegen 16 Uhr - um Anmeldung wird gebeten ) 

★ 

Als Hauptthemen sind vorgesehen: 

1. Reform und Revolution, die Überwindung 
des Kapitalismus und revolutionäre Brüche; 

2. Klassentheorie als Struktur- und Handlungs¬ 
theorie. Das gesellschaftliche Subjekt revolu¬ 
tionärer Gesellschaftsveränderungen; 

3. Herausforderungen für den Sozialismus im 
21. Jahrhundert. 

Impuls-Referate halten: 

• Karl Hermann Tjaden: Probleme einer Kri¬ 
tik kapitalistischer Gesellschaftsformation im 
21. Jahrhundert; 


• Ekkehard Lieberam: Klassenverhältnisse, Klas¬ 
senmacht und Klassenmobilisierung; 

• Edeltraut Felfe: Erfahrungen und Probleme der 
Bündelung und Durchsetzung von Mehrheits¬ 
interessen gegen die Herrschenden in Skandi¬ 
navien; 

• Angela Klein: Herausforderungen für einen So¬ 
zialismus im 21. Jahrhundert; 

• Manfred Sohn ...; 

• Manuel Kellner: Räte, Partei, Revolution. Ak¬ 
tualität und Probleme der Revolutionstheorie 
von Ernest Mandel; 

• Robert Steigerwald, Einige revolutionstheore¬ 
tische Probleme; 

• Hans Peter Brenner ... 

Einberufersind: 

Ekkehard Lieberam, Robert Steigerwald und Ma¬ 
nuel Kellner. 

Robert Steigerwald 


Neugierig auf konkretes Vorankommen 


Von Hans-Peter Brenner* 


Als Teilnehmer aller bisherigen drei „Leverkuse¬ 
ner Konferenzen“ sehe ich der nach langer Un¬ 
terbrechung anstehenden vierten Begegnung mit 
Neugier entgegen. 

Die bisherigen drei Konferenzen hatten zwar in 
erster Linie vor allem positive atmosphärische Fol¬ 
gen zwischen den beteiligten Organisationen und 
Personen und waren weitgehend ohne sichtbare 
praktische Relevanz geblieben, aber darauf lässt 


Antwort zu finden? Eine Antwort, die längt nicht 
in allen Facetten übereinstimmen muss, die aber 
zumindest für die so oft beschworene „Aktions¬ 
einheit der revolutionären Sozialisten und Kom¬ 
munisten“ ein Mehr an praktisch-politischer Über¬ 
einkunft darstellt? 

Die deutsche revolutionäre Arbeiterbewegung 
stand einst in dem Ruf einer besonderen „theo¬ 
retischen Bildung“. Nach meinem Eindruck gibt 


26. bis zum 28. Oktober 

Karl-Liebknecht-Schule der DKP, Leverkusen - Am Stadtpark 68 
Tel.: ( 0214 ) 4 5418 - E-Mail: karl-liebknecht-schule@web.de/ 

Anmeldungen bitte an Ekkehard Lieberam: el-leipzig@gmx.net 


sich ja durchaus auch politisch aufbauen. 

Und das ist allein schon aus einem generellen 
Grunde notwendig. Es ist der eklatante Wider¬ 
spruch zwischen zunehmender „antikapitalisti¬ 
scher“ Rhetorik in allen möglichen Medien, aber 
auch in den weiterhin unter der Dominanz der 
Sozialpartnerschaft und des „Co-Managements“ 
stehenden DGB-Gewerkschaften und dem weiter 
schwindenden Einfluss ausgerechnet derjenigen 
Organisationen, die sich in ihrem Selbstverständ¬ 
nis auf Marx berufen. 

Während es fast „normal“ erscheint, den „Philo¬ 
sophen und Ökonomen“ Karl Marx zustimmend 
zu zitieren, ist die gesellschaftliche Relevanz der 
politischen Parteien und Organisationen, die den 
nach dem neuen Jubiläumsmagazin der Deutschen 
Nationalbibliothek „drittwichtigsten Deutschen“ 
(nach Johann Wolfgang Goethe und Jacob Grimm) 
als ihren „Patron“ ansehen, marginal. 

Meine mit Skepsis gespeiste Neugier, was denn die¬ 
se neue Leverkusener Konferenz mit ihrem so be¬ 
deutsam klingenden Thema „Revolutionstheorie 
im 21. Jahrhundert“ bringen kann und wird, wird 
auch noch aus einer anderen Quelle gespeist: es ist 
die Differenziertheit und auch - wer will es bestrei¬ 
ten - die Gegensätzlichkeit in nicht unbedeuten¬ 
den Fragen unter den Teilnehmern. Wird daraus ein 
fruchtbarer, auf die Suche nach Gemeinsamkeiten 
ausgerichteter - notfalls auch strittiger - Dialog, 
oder überwiegt die Neigung zum wechselseitigen 
Belehren aus der Position der zweifellos vorhande¬ 
nen Gelehrsam- und Beredbarkeit? 

Georg Fülberth sprach nach 1990 vom „Trümmer¬ 
haufen als Aussichtsturm“ von dem die Marxis¬ 
ten und Kommunisten damals auf den scheinbar 
unaufhaltsamen Durchmarsch des Kapitalismus 
blickten. Mittlerweile ist mehr in Trümmer gegan¬ 
gen als nur „die Mauer“. Die DKP spricht in ihrem 
Programm und in dem Antrag des Parteivorstandes 
„Antworten der DKP auf die Krise“, der im kom¬ 
menden März auf ihrem 20.Parteiutag beraten und 
verabschiedet werden soll, von einer „Großen Kri¬ 
se“ bzw. einer „Übergangskrise“, deren historischer 
Ausgang noch nicht entschieden ist. 

Gelingt es der nichtreformistischen und antirevisi¬ 
onistischen Linken darauf eine Art gemeinsamer 


es durchaus so etwas noch heute. Darin steckt 
aber mehr als nur ein kleines Risiko. Wenn „vie¬ 
le Häuptlinge aber wenige Indianer“ Zusammen¬ 
kommen, ist die Gefahr des abgehobenen Palavers 
nicht gering. Über „Revolutionsmodelle“ zu theo- 
retisieren, birgt die Gefahr des Schwadronierens 
in sich, wenn die Beteiligten sich - was subjektiv 
nachvollziehbar wäre - mehr an der „Perspektive“ 
ergötzten als an den „Mühen der Ebene“. 

Besitzen „wir“ bzw. brauchen wir nicht grade dafür 
ein annähernd gemeinsames Bild von den Grün¬ 
den und Folgewirkungen der „Konterrevolution“ 
von 1989/90? Müssten wir uns nicht auch ein Min¬ 
destmaß gemeinsamer Positionen zur Bewertung 
des realen Sozialismus erarbeiten, bevor wir über 
„Revolution“ sprechen. War es denn etwa ein Zu¬ 
fall, dass Friedrich Engels seine berühmte Artikel¬ 
serie nach dem Scheitern der bürgerlichen Revo¬ 
lution von 1848 „Revolution und Konterrevolution 
in Deutschland“ nannte? Ich meine nicht. 

Wenn dies gelänge, und wenn es in der Analyse des 
derzeitigen Zustands des globalen und des BRD- 
Imperialismus zu mehr Übereinstimmung käme, 
wäre das sehr viel. 

Wie heißt es doch im „Manifest der Kommunis¬ 
tischen Partei“ so schön: „Sie (die Kommunisten) 
stellen keine besonderen Prinzipien auf, wonach sie 
die proletarische Bewegung modeln wollen. 

Die Kommunisten unterscheiden sich von den üb¬ 
rigen politischen Parteien nur dadurch, dass sie ei¬ 
nerseits in den verschiedenen nationalen Kämp¬ 
fen der Proletarier die gemeinsamen von der Na¬ 
tionalität unabhängigen Interesssen des gesamten 
Proletariats hervorheben und zur Geltung bringen, 
andererseits dadurch, dass sie in den verschiedenen 
Entwicklungsstufen, welche der Kampf zwischen 
Proletariat und Bourgeoisie durchläuft, stets das 
Interesse der Gesamtbewegung vertreten.“ 

Also, auf welcher „Entwicklungsstufe stehen wir 
heute, was heißt heute „Interesse der Gesamtbe¬ 
wegung“? Und last but not least: Welche organisa¬ 
torischen Strukturen brauchen wir dafür in dieser 
Etappe? 

Auf Diskussionen dazu und Antworten darauf bin 
ich sehr gespannt. 

^Mitglied des Parteivorstands der DKP 


Ernest Mandel zur Revolutionstheorie 


Von Manuel Kellner 


Der belgische Marxist aus jüdischem Elternhaus, 
geboren 1923, verstorben 1995, war früh politisch 
aktiv und entkam den Nazis dreimal aus Zuchthaus 
und Konzentrationslagern. 1972, unter dem „Mehr 
Demokratie wagen“-SPD-Kanzler Brandt, als er an 
die FU Berlin berufen werden sollte, wurde Ernest 
Mandel Opfer eines Berufs- und Einreiseverbots, 
das bis 1979 galt. 

Als bekannteste Führungsfigur der Vierten Inter¬ 
nationale, die sich in der Tradition der Linken Op¬ 
position um Leo Trotzki sieht, war er für die offizi¬ 


elle kommunistische Bewegung ebenfalls persona 
non grata, obwohl einige seiner Schriften, wie seine 
Marxistische Wirtschaftstheorie, durchaus rezipiert 
wurden. 

Mandel selbst hatte auf seine Marx- und Leninor¬ 
thodoxie immer großen Wert gelegt. Mir gegenüber 
nannte er sich 1972 einmal scherzhaft einen „ortho¬ 
doxen Leninisten mit leichten luxemburgistischen 
Abweichungen“. Ausgangspunkte seiner Ansichten 
zur Revolutionstheorie waren die Verarbeitung der 
Erfahrung der Pariser Kommune von Marx und 


Engels und Lenins Positionen zur Rolle revoluti¬ 
onärer Parteien. 

Die Pariser Kommune 1871 - wie später die sozi¬ 
alistische Oktoberrevolution 1917 - hatte gezeigt, 
dass die Eroberung der politischen Macht durch 
die arbeitende Klasse zur Zerschlagung des bürger¬ 
lichen Staatsapparats führt und zur Herausbildung 
eines neuen Staats (der „Diktatur des Proletariats“ 
oder der „sozialistischen Demokratie“ - Mandel 
verwendete beide Begriffe wie Rosa Luxemburg 
synonym), der von Anfang an den Keim des Ab¬ 
sterbens in sich trägt. Aus ihm soll sich eine klas¬ 
senlose sozialistische Gesellschaft entwickeln, die 
keines Staates mehr bedarf, und schließlich eine 
kommunistische Gesellschaft ohne jegliche Aus¬ 
beutung und Unterdrückung. 

Für Mandel waren umfassende Mobilisierungen 
und Streikbewegungen in Industrieländern die un¬ 
abdingbare Voraussetzung für sozialistische Revo¬ 
lutionen. Was anfangs Streikkomitees und Aktions¬ 
ausschüsse sind, entwickelt sich zu Räten, die von 


unten her zu einer zur bürgerlichen Staatsmacht 
alternativen Staatsmacht heranreifen. 

In einer solchen Situation der „Doppelherrschaft“ 
entscheiden die politischen Kräfteverhältnisse in 
der Klasse über den Erfolg. Erobern revolutionäre 
Kräfte die Hegemonie, siegt die Revolution, blei¬ 
ben die Kräfte der Klassenversöhnung am Ruder, 
scheitert sie. Für die Entwicklung des Klassenbe¬ 
wusstseins von elementaren nur-gewerkschaftli- 
chen über politische zu sozialistischen/kommu¬ 
nistischen Überzeugungen ist eine Strategie der 
Übergangsforderungen wichtig. 1974/1975 gab es 
in Portugal Räte, aber die Hegemonie der Sozial¬ 
demokratie wurde nicht gebrochen. 

Mandels Überlegungen zur Revolutionstheorie 
bleiben aktuell auch im 21. Jahrhundert, obwohl 
sie anhand neuer Gegebenheiten - Rückgang der 
Bedeutung des industriellen Proletariats und zu¬ 
nehmende Fragmentierung der Klasse - und neuer 
Erfahrungen auch kritisch diskutiert und weiter¬ 
entwickelt werden sollten. 


Eric Hobsbawm ist tot 


Der britische Universal- und Wirtschaftshisto¬ 
riker starb am 1. Oktober im Alter von 95 Jah¬ 
ren im Royal Free Hospital in London. In vie¬ 
len Veröffentlichungen - selbst in bürgerlichen 
Medien - wurde in den folgenden Tagen an ihn 
erinnert. 

Weltweit bekannt wurde Eric Hobsbawm unter 
anderem durch Studien über Arbeiter, vor allem 
aber durch sein vierbändiges Standardwerk über 
die europäische, kapitalistische Geschichte des 
„langen“ 19. und des „kurzen“ 20. Jahrhunderts 
mit den Bänden „The Age of Revolutions“ („Eu¬ 
ropäische Revolutionen. 1789 bis 1848“), „The 
Age of Capital“ („Die Blütezeit des Kapitals. 
Eine Kulturgeschichte der Jahre 1848-1875“), 
„The Age of Empire“ („Das imperiale Zeital¬ 
ter. 1875-1914“) und „The Age of Extremes“ 
(„Das Zeitalter der Extreme. Weltgeschichte 
des 20. Jahrhunderts“), die mehrfach auch in 
deutscher Sprache aufgelegt wurden. Seine Au¬ 
tobiografie „Gefährliche Zeiten - Ein Leben 
im 20. Jahrhundert“, erschien 2003 in deutscher 
Sprache. 

Die „Süddeutsche Zeitung“ schrieb am 1. Okto¬ 
ber: „Er war einer der bedeutendsten Historiker 
des 20. Jahrhunderts, bekennender Marxist und 
Vorbild für viele Sozial- und Wirtschaftswissen¬ 
schaftler weltweit: Der linke Geschichtswissen¬ 
schaftler Eric Hobsbawm gilt als einer der ein¬ 
flussreichsten britischen Denker.... 

Am 1. Oktober 2012 endet das 20. Jahrhundert 
endgültig ... Der ,Mann aus dem extremen Jahr¬ 
hundert 4 gilt als einer der wichtigsten Sozial- und 
Wirtschaftshistoriker Großbritanniens. Sein le¬ 
benslanges Bekenntnis zum Marxismus sorgte 
gerade während der Zeit des Kalten Krieges für 
Kontroversen.“ 

Auf „Spiegel online“ las man: „Der Historiker 
Eric Hobsbawm war ein Marxist, der selbst von 
politischen Gegnern hoch geachtet wurde. Dem 
Londoner Star-Professor ging es stets um die 
großen Zusammenhänge der Weltgeschichte - 
aus der Perspektive der Unterdrückten. 

Er war der bekannteste marxistische Historiker 
der Welt und ein führender Vertreter der briti¬ 
schen Linken.“ 

Hobsbawm wurde nur wenige Monate vor der 
russischen Revolution am 9. Juni 1917 im ägypti¬ 
schen Alexandria als Sohn eines britischen Kolo¬ 
nialbeamten und einer Wiener Kaufmannstoch¬ 
ter geboren. Er stammte aus einem jüdischen El¬ 
ternhaus. Seine Eltern starben früh. 1931 lebte 
er für zwei Jahre bei seinem Onkel in Berlin. Er 
begann, Marx zu lesen, wurde Mitglied des So¬ 


zialistischen Schülerbunds, wurde Kommunist. 
1933 siedelten sie zu Verwandten nach London 
über. „Dass ich Marxist geworden bin, liegt an 
meinen persönlichen Erfahrungen in den dreißi¬ 
ger Jahren, in der Großen Depression“, betonte 
er später immer wieder. 

Hobsbawm wurde 1936 Mitglied der Kommu¬ 
nistischen Partei Großbritanniens (CPGB) und 
blieb es - trotz vieler Meinungsverschieden¬ 
heiten - bis die Partei 1991 auseinander brach. 
Kritisch sah er unter anderem sowohl die Ent¬ 
wicklung der Sowjetunion unter Stalin als auch 
die Politik der sozialistischen Staaten in Europa 
nach dessen Tod. 

Nach seinem Studium am King’s College in 
Cambridge und dem Militärdienst für die briti¬ 
sche Armee im Zweiten Weltkrieg wurde Hobs¬ 
bawm u.a. Dozent am Birkbeck College der Uni¬ 
versität London. Im in der DDR erscheinenden 
„Jahrbuch für Wirtschaftsgeschichte“ wurden 
mehrfach Beiträge Hobsbawms veröffentlicht, 
im Impressum wurde er über Jahre als „beraten¬ 
der Mitarbeiter“ genannt. 

Nach 1990 wandte er sich immer wieder gegen 
die These bürgerlicher Politiker und Historiker 
von einem „Ende der Geschichte“, vom endgül¬ 
tigen Sieg des „westlichen Gesellschaftssystems“, 
des Kapitalismus. 

Im Mai 2009 überraschte er mit seinem Inter¬ 
view im „Stern“ seine Leserinnen und Leser 
mit düsteren Prognosen: Wir stehen an einem 
Wendepunkt, erklärte er. „Der 15. September 
2008, der Tag, an dem die Lehman-Bank zusam¬ 
menbrach, wird den Lauf der Geschichte mehr 
verändern als der 11. September 2001, als die 
Türme des World Trade Centers zusammenbra¬ 
chen ...Diese Krise hat eine völlig neue Quali¬ 
tät. (...) Was wir im Augenblick erleben, ist ja 
etwas, was es nach der radikalen Moraltheologie 
des Marktes gar nicht geben kann und darf, es 
ist also etwas, was das Denkvermögen der Ak¬ 
teure sprengt. Wie ein blinder Mann, der durch 
ein Labyrinth zu gehen versucht, klopfen sie mit 
verschiedenen Stöcken die Wände ab, ganz ver¬ 
zweifelt, und sie hoffen, dass sie so irgendwann 
den Ausgang finden. Aber ihre Werkzeuge funk¬ 
tionieren nicht. (...) Alles ist möglich. Inflation, 
Deflation, Hyperinflation. Wie reagieren die 
Menschen, wenn alle Sicherheiten verschwin¬ 
den, sie aus ihrem Leben hinausgeworfen, ihre 
Lebensentwürfe brutal zerstört werden? Mei¬ 
ne geschichtliche Erfahrung sagt mir, dass wir 
uns - ich kann das nicht ausschließen - auf eine 
Tragödie zu bewegen ...“ Nina Hager 
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Plötzlich und unerwartet müssen wir Abschied 
nehmen von unserem langjährigen Genossen 


Ernst Kiesecker 

29. Dezember 1944 - 29. September 2012 

Ernst ist nicht mehr allen Mitgliedern in Frankfurt ein ver¬ 
trauter Mitstreiter gewesen, da er in den letzten Jahren seine 
Frau, unsere Genossin Silvia Pfeiffer, bis zu deren Tod betreu¬ 
te. Doch all die, die ihn aus jahrzehntelanger Arbeit kannten, 
sind tief betroffen. 

Ernst war sehr konsequent und verantwortungsvoll in seinem 
Handeln. Seine Bescheidenheit und seine Art, entsprechend 
seiner Überzeugung auch zu leben, brachte ihm im Kollegen¬ 
kreis und in der Nachbarschaft viel Vertrauen entgegen. Auch 
sein Humor, sein Interesse und Mitgefühl am Feben der ande¬ 
ren, charakterisieren Ernst. Unser letzter gemeinsamer Einsatz 
war am 27. Juli 2012, als es einem breiten Bündnis gelungen ist, 
der NPD den Zugang zum Römer zu verweigern. 

Wir verabschieden uns von Ernst am 14. Oktober 2012 von 
15.00 bis 17.00 Uhr im Bestattungshaus Kistner und Scheidler, 
Hardenbergstr. 11, 60327 Frankfurt am Main. Wir begleiten 
Bettina und seine Schwiegermutter auf diesem schweren Weg 
und tolerieren auch den Wunsch, auf Blumenspenden zu ver¬ 
zichten. 

DKP Kreis Frankfurt am Main 
Ehern. Wohngebietsgruppe Gallus-Gutleut 



Toskana, nah am Meer 

ovuai bioh4f.de 


Ökohof im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 
Haus oder Häuschen: 
KindcTjpa-adies. 





Entschleunigung: 


Ruhe & Natur satt im Müritz-National¬ 
park. 2 FeWo je 2 3 Pens, ganzjährig in 
kraizcburg-Cranz in. Havel & Havclsccn, 
Booc& Rad. Info: wvrw.irinogga.de oder 
0331/8707% (AB) 


Weingut Eicher 

Rheinterrassen 


Bachstraße 7 
67577 Alsheim 
Tel.:06249-4128 
Fax: 06249-67263 


Urlaub auf Sylt! 

Ferienwohnung für 2 - 5 Pers. 
Ruhige Lage. Keine Haustiere. 

Pension Knutzen 
Südhörn 14 
Tinnum / Sylt 
Tel.: 0 46 51 / 311 99 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe Berlin-Spandau 
preiswerte Ferienwohnung für 5 Personen 
(2 Zimmer, Wohnküche - 
Herd, Kühlschrank, Bad, Dusche, WC) 

Preis nach Vereinbarung 

Näheres Tel./Fax: 033231/60661 

Urlaub im Lotsenhaus an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 3 komfortable FE.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03 831 -459 366, www.ferien-im-lotsenhaus.de 


Reimes 


'Superior 


1&911 


1685 


1750 


18111) 


Inhaber: 

Hans-Georg Müller 
Hauptstraße 1 
57392 Schmallenberg- 
Grafschaft 
Hochsauerland 


Tel.: 02972-9780-0 
Fax.: Ü2972-97BD97 
Restaurant: 

Dienstag Ruhetag 


Ha us Prospekt 
anfordern 


r 


Ir unmittelbarer Nähe des Klosters Grafschaft liegt unser 
Gasthof. Wie vor Jahrhunderten sorgt auch heute der Wirt 
persönlich für das Wohl der Gäste. 

Komfortable Zimmer und Räumlichkeiten, gutes Essen, 
gepflegte Getränke Alle Zimmer haben Bad, Dusche, WC, 
Telefon, Fernseher, die meisten Balkon und Vorraum. Im 
Hotelbereich befinden sich Lift, Sauna, Solarium, Nicht¬ 
raucherzimmer und Kamin, Kinderspiel raum, Salatbüffet, 
Frühstücksbüffet. Auch Senioren-Portionen. 

Ühernachtung/Frühstück 30,-bis 53,- € p.P. 

HP 15,50 € p.P, * VP, 22,-£ p.P. 

Kostenlos Bus-und Bahn fahren im Sauerland. 

Auch Kinderermäßigung / Nebensaisonpreise. 

Bei 21 Tagen Aufenthalt im Jahr 10 % Treuerabatt. 


mail@gasthoEheimes.de * www.gasthof-heimes.de 


So wie sich in diesem Oktober die Große Sozialistische Oktoberrevoluti¬ 
on zum 95.Mal jährt, so haben auch wir in unserer Gruppe Jahrestage 
zu feiern. 

Unsere Genossin Renate Stuhr-Hasselbach 
wird am 14. Oktober 60 Jahre alt. 

Liebe Renate, wir wünschen Dir - nach deiner aufreibenden Tätigkeit als 
Kassiererin - hiermit alles Gute. 

Unsere Genossin Valentina Lahn 
wird am 23. Oktober 30 Jahre alt. 

Valentina hat mit Kind und aufreibendem Beruf viele anstrengende Bau¬ 
stellen vor sich. 

Liebe Valentina, wir wünschen Dir hiermit alles Gute und viel Kraft. 

Uns gemeinsam wünschen wir einen erfolgreichen Kampf 

★ gegen Neoliberalismus, Reaktion, Krieg und 

★ für Frieden und Sozialismus 

DKP-Gruppe Hamburg-West 



Im 3. Quartal feierten folgende Genossinnen und 
Genossen Geburtstag: 

Am 8.7. wurde Heinz Behnsen 83 Jahre 
am 9.7. wurde Manfred Ahlbrecht 70 Jahre 
am 9.9. wurde Bernd Kister 72 Jahre 

wir gratulieren nachträglich ganz herzlich 

und wünschen auch weiterhin Gesundheit und Kraft! 

DKP Kreisvorstand Hannover 
DKP Gruppe Linden 
DKP Gruppe Mitte 


DKP Hessen 

„Gewerkschafts- und betriebspolitisches Forum 
der DKP Hessen“ 

„Dringend gesucht: Alternativen zum Kapitalismus - Wie den Kampf orga¬ 
nisieren?“ - Rolle und Aufgaben einer progressiven Gewerkschaftspolitik 

Referent: Walter Listl (ISW München) 

Samstag, den 10. November 

Ort: Flanau Kesselstadt, Reinhardskirche - Jakob Rullmann Str. 6 
Zeit: 10:30 Uhr bis ca. 16:00 Uhr 

DKP BG Metall Hanau 


DKP/Karl - Liebknecht - Schule 

Am Stadtpark 68, 51 373 Leverkusen - Tel: 0214/45 418 - bzw. 
02151/315838 

e-mail: karl-liebknecht-schule@web.de 

Wochenendseminar 
Sa./So. 17./18. November 2012 

Sie reden von Wiedervereinigung 
Wer hat Deutschland zu welchem Zweck 
gespalten? 

Darüber wollen wir mit Günter Judick reden. 

„Über geschichtliche Ereignisse beklagt man sich nicht, man be¬ 
müht sich im Gegenteil, ihre Ursachen zu verstehen und damit auch 
ihre Folgen, die noch lange nicht erschöpft sind.“ (Friedrich Engels 
MEW21 Seite 201) 

Um rechtzeitige Anmeldungen wird gebeten. Rückantworten erfolgen 
nur, wenn es sich um Absagen handelt. 

Die Anreise kann bereits Freitag zwischen 17 und 22 Uhr erfolgen. 
Beginn Samstag 10 Uhr. Ende Sonntag gegen 13 Uhr. 

Kosten pro Person für Unterkunft und Verpflegung 25 Euro. Ab Frei¬ 
tag 30 Euro. Finanzierung bitte mit Parteigruppe, Kreisorganisation 
oder Bezirksvorstand abklären. 


KAI DEGENHARDT 
„näher als sie scheinen“ 

Freitag, 26. Oktober 2012,20.00 Uhr 
Foyer des Holbornschen Hauses 
Rote Strasse 34 in Göttingen 

Kostenbeitrag 5.00 Euro, Schüler, Studenten, 

Erwerbslose 3.00 Euro 

VVK: Buchladen Rote Strasse, Nikolaikirchhof 7 . 

Eine Präsentation der DKP Göttingen 


Einladung 

zur Vollsitzung der Internationalen Kommission der DKP am 

Samstag, 13. Oktober 2012, um 11.00 Uhr 
im Gewerkschaftshaus Frankfurt/M., Wilhelm-Leuschner-Stra¬ 
ße 69-77, Raum 3. 

Vorschlag für die Tagesordnung: 

1. Zur Vier-Parteien-Zusammenarbeit 

2. Referent: Volker Metzroth, Mitglied des Sekretariats des Parteivor¬ 
standes/ Diskussion 

3. Kurzreferat zur Situation im Iran und in Syrien 

4. Referentin: Rosi Feger, Mitglied der Internationalen Kommission/ 
Diskussion 

5. Berichte und Informationen zur internationalen Tätigkeit seit der letz¬ 
ten Vollsitzung, verbunden mit Beschlusskontrolle 

6. Termine und Verschiedenes 

Die Tagesordnungspunkte 1 und 2 sind parteiöffentlich 


mm 

Marx Engels 
Stiftung 


Veranstaltungen 
im Oktober und 
November 2012 


FR, 26.10.-SO, 28.10. 


(Fr, 18 Uhr bis So, 14 Uhr), Karl-Liebknecht-Schule, Leverkusen, Am Stadt¬ 
park 68 

in Zusammenarbeit mit isl, junge Welt und Geraer sozialistischer Dialog 

Revolutionstheorie für das 21. Jahrhundert 

Schwerpunkte: 

1. Reform und Revolution, Überwindung des Kapitalismus und revoluti¬ 
onäre Brüche 

2. Klassentheorie als Struktur- und Handlungstheorie: Das gesellschaftli¬ 
che Subjekt revolutionärer Gesellschaftsveränderungen 

3. Herausforderungen für den Sozialismus im 21. Jahrhundert 

Beiträge von Dr. Hans-Peter Brenner, Prof. Dr. Edeltraut Felfe, Dr. Manuel 
Kellner, Angela Klein, Prof. Dr. Ekkehard Lieberam, Dr. Robert Steigerwald, 
Prof. Dr. Karl Hermann Tjaden 

In der Karl-Liebknecht-Schule kann übernachtet werden. Aus Platz¬ 
gründen ist eine Anmeldung unbedingt erforderlich. Kontakt: E. Lie¬ 
beram, el-leipzig@gmx.net, Tel. 0341-4122610 


SA, 3.11. 


10:00-18:00 Uhr, Universität Siegen, Raum AR-K 122/23, Siegen, Adolf- 

Reichwein-Str. 2 

In Zusammenarbeit mit der VVN-BdA NRW und der VVN-BdA Siegerland- 

Wittgenstein 

Neofaschismus und Krise 

• Prof. Dr. Manfred Weißbecker (Jena), Die Weltwirtschaftskrise und ihr 
faschismusfördernder Widerhall im bürgerlichen Parteienwesen der 
Weimarer Republik 

• Prof. Dr. Herbert Schui (Hamburg), „Wollt ihr den totalen Markt?“ - 
Inhaltliche Zusammenhänge von Rechtsextremismus und Neolibera¬ 
lismus 

• Jürgen Lloyd (Krefeld), Querfront und Sozialismusdemagogie als Her¬ 
ausforderung für die antifaschistische Theorie und Praxis 

• Ulla Jelpke (MdB Die Linke), Der Zusammenhang von Rechtsterrorismus 
und Demokratieabbau 

Abschlussdiskussion; Demokratische Gegenwehr oder hilfloser Antifa¬ 
schismus 

Anmeldung erbeten bei Hermann Kopp, Marx-Engels-Stiftung@t- 

online.de, Tel. 0211-6802828 


SA, 10.11., 


11:00-18:00 Uhr, Kulturzentrum Giesinger Bahnhof, München. 

In Zusammenarbeit mit dem Institut für sozial-ökologische Wirtschafts¬ 
forschung, München 

Klima und Klassenkampf. 

Das Mensch-Natur-Verhältnis im Widerstreit sozialer In¬ 
teressen 

Beiträge von Dr. Hans-Peter-Brenner (Bonn), Eva Bulling-Schröter (MdB, 
Ingolstadt), Franz Garnreiter (Rosenheim), Prof. Dr. Nina Hager (Berlin), Dr. 
Helmut Selinger (München). 

Anmeldung erbeten bei Hermann Kopp, Marx-Engels-Stiftung@t- 
online.de, Tel. 0211-6802828 


SA, 17.11. 


11:00-18:00 Uhr, Kaffeewelt, Böckmannstr. 3, Hamburg St. Georg 
In Zusammenarbeit mit der MASCH Hamburg und weiteren Organisationen 

In welchem Kapitalismus leben wir? 

Beiträge von Beate Landefeld über die herrschende Klasse, von Lucas 
Zeise zur aktuellen Krisenentwicklung, Dr. Arnold Schölzel über die anti¬ 
kapitalistischen Bewegungen, Andreas Wehr über Entwicklungstendenzen 
des Imperialismus und Dr. Werner Seppmann zur Dialektik von Vergesell¬ 
schaftungskrise und Zivilisationsverlust. 
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Ein aufrührender 
Gastkommentar 

Betr.: „Die große Wut“, UZ vom 
28.9.2012, S. 8 

Ja - manche Staaten und die Völker des 
von uns aus gesehen südlichen Mittel¬ 
meeres und des „Nahen Ostens“ kämp¬ 
fen darum, selbst zu bestimmen. Gegen 
ein fremdes Jahrhundert und mehr. 
Und nicht anders als wir für ein Leben 
in Frieden, in dem man von seiner Ar¬ 
beit leben kann. 

Die eisige Umarmung vonseiten der 
USA und der alten Kolonialmächte für 
den „Frühling“ im „arabischen Raum“ 
benennt Klaus Wagener. 

Aber es hilft nicht, den anderen Um¬ 
armer nicht auch zu benennen - und 
den nenne ich einen klerikalen Faschis¬ 
mus. Der Hinweis hat gefehlt. Dann 
wäre der Gastkommentar noch besser 
gewesen. 

Ich denke dabei auch an meine groß¬ 
artigen Genossen der Tudeh-Partei. 
Ihre Führungsgremien hatten damals 
nach 1979 beschlossen - aus nachvoll¬ 
ziehbaren Überlegungen - die neue is¬ 
lamische Führung unter Chomeini zu 
unterstützen. Die Antwort könnte man 
auch ein Massaker nennen. 

Hannes Stütz , E-Mail 

Breitestmögliche Bündnisse 
sind nötig 

Betr.: „Getrübte antifaschistische Ein¬ 
heit“, UZ vom 28.9.2012, S. 13 

Den Artikel möchte ich durch meine 
Eindrücke von der Demo ergänzen: 
Im Kessel waren zwei ältere Genossin¬ 
nen der DKP Essen, eine weitere älte¬ 
re Antifaschistin und ein Genosse aus 
Herdecke, die zwischen der roten und 
autonomen Antifa, der Polizeiführung 
und den Anmeldern vermittelten, die 
erkennbar eingeschleusten Provoka¬ 
teure isolierten und damit dafür sorg¬ 
ten, dass bis auf einen Festgenomme¬ 
nen alle (!) den Kessel verlassen konn¬ 
ten und die Demo - trotz des Abgangs 
einiger Autonomer (?) - weiterlief. Die 
oben genannten Genossinnen hatten 
bereits bei der Abmarschverzögerung 


durch die Polizei die Initiative ergriffen, 
verhandelt und vermittelt. Der Genos¬ 
se mit der roten Fahne im Kessel war 
übrigens ich. 

Die vorgenommene Verknüpfung des 
Verhaltens der Versammlungsleitung 
mit politischen Parteien, die als „Spal¬ 
ter“ gebrandmarkt werden, ist kontra¬ 
produktiv - insbesondere im antifa¬ 
schistischen Kampf, wo breitestmögli- 
che Bündnisse nötig sind. Die (...) den 
Artikel verfasst haben, mögen sich fra¬ 
gen, wofür sie dieses Einschlagen auf 
Bündnispartner brauchen. Und sich 
fragen lassen, welches ihre Rolle in der 
Situation war. 

Es wäre im Sinne des antifaschistischen 
Widerstandes besser gewesen heraus¬ 
zustreichen, dass es uns gelungen ist, 
die Demo immer noch als großes und 
buntes Signal gegen die Faschisten 
durchzuführen und jegliche Spaltungs¬ 
versuche zu unterbinden. Aus der Si¬ 
tuation in Essen die richtigen Schlüsse 
zu ziehen besteht - da stimme ich den 
beiden Autorinnen zu -wirklich jede 
Menge Bedarf. 

Stephan Krützner ; Herdecke 

Schoßhündchen des 
Finanzkapitals 

Betreff: Kanzlerkandidat Steinbrück 

Dass ausgerechnet dieses Schoßhünd¬ 
chen des Finanzkapitals nun mit angeb¬ 
lichen Regulierungsabsichten für eben 
diese Konzerne in den Wahlkampf zieht 
(„die Macht der Banken zerschlagen“), 
ist ein Treppenwitz der Geschichte und 
nur dem Vertrauen in die Vergesslich¬ 
keit des Fußvolkes geschuldet. 

Denn es war Steinbrück, der in der ers¬ 
ten Welle der aktuellen Systemkrise 
2008 als Finanzminister unter Merkel 
lauthals und aggressiv in die Mikro¬ 
phone tönte, dass beispielsweise die ex¬ 
orbitanten Boni-Ausschüttungen an die 
Bankrotteure nun aber so was von ge¬ 
stoppt würden. Passiert ist - nix. 

Und es war Steinbrück, der als NRW- 
Ministerpräsident 2004 auf die Frage, 
ob auf Hartz IV nun Hartz V bis Hartz 
VIII folgen müssten, antwortete: „Das 


ist eine Frage der Dosis, die die Men¬ 
schen vertragen können“! 

Mit dem einstimmigen Beschluss ihres 
Parteivorstandes für diese Kandidatur 
hat sich die frühere Arbeiterpartei SPD 
endgültig und freiwillig in die babylo¬ 
nische Gefangenschaft des großen Ka¬ 
pitals begeben. 

Und das Wahlvolk? Hat die Wahl zwi¬ 
schen Skylla und Charybdis. Offen ist 
nur noch, wer uns das Fell am schnells¬ 
ten über die Ohren zieht. 

Da hilft nur die alte Erfahrung der Ar¬ 
beiterbewegung: Wer sich nicht wehrt, 
lebt verkehrt. 

Heinz-W. Hammer ; Essen 

Bayreuth - einmal anders 

Betr.: Merkel unterm Hakenkreuz“, 
UZ vom 28.9.2012, S. 11 

Bayreuth war freilich besonders tief- 
braun. Aber: Hier fließt auch ein „Ro¬ 
ter Main“. Schreibt doch mal nicht nur 
über Meese & Co. Es gibt da z.B. im 
Festspielpark, in unmittelbarer Nach¬ 
barschaft zur Breker-Büste des „Meis¬ 
ters“, eine Ausstellung „Verstummte 
Stimmen“, die noch bis 2013 zu sehen 
ist, zu den Stelen mit Bildern & Texten 
auch einen Begleitband, in welchem die 
Machenschaften der Wagner-Sippe und 
ihre antisemitischen Praktiken nachge¬ 
wiesen werden. Rund 50 „Semiten“ ha¬ 
ben hier gewirkt, und ihnen wird mit 
der Ausstellung ein Denkmal gesetzt. 
Ein anderes: Herheims Parsifal-Insze- 
nierung, die fünf Jahre zu sehen war. 
Auch hier eine gründliche Ausein¬ 
andersetzung mit der Rezeptionsge¬ 
schichte dieses „Bühnen-Weihespiels“. 
Als Höhepunkt im 2. Akt zerbirst der 
Nazi-Adler und kracht aus 10 Metern 
Höhe auf die Bühne. 

Bayreuth hat noch anderes zu bieten: 
Demonstrationen gegen Neonazis bei¬ 
spielsweise (mit der Oberbürgermeis¬ 
terin an der Spitze). Oder regelmäßige 
Stadtführungen zum Thema „Juden in 
Bayreuth“. Eine Straße trägt den Na¬ 
men von Friedrich Puchta, an anderer 
Stelle: ein „Wilhelm-Leuschner-Haus“. 
Und neben den „Linken“ gibt es hier 
zahlreiche „Antifas“ und last not least 
auch ein Häuflein DKPlerlnnen. 

E. Hertel , Bayreuth 

Eine Gegenströmung schaffen! 

Betr.: Leserbrief zum Europäischen 
Bürgerbegehren der ELP, UZ vom 
28.9.2012, S. 15 

(...) Für mich ist die Praxis - hier und 
heute - entscheidend (...). Und da ist 
meine Erfahrung: Wenn ich die asozi¬ 
ale, undemokratische, inhumane, ge¬ 
fährliche Macht der Multis und der 
„Finanzmärkte“ (d.h. der großen Kapi¬ 
taleigner und ihrer Institutionen) dar¬ 
stelle, habe ich fast alle Leute spontan 
auf meiner Seite. Wir sind uns einig, 
dass deren Macht beschnitten oder gar 
gebrochen werden muss. 

Allerdings, wenn ich dafür das schö¬ 
ne Lehnwort „Sozialismus“ bemühe, 
entsteht vor ihren Augen das Bild, das 
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Die Teile werden vermarktet, der 
Erlös kommt der UZ zugute. 

Das hilft uns, finanzielle Hemmnisse 
von den Schienen zu räumen. 



UZ-Redaktion 
Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 
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Nur Mut! unsere zeit 

Jetzt 4 Wochen testen! Woche für Woche Originalton DKP 


Testabonnement ■ 


Ja, ich will die Wochenzeitung unsere zeit 
vier Wochen kostenlos testen. 

Das Testabonnement endet automatisch. 


Abonnement 


Ja, ich abonniere die Wochenzeitung 
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150 Jahre Antikommunismus, horrible 
DDR-Flüchtlingsstories, gefühlige Sta¬ 
sifilme und -gedenkstätten - und leider 
auch das wenig rühmliche Verschwin¬ 
den desselben zusammen gemixt ha¬ 
ben, die Diskussion geht in eine völlig 
andere, wenig produktive Richtung. 
Also lasse ich es bei „Bekämpfung der 
illegalen Machtballung der transnatio¬ 
nalen Konzerne“ und wende mich der 
komplizierten Frage „Wie willst du das 
hinkriegen?“ zu. Da nutze ich gern die 
Lehre des wunderbaren Marxwortes 
über die Kraft der großen Zahl der 
Machtlosen, die aber erst wirksam wird, 
wenn Organisation sie zusammenfasst 
und Kenntnis der Situation sie befähigt. 
Und während ich diesen furiosen Ap¬ 
pell an meine Zuhörer richte, wird mir 
selber bewusst, dass genau diese Erfolg 
versprechende Gegenkraft, der sich die 
Leute anschließen sollen, nicht da ist. 
(...) Mithin steht für uns Kommunisten 
nicht an erster Stelle, eine vorhandene 
starke, antikapitalistische Bewegung zu 
einer dediziert sozialistischen zu qua¬ 
lifizieren, sondern erstmal eine solche 
mit zu schaffen. (...) 

Deshalb halte ich die Besorgnis einiger 
Genossinnen, dass die Zusammenar¬ 
beit und/oder Unterstützung nichtso¬ 
zialistischer Verbindungen wie EL, 
Linkspartei, Attac usw. die Systemal¬ 
ternative vernebelt, damit objektiv den 
Kapitalismus stabilisiert und so nicht 
aufklärt, sondern die Massen betrügt, 
für völlig abwegig und nicht der histo¬ 
rischen Situation entsprechend. Wir be¬ 
finden uns nicht an der Weggabelung 
Kapitalismus-Sozialismus (wo in der 
Tat die Auseinandersetzung grundsätz¬ 
lich geführt werden muss), sondern vor 
der Frage, ob der aktuelle transnationa¬ 
le Monopolkapitalismus seine prinzipi¬ 
elle Demokratiefeindlichkeit legal (d.h. 
im Konsens mit größeren Teilen der 
Bevölkerung) konstituieren kann. Das 
können wir momentan aus der zuge¬ 
spitzten Lage in Griechenland lernen. 
Diese vordringliche Aufgabe der 
Linkskräfte, eine (eben nicht 1 000!) 
Gegenströmung zu schaffen, die un¬ 
ter den heutigen Bedingungen selbst¬ 
verständlich (noch) keine sozialistisch 
orientierte, sondern eine buntscheckige 
wäre, können wir nicht von außen mit 
Sozialismusgeschrei bewerkstelligen, 
sondern nur in ganz enger Zusammen¬ 
arbeit mit allen in offenen Widerspruch 
zum Profitprinzip Geratenen erreichen. 
(Um einer gern überlesenen Selbst¬ 
verständlichkeit noch einmal Genüge 
zu tun: Unter Beibehaltung einer ei¬ 
genständigen kommunistischen Partei 
marxistischer Ausprägung.) 

Genau bei diesen Partnern müssen wir 
nicht einmal sondern immer wieder 
dafür sorgen, dass sich deren Wut (...) 
gegen die Nutznießer dieses Systems - 
hier wie in den anderen Ländern (wen- 
det). (...) 

Bernd Bücking, München 


FR ★ 12. OKT 


Bremen: 536. Friedenskundgebung in 
Bremen-Nord. Inge Höger, MdB, Partei 
„Die Linke“, spricht zu Afghanistan, Sy¬ 
rien und Iran. Kreuzung Gerhard-Rohlfs- 
Straße und Breite Straße, 17.00 Uhr. 

Karlsruhe: Jahreshauptversammlung 
der DKP Kreis Karlsruhe. Walhalla, 
Augartenstraße 27,19.00 Uhr._ 

Schweinfurt: Gruppenabend der DKP 
Schweinfurt mit dem Dokumentarfilm: 
„Zeit für Zeugen - eine Hommage an 
Ettie und Peter Gingold“. DFG-VK Büro, 
Gabelsbergerstraße 1,19.00 Uhr. 


SA ★ 13. OKT 


Bremen: DKP-Infostand in Bremen-Nord, 
Höhe Volksbank, Gerhard-Rohlfs-Straße, 
10.30 Uhr bis 12.30 Uhr. 


MO ★ 15. OKT 


Freiburg: „Die verschleppte Krise“, Ver¬ 
anstaltung der DKP mit Georg Fülberth. 


Dl ★ 16.0KT 


Freiburg: „Revolutionäre Politik in nicht¬ 
revolutionären Zeiten“, Diskussionsver¬ 
anstaltung der DKP mit Georg Fülbert. Lin¬ 
kes Zentrum „Adelante“, Glümerstraße 2, 
20.00 Uhr. 


Ml ★ 17. OKT 


Stuttgart: Veranstaltung des Waldheim¬ 
verein mit dem Historiker Dr. Hans-Georg 
Müller zur Geschichte der Arbeiterbewe¬ 
gung in Sillenbuch-Heumaden-Rieden- 
berg. Clara-Zetkin-Haus, Gorch-Fock- 
Straße 26,19.30 Uhr. 

München: „Was sagen uns die Berufs¬ 
verbote heute?“ Öffentliche Diskussi¬ 
onsveranstaltung der DKP München zum 
40. Jahrestag des .Radikalenerlasses 1 
mit dem Rechtsanwalt Hans Schmitt- 
Lerman und mit den ehemals vom Be¬ 
rufsverbot betroffenen Sylvia Schilbach 
und Hans-Georg Frieser. Eine-Welt-Haus, 
Schwanthalerstraße 80,19.00 Uhr. 


FR ★ 19. OKT 


Berlin: „Verboten - Verfolgt - Verges¬ 
sen“ , Premiere des neuen Films von Da¬ 
niel Burgholz über den Kalten Krieg und 
seine Opfer in der BRD. Central Kino, Ro- 
senthaler Straße 39,19.00 Uhr. 


SA ★ 20. OKT 


Lüneburg: Jahreshauptversammlung der 
DKP-Gruppe Lüneburg. Gasthausbraue¬ 
rei Nolte, Dahlenburger Landstraße 102, 
17 Uhr. 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch 
in die UZ! Bitte so schnell wie möglich, 
spätestens am Freitag eine Woche vor 
dem Erscheinungstermin der entspre¬ 
chenden Ausgabe der UZ, möglichst auch 
mit Angabe des Themas derVeranstaltung 
an termine@unsere-zeit.de oder UZ-Re¬ 
daktion, Hoffnungstraße 18,45127 Essen. 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Meine progressive Woche 

Vom 29. September bis 5. Oktober 


Samstag 

Zehn Tote hat es in Südspanien bei Un¬ 
wettern gegeben. Vor einigen Jahren habe 
ich selbst erlebt, wie sich inAlmeria eine 
vierspurige Straße nach einem Platzre¬ 
gen in einen unüberquerbaren Strom ver¬ 
wandelte. Auch damals war eine lange 
Dürreperiode vorangegangen. Es war ein 
kurzer,heftiger Schauer und trotzdem ge¬ 
fährlich, als bauwütige Versiegelung und 
Kanalisierung auf das dort unten relativ 
neue Wetterphänomen trafen. 

Es wäre an der Zeit - nicht nur in Spa¬ 
nien - zu verstehen, dass statt Sparpro¬ 
grammen nur Investitionen zur Ver¬ 
meidung von „Natur“katastrophen das 
Angenehme (den Schutz vor den Na¬ 
turgewalten) mit dem Nützlichen (der 
Schaffung von Arbeitsplätzen) verbin¬ 
den könnten. Buchstäblich Billionen von 
Euro stünden dafür bereit, wenn man nur 
das Finanzkasino schließen würde. 

Montag 

Springers Welt weiß zu berichten, dass 
alle 145 europäischen AKW nach einem 
EU-Stresstest zum Teil erhebliche Män¬ 
gel aufweisen. Und das, obwohl Jack 
Hunter von Greenpeace moniert: „Der 
Test hat einige wichtige Punkte ausgelas¬ 
sen, zum Beispiel Evakuierungspläne: Es 
gibt Kraftwerke, die sind zehn Kilome¬ 
ter von einer Stadt entfernt, zum Beispiel 
von Antwerpen. Und die Prüfer haben 
die Verkettung von Naturkatastrophen, 
die ja in Fukushima das Problem war, 
ausgelassen.“ 

Der Atomindustrie bleibt jetzt nur noch 
die „Tabak“-Werbestrategie: Ein Bild 
von Harrisburg, Fukushima, Tchernobyl 
oder einem beliebigen deutschen AKW 
im Betrieb und darüber in strahlenden 
Buchstaben: „Ich rauche gerne“. 

Donnerstag 

Vornehmlich im schwarz-gelben La¬ 
ger wird über die Geldgeilheit (mindes¬ 
tens 560 000 Euro für Kurzvorträge)des 
Kanzlerkandidaten Steinbrück Klage ge¬ 
führt und über dessen Unabhängigkeit 
(„Kandidat der Banken“) sinniert. Rich¬ 
tig so. Es ist alles wahr. 

Es ist aber auch wahr, dass Deutschland 
unter dieser Regierung zum erlauchten 
Kreis von Staaten wie Japan, Myanmar, 


Sudan, Saudi-Arabien, Nordkorea und 
Syrien gehört, die das von 161 Staaten 
ratifizierte „Übereinkommen der Ver¬ 
einten Nationen gegen Korruption“nicht 
rechtskräftig unterzeichnet haben. 

Das Übereinkommen schließt u. a. eine 
Lücke, durch die Steinbrück und andere 
Abgeordnete womöglich schlüpfen. Be¬ 
stechlichkeit ist nämlich nach jetzt gelten¬ 
dem deutschen Recht regelmäßig dann 
nicht gegeben, wenn die Bestechungsgel¬ 
der nach der betreffenden Bundestags¬ 
abstimmung geflossen sind. Ein wirklich 
sauberes Gesetz . 

Freitag 

In Bayern sind die Kinder schlau, in 
Hamburg, Bremen und Berlin doof. Das 
legt der heute vorgestellte Bundesländer- 
Grundschulleistungsv er gleich nahe. Fe¬ 
sen, Schreiben und Mathematik können 
die Kleinen im Süden anscheinend wirk¬ 
lich besser als ihre Altersgenossinnen im 
Norden. Welchen politischen Honig die 
Christ-Sozialen daraus ziehen werden, 
kann man sich denken. 

Die eigentliche Botschaft der Untersu¬ 
chung liegt aber woanders. In allen Bun¬ 
desländern zeigt sich erneut eine hohe 
Abhängigkeit des Bildungserfolges von 
der sozialen Herkunft. Das bürgerliche 
Bildungsprivileg ist ungebrochen. Bei 
progressiver Neigungen unverdächtigen 
Jura-Studierenden fand ich eine Defini¬ 
tion des Begriffes auf der website http:// 
www.juramagazin.de/bildungsprivileg: 

„Bildungsprivileg - Vorrecht der in der 
Ausbeutergesellschaft herrschenden 
Klassen und der mit ihnen verbunde¬ 
nen sozialen Schichten auf Bildung, bes. 
ausgeprägt in der bürgerlichen Klassen¬ 
gesellschaft, die den Werktätigen nur je¬ 
nes Minimum an Wissen zugesteht, das 
für deren Arbeit in der Produktion un¬ 
umgänglich ist und ihnen durch öko¬ 
nomische Abhängigkeit (ungenügende 
finanzielle Möglichkeiten der. Arbeiter 
und werktätigen Bauern) sowie durch 
rechtliche Regelungen (z.B. Schultypen, 
numerus clausus) höhere Bildung vor¬ 
enthält.“ Hat mir gut gefallen, Kommili- 
toninnen. Mit den Juristlnnen geht es in 
diesem Land anscheinend aufwärts. 

Adi Reiher 


„... dem äußersten Elend in die 
Arme getrieben..." 

Charles Fourier vor 175 Jahren gestorben 


„Wie wunderbar ist euer Gesellschafts¬ 
bund geeignet, den Reichen ihre Freu¬ 
den und die Straflosigkeit ihrer Verbre¬ 
chen zu sichern! Wie ohnmächtig ist er, 
um den Armen ihren Unterhalt, Arbeit 
und Schutz gegen ihre Ausbeuter zu ge¬ 
währen!“ 

Diese vor zweihundert Jahren vom 
Frühsozialisten Charles Fourier geäu¬ 
ßerten Worte haben nichts von ihrer 
Wahrheit eingebüßt. Vor 175 Jahren, am 
10. Oktober 1837, ist der große französi¬ 
sche Visionär in Paris gestorben. 
Fourier musste zeitlebens als kaufmän¬ 
nischer Angestellter in gedrückten fi¬ 
nanziellen Verhältnissen leben. Er war 
Zeuge der ersten großen kapitalisti¬ 
schen Wirtschaftskrise in Frankreich 
(1826) und des Elends der Lyoner Tex¬ 
tilarbeiterinnen. All dies führte ihn zur 
Kritik an der „industriellen Anarchie“ 
des Frühkapitalismus. Zwei Hauptübel 
sieht Fourier dabei vor allem: Das eine 
ist die Zersplitterung der industriellen 
und landwirtschaftlichen Produktion; 
zum anderen richtet sich sein Zorn ge¬ 
gen den Parasitismus des Handels. Der 
Handel ist in seinen Augen nichts ande¬ 
res als „eine unter der Maske der Ge¬ 
setzlichkeit organisierte und legitimier¬ 
te Räuberwirtschaft.“ Als Ursache der 
Unmoral der Händler sieht Fourier die 
grundsätzliche Unvernunft der Vertei¬ 
lungsordnung, die in den Wirtschaftskri¬ 
sen ihren sichtbarsten Ausdruck findet: 
Eine Krise nicht aus Mangel, sondern 
aus Überfluss - das ist in seinen Augen 
„eine auf den Kopf gestellte Welt.“ Ei¬ 
nen Weg, diesem Übel abzuhelfen, sah 
Fourier in der Wiedervereinigung von 
Erzeugung und Verbrauch in Gestalt 
von Produktivassoziationen, den soge¬ 


nannten Phalansteres. Auf friedlichem 
Wege, durch die Kraft der Überzeugung 
und des Beispiels sollten nach den Vor¬ 
stellungen Fouriers diese „Produktions¬ 
genossenschaften“ letztlich den Kapita¬ 
lismus überwinden. 

Was Fourier von der Mehrzahl der 
anderen kommunistischen Visionäre 
grundlegend unterscheidet: Seine Men¬ 
schen sind allesamt von ihren Sinnen 
und Leidenschaften bewegt und moti¬ 
viert - von den individuellen, wie von 
den noch wichtigeren sozialen Leiden¬ 
schaften, der Streitlust, dem Verände¬ 
rungstrieb und der Begeisterung. Fou¬ 
riers Idee war es, dieses persönliche Po¬ 
tential sozial nützlich anzuwenden und 
auf ein Ziel hinzulenken, aus dem für 
den Einzelnen und für die ganze Gesell¬ 
schaft Vorteil erwächst. Und er maß der 
Beteilung der Frauen an diesem Prozess 
eine große Rolle zu. 

In einem seiner Werke schrieb er: „Die 
Harmonie entsteht nicht, wenn wir die 
Dummheit begehen, die Frauen auf Kü¬ 
che und Kochtopf zu beschränken. Die 
Natur hat beide Geschlechter gleicher¬ 
maßen mit der Fähigkeit zu Wissen¬ 
schaft und Kunst ausgestattet.“ In dieser 
Arbeit ist auch der von Marx und En¬ 
gels häufig zitierte Gedanke enthalten, 
wonach das Maß der Befreiung der Frau 
ein Kriterium des Entwicklungsstandes 
einer Gesellschaft darstellt. 

In seiner Schrift „Die Entwicklung des 
Sozialismus von der Utopie zur Wissen¬ 
schaft“ schreibt Friedrich Engels voll 
Hochachtung: „Fourier handhabt die Di¬ 
alektik mit derselben Meisterschaft wie 
sein Zeitgenosse Hegel.“ 

Günther Stamer 



... Demonstranten hätten vor etwa zwei Wochen in Portugal und Spanien gegen Sozialabbau und die von der EU diktierte 
Sparpolitik protestiert. So lautet (wie) gleichgeschaltet die Formel „unserer“ Medien von FAZ bis Tagesschau. 

Die Bilder der Demonstrationen - dank Internet verfügbar - sprechen eine andere Sprache. Unser Foto zeigt den prall 
gefühlten Praca do Comercio in Lissabon, der mit 200 mal 200 Meter immerhin Bonner Hofgartendimensionen erreicht. 
Und darauf passten schon mal 300 000 Menschen. Nach Auskunft der Veranstalter protestierten in Lissabon übereine 
Million Menschen. 

In Madrid sah es um den Neptun-Brunnen auf der Plaza de las Cortes kaum anders aus. In Spanien wurde zudem gleichzei¬ 
tig in anderen Städten protestiert. 


Bernie bei den Griechen 

Formel-i-Strecke bei Patras? 


L ange war Piräus als griechische For- 
mel-l-Strecke im Gespräch; ausge¬ 
rechnet der Schmuddelhafen vor 
Athen sollte Monaco Konkurrenz ma¬ 
chen. Das hat eh kaum einer geglaubt - 
wie auch angesichts der allgemeinen 
Lage in Griechenland? 

Jetzt wird bekannt, dass die griechische 
Regierung ausgerechnet im aktuellen 
Sparhaushalt knapp 30 Mio. Euro für 
den Bau einer Rennstrecke bei Patras 
in Chalandritsa, Achaia bereitstellt. Da 
ist der Wahnsinn zur Methode gewor¬ 
den. Bekanntlich haben die irrwitzi¬ 
gen Staatsausgaben für die Olympiade 
von 2004 einen nicht unwesentlichen 
Beitrag zur griechischen Finanzkrise 
geleistet. Damals waren griechische 
Bauunternehmer reich und der Staat 
arm geworden, weil das Internationale 
Olympische Komitee Ein-Weg-Sport- 
stätten auf höchstem Niveau forderte. 
Auch Formel-l-Boss Bernie Ecclesto- 
ne ist dafür bekannt, dass er für sei¬ 
nen einmal im Jahr gastierenden Zir¬ 
kus von der Kloschüssel über die Ver¬ 
kehrsanbindung bis zum Nachtleben 
ausschließlich Oscar Wildes Devise gel¬ 
ten lässt: „Mit dem guten Geschmack 
ist es ganz einfach: Man nehme von al¬ 
lem nur das Beste.“ Sollte man in Athen 
tatsächlich so gehirnerweicht sein, dass 
man sich in die moneygeilen Hände des 
greisen Zwerges Ecclestone begibt? 
Viel spricht - leider - dafür. Sparkurs 
hin oder her. In Wahrheit folgt die grie¬ 
chische Regierung wie die Pendants in 
ganz Europa immer noch dem Prinzip, 
das Geld des Steuerzahlers hat so di¬ 
rekt wie möglich den Reichtum der 
oberen Zehntausend zu vermehren. 
Natürlich verspricht man Arbeitsplätze 
(500) für eine strukturschwache Regi¬ 
on, einen Aufschwung für den Touris¬ 
mus (für 3 Tage), Investitionen in die 
Infrastruktur (eine neue VIP Lounge 
auf dem Flughafen von Araxos und im 
Hafen von Patras). Selbst wenn gebaut 
wird und nie ein Formel-1-Bolide über 
den Kurs jagt, wäre damit der Zweck 
erfüllt. Es wurde investiert; wieder ro¬ 
tierten Millionen Euro von unten nach 
oben. 

Viel spricht dafür, dass es genauso läuft 
und die Formel 1 sich nicht in das ge¬ 
machte Bett legt. An ihrem rasenden 
Weg wäre dann der Nürburgring nicht 
mehr das letzte Opfer. 


Dabei täte der geschichtsträchtige Bo¬ 
den des Peloponnes den PS-Protzen 
vielleicht nicht schlecht. Schon Pelops, 
Namensgeber der Halbinsel, errang der 
Sage nach seine Frau Hippodomeia, in¬ 
dem er ihren Vater, König Oinomaos, 


Griechenland - auch machen, wenn 
kein weiterer überflüssiger Rennkurs 
gebaut wird. Vorbild sein, Sebastian, 
Nico! Hie Achaia, hie terra, hie salta! 

Siggi Emmerich 



Hier bei Chalandritsa soll die griechische Formel-i-Strecke entstehen. Der 
autokinitodromo (Rennkurs) ist noch eine Schafwiese, aber bereits eingezäunt 
und beschildert. 


im Wagenrennen von Elis nach Korinth 
besiegt. (Dabei müssen sie auch durch 
die Gegend von Chalandritsa gekom¬ 
men sein). Poseidon der Meeresgott 
persönlich hatte ihm seine unsterbli¬ 
chen Rosse zur Verfügung stellte. Das 
sind doch Mythen, aus denen man 1,2,3 
ganz viele Silberpfeile schnitzen kann. 
Die deutschen Rennfahrer könnten au¬ 
ßerdem den Aufenthalt nutzen, um ins 
eine Autostunde entfernte Kalavrita zu 
fahren, das 1943 - wie 25 andere Dörfer 
der Region - von der 117. Jägerdivisi¬ 
on der Wehrmacht unter Generalma¬ 
jor Karl von Le Suire dem Erdboden 
gleichgemacht wurde. Weit mehr als 
700 Menschen (vor allem Frauen, Kin¬ 
der und Greise) wurden umgebracht. 
Vettel, Rosberg und Co. können sich 
vielleicht dafür einsetzen, dass den Hin¬ 
terbliebenen endlich die bisher verwei¬ 
gerte Entschädigung ausgezahlt wird. 
Übrigens kann man das - nicht nur in 


Der rote Kanal 


Comandante, USA , E 2003 
Oliver Stone trifft Fidel Castro und hat drei 
Tage Zeit, dem Mythos dieses Mannes und 
seiner Politik auf die Spur zu kommen. Fidel 
hat es einfach drauf. 

So., 14.10., 23.45-1.20 Uhr, br3 

Goldman Sachs - Eine Bank lenkt die 
Welt, F 2012 

Die amerikanische Investmentbank Gold¬ 
man Sachs ist in den letzten Jahren zum 
Symbol für Maßlosigkeit und ausufernde 
Spekulationen im Finanzbereich geworden. 

Mi., 17.10., 22.40-23.55 Uhr, arte 

Besuch bei Täve, D 2012 

Täve Schur ist mit über 80 Jahren immer 
noch einer der populärsten Sportler des 
Ostens. 

Do., 18.10., 23.05-23.35 Uhr, mdr 







